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Induſtrie und Schutzzölle. 


Die arme deutſche Induſtrie! Schon ſeit Jahren ringt ſie vergebens, den 
Umarmungen des engliſchen Rieſen ſich zu entwinden. Schutzzölle, um je⸗ 
den Preis Schutzzölle! lautet das Feldgeſchrei der Fabrikanten, der Baum⸗ 
wollenſpinner und Baumwollenweber unter der Leitung des Dr. Liſt; bis 
jetzt hat der Zollverein ſeine alte Handelspolitik noch nicht aufgegeben, die 
zum großen Leidweſen der praktiſchen und erfahrenen Handelsmänner noch 
in den Händen der büreaukratiſchen Staatsmänner iſt — bis jetzt hat der 
Zollverein noch Anſtand genommen, die Intereſſen dieſer Klaſſe von Fa⸗ 
brikanten zum überwiegenden Einfluſſe gelangen zu laſſen. In dem Zoll⸗ 
verein, auf dem materiellen Gebiete muß der Kampf der deutſchen Bour⸗ 
geoiſie gegen die Büreaukratie zur Entſcheidung kommen; die Fabrikanten 
werden allmählig durch die Noth gezwungen, durchzuſetzen, daß die Han⸗ 
delspolitik des Zollvereins nach ihren nationalökonomiſchen Prinzipien re⸗ 
formirt werde. Es handelt ſich für ſie um Sein oder Nichtſein, um Macht 
oder Ruin, und das iſt ein Grund, der beſtimmend genug für ſie iſt, für 
die Rettung aus dieſer kritiſchen Lage auch die größten Anſtrengungen nicht 
zu ſcheuen, und die impertinenteſten Sophismen zu Hülfe zu rufen. Alle 
Hülfsmittel, die ſie für die Beweisführung der Richtigkeit ihrer Theorien 
gebrauchen kann, müſſen ihr willkommen ſein; ſie nimmt auch keinen An⸗ 
ſtand das „Volk“ vorzuſchieben, und die „nationale Wohlfahrt,“ um wel⸗ 
che es ſich handele; fie identiſizirt ihr egoiſtiſches Privatintereſſe mit dem 
des Volkes, das ſich wenig um Schutzzölle kümmert, das Befreiung aus 
ſeinem Elende fordert. Die Ariſtokratie und Bourgeoiſie aller Länder iſt 
„national,“ und auch die deutſche rühmt viel von ihrer Nationalität, von 
ihrem deutſchen Sinn und deutſchen Streben, womit ſie die Wich⸗ 
tigkeit ihrer Beſtrebungen für die „Geſammtheit“ bezeichnen will. Sie 
bildet noch nicht in dem Sinne, wie die engliſche und franzöſiſche Klaſſe 
gleichen Namens, eine den Intereſſen der beſitzloſen Klaſſen gegenüber ge⸗ 
ſchloſſene Geſammtmacht, die überall bewußt den ihr entſchieden feindli⸗ 
chen Beſtrebungen entgegentritt; — aber ſie iſt in der beſten Entwickelung 


begriffen, ſich ein beſonderes, durch ihre gemeinſamen a geſchloſſenes 
Das Weſtphäl. Dampfb. 47. II. 
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Standes bswußtſein zu bilden. Sie phantaſirt zwar noch, fie theo⸗ 
retiſirt A fie will durch Schutzzölle oder anderſeits durch Handelsfreiheit, 
auch dunh Vereine die Wunden des Volkes heilen; fie iſt philantropiſch 
noch zum größten Theile, — ſie will durch „Hebung“ der Induſtrie das 
Volk heben, ja ſie nennt ſich auch wohl „ſozialiſtiſch,“ wenn ſie ihre Sym⸗ 
pathie für die Sache des Volkes bezeichnen will. Wie kühn, wie hochher⸗ 
zig! Dieſe eigenthümliche Art von Sozialismus, ein ſonderbares Gemiſch 
aus dem „guten Willen,“ Mitleid und Wohlthätigkeit aus moderner 
Reformkoquetterie mit dem alten Zopf, dem gründlichſten Reſpekt vor den 
„wohlerworbenen Rechten“ aller Art, iſt auch in der Literatur Modeartikel 
geworden; es gehört zum „guten Tone,“ zuweilen etwas ſozialiſtiſch zu 
ſchwätzen. Jammer und Mitleid affektiren die Herren genug, aber wahr- 
lich ſelten blitzt jene Kraft der unerſchütterlichen Ueberzeugung, des männ⸗ 
lichen Willens, welche allein dafür bürgt, daß die Zeit der feigen Senti⸗ 
mentalität und Zerriſſenheit endlich hinter uns liegt. Wer den Gefühls— 
brei und die Romantik, die unſere Literatur täglich produzirt, hinunter zu 
würgen vermag, muß eine geſunde Natur haben. Aus der Arroganz, die 
auf allen Gaſſen damit prahlt, daß ſie das „Volk“ am beſten kenne, ohne 
jemals ſich um ſeine wirkliche Lage, ſeine Mühen und Sorgen und um 
das, was in ihm, wenn auch noch unklar nach Geſtaltung ringt, beküm⸗ 
mert zu haben — aus dieſer Arroganz entſtehen alle jene kindiſchen Ge⸗ 
ſchichtchen und Schriften, welche das „Volk“ leſen ſoll, um kindlich und 
kindiſch zu bleiben. Dieſe Schriftchen, „Dorfgeſchichten“ und „Gevatters⸗ 
männer“ des Hrn. Auerbach und Konſ. gehen von der Vorausſetzung aus, 
daß das Volk ein Kind ſei und wie ein Kind behandelt werden müſſe; 
aber das Volk verlangt geſunde Nahrung, es iſt mit den Milchſuppen 
nicht zufrieden. Auch die Milchſuppen ſollen „ſozialiſtiſch“ ſein und jene 
Herren, die das Volk ſo gut zu kennen vorgeben, würden ſehr böſe wer⸗ 
den, wollte man ihnen die Liebe zum „Volke“ abſprechen. Aber was dieſe 
Herren retten wollen im Volke, was ſie das weſentliche Element deſſel⸗ 
ben nennen, jene poetiſche Idylle — o weh! — ſie exiſtirt nirgends mehr, 
als in ihren eigenen Köpfen, und die ſchönen Träume von ländlicher 
idylliſcher Unſchuld brechen zuſammen vor der rauhen Wirklichkeit. — Doch 
wie fol das mit der Induſtrie zufammen hängen? Dorfgeſchichten und 
Induſtrie? Näher, als man vielleicht glaubt. Erſtens wird der, welcher 
das „Volk“ der Induſtrie kennen gelernt hat, das fleißige aber im Elende 
verkümmernde Volk, niemals mehr idylliſche Dorfgeſchichten ſchreiben, die 
die „ſüßen Gewohnheiten“ und die kindlich⸗poetiſchen „Sitten“ des Volkes 
lobpreiſen — ohne für das Irrenhaus reif zu werden. — Zweitens prunkt 
auch jene Klaſſe von Induſtriellen, welche durch Schutzzölle das Elend der 
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Proletarier heilen will, theilweiſe mit ihrer ganz beſondern „Liebe zum 
Volke,“ und „will“ ihm auch wohl helfen, ſo weit es durch Wohlthätig⸗ 
keit und ohne Beeinträchtigung ihrer Vorrechte möglich iſt. Aber was 
nützt alles „wohlwollende“ Mitleid zuletzt, aller erheuchelte oder 
aufrichtig gemeinte Jammer, der ganze bürgerliche Sozialismus, 
der zwar immer geſteht: „Ja, es muß etwas geſchehen, den Leuten muß 
geholfen werden,“ aber vor lauter Furcht, das Beſtehende möge nicht be⸗ 
ſtehend bleiben, es nicht weiter, als zu Phraſen bringt. 

Neben jener Klaſſe liberal-phlilantropiſcher Bourgeois bildet ſich eine 
andere, die mit mehr Bewußtſein auftritt und es endlich auch nicht mehr 
verhehlt, daß ſie nur für ihre egoiſtiſchen Intereſſen kämpft und dem 
Satze ihres Herrn und Meiſters, des Dr. Liſt folgt, daß es noch größere 
Uebel gebe, als einen Stand von Proletariern, nemlich „leere Schatzkam⸗ 
mern!“ Wenn dieſe Partei für Schutzzölle kämpft und Hebung der In⸗ 
duſtrie, ſo weiß ſie ſehr wohl, daß dieſe „Induſtrie“ in der heutigen Or⸗ 
ganiſation unter der Herrſchaft des habgierigen Kapitales das arbeitende 
Volk dem Elende und der Entwürdigung überliefert, ſie weiß ſehr wohl, 
daß Schutzzölle nichts helfen — aber warum ſollte ſie das öffentlich 
ſagen? das iſt überflüſſig. Dieſe Induſtriellen verſchanzen ſich hinter der 
„ökonomiſchen Nothwendigkeit der Hebung des Nationalwohlſtandes, dem 
drohenden Ruin der Induſtrie;“ dieſer „Nationalwohlſtand“ aber beſteht 
in der „Vermehrung der Tauſchwerthe“ und hat die bemerkenswerthe Ei⸗ 
genſchaft, daß die „Wohlfahrt der Menſchen“ dazu in umgekehrtem 
Verhältniſſe ſteht. Warum ſollten dieſe Herren, die ſoviel Sorge darauf 
zu verwenden haben, wie fie ihr Kapital am „nützlichſten“ vermehren kön⸗ 
nen, die „Arbeiten“ das „für ſich Arbeiten laſſen“ nennen, warum ſoll⸗ 
ten dieſe liberalen Männer ſich zu ihren „ſchweren“ Sorgen noch die 
Sorge um das Proletariat aufladen? Das iſt nur geſchaffen, um ver⸗ 
braucht zu werden, wie jedes andere Werkzeug. Die Kritik ſucht ihren 
Gegner, wenn er ſich nicht offen zeigt, auch in ſeinem Verſtecke auf, 
und jene Bourgeoiſie wird es am Ende nicht mehr wehren können, daß 
ihre Volkswirthſchaftslehre endlich auch praktiſch der Vernichtung übergeben 
wird, wie ſie theoretiſch ſchon längſt ihre Heiligkeit verloren hat. 

Induſtrie und Schutzzölle! das Thema iſt ſchon oft und erſchöpfend 
behandelt worden; unſere Leſer werden ſich nicht ohne Grund vor lang— 
weiligen Wiederholungen fürchten. Aber wenn ſich jene liberale Klaſſe 
nicht ſcheut, in ihren Organen immer die alten Beweisgründe und Rai⸗ 
ſonnements zum Ueberdruſſe zu wiederholen, ſo darf auch die Kritik nicht 
ermüden, ſophiſtiſche Beweisführungen auf ihren wahren Gehalt zurückzu⸗ 
führen, damit man Menſchen und Zuſtänden offen in's Geſicht ſehen kann. 

5% 
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In der jüngſten Zeit hat die Erhöhung des Zolles auf engliſche 
Twiſte von 2 Thlr. auf 3 Thlr. pro Ctr. ohne Rückzoll auf 
den Export der Baumwollenfabrikate wieder Veranlaſſung gegeben, die 
Schutzzollfrage wieder anzuregen und unſere Fabrikanten in Bewegung zu 
ſetzen. Jene Maaßregel, die nur einen fiskaliſchen Zweck hat, berührt 
die Intereſſen unſerer Induſtriellen zu nahe, als daß fie dazu ſich ruhig 
verhalten könnten. Die Schutzzoll⸗Einrichtungen des Zollvereins find nicht 
geeignet, die deutſche Induſtrie von der engliſchen Suprematie zu befreien 
und zur „Blüthe“ zu bringen, ſondern erhalten ſie vielmehr fortwährend 
in einem ſchwankenden Zuſtande. So iſt auch die neue erwähnte Maaßre⸗ 
gel nicht genügend, neue Baumwollſpinnereien im Zollverein hervorzuru⸗ 
fen, wie das auch ſchon die belgiſchen Fabrikanten, die anfangs nachthei⸗ 
lige Folgen für ihre Baumwolleninduſtrie davon befürchteten, zugegeben 
haben. Durch Erhöhung des Schutzzolles auf ausländiſche Garne ohne 
einen entſprechenden Rückzoll für die exportirten Baumwollenfabrikate wür⸗ 
den aber die Baumwollen-Webereien entſchieden zurückgeſetzt werden. 
Auch find gegen jene Maaßregel ſchon die Rothfärber des Wupper— 
thales aufgetreten und haben fi in einem Protokolle, welches die Andre 
ner Ztg. Nr. 319 mittheilt, offen dahin ausgeſprochen, „daß jene Zoller⸗ 
höhung von nicht weniger als 50% für ihre Branche im höchſten 
Grade verderblich ſein würde.“ „Die Zollvereinsſtaaten konſumiren nur 
gegen 1½ Millionen Pfund — Die Türkiſch⸗Rothfärbereien des Wupper⸗ 
thales färben jährlich ein Quantum von ungefahr 5 Millionen Pfund im 
Werthe von ungefähr 4 ¼ Millionen Thaler — für die übrigen / vom 
geſammten Quantum, oder 3 ½ Millionen Pfund müſſe der Abſatz außer⸗ 
halb des Zollvereines, beſonders in Oſtindien geſucht werden. Die im 
Zollverein beſtehenden Spinnereien liefern kaum ½ des von der Vereins⸗ 
ländiſchen Baumwolleninduſtrie benöthigten Quantums und die zu der 
Färberei nöthige beſſere Qualität ſei der Fabrikant gezwungen, zum größ⸗ 
ten Theile aus England zu beziehen. Durch jene Zollerhöhung werde aber 
das deutſche Fabrikat vertheuert und damit ſei der Verfall der Färbereien 
unausbleiblich, weil der Abſatz auf den ausländiſchen Märkten der ſtarken 
engliſchen Konkurrenz erliegen würde.“ Die Rothfärber fanden ein Mit⸗ 
tel gegen das „ihnen und ihren Arbeitern drohende Unglück“ nur in einer 
vom Staate gewährten „Rückvergütung des Zolles.“ „Die hohe Staats⸗ 
regierung habe es ſtets ausgeſprochen, daß bei Erhebung der Zölle auf die 
Erzeugniſſe der Induſtrie nicht eine Hebung der Staatseinkünfte, 
ſondern ein Schutz der vaterländiſchen Induſtrie beabfichtigt werde “ und 
ſie beantragen daher „bei dem hohen Finanzminiſterium die Gewährung 
eines Rückzolles von 3 Thlr. pro Ctr. auf alle auszuführenden 
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Türkiſchroth gefärbten baumwollenen Garne,“ damit ihr Exporthandel nicht 
vernichtet werde. Ein anderer Schlag iſt den Induſtriellen durch den 
neuen belgiſch-holländiſchen Handelsvertrag zugefügt worden, 
wodurch den Einfuhrartikeln aus Belgien erhebliche Begünſtigungen vor 
den Einfuhrartikeln der Induſtrie des Zollvereins gewährt werden ſollen. 
Gegen dieſe Maaßregel werden Differentialzölle gegen die Nieder- 
lande verlangt und die Induſtriellen und „Induſtriefreunde“ des Rhein⸗ 
landes haben ſich ebenfalls mit einem Geſuche an den Finanzminiſter ge⸗ 
wandt, worin ſie die für die Induſtrie des Zollvereins verderblichen Wir⸗ 
kungen jenes Handelsvertrage zu ſchildern ſuchen. — 

Dann aber kommen die Baumwollenſpinner, denen zur „He⸗ 
bung ihrer Induſtrie“ jene Erhöhung des Zolles von 2 Thlr auf 3 Thlr. 
pro Ctr. noch nicht genügend iſt; dieſe verlangen 5 Thlr. Schutzzoll 
pro Ctr. und entſprechenden Rückzoll, wodurch die Intereſſen der Baum⸗ 
wollſpinner und Baumwollweber vermittelt werden ſollen. Ein Schutz⸗ 
zoll auf Baumwollgarne ohne einen entſprechenden Rückzoll bei der Aus⸗ 
fuhr der daraus verfertigten Fabrikate müßte den gänzlichen Ruin dieſes 
Exportgeſchäftes zur Folge haben. Die Organe für die Intereſſen dieſer 
Induſtriellen ſind beſonders die Aachener und die Weſer-Zeitung. Jene, 
welche zwar ſehr freiſinnig iſt, ſo weit es gehen will, bekundet in allen 
ihren Artikeln eine merkwürdige Unkenntniß der ſozialen Bewegung, indem 
ſie immer in's blaue hinein gegen einen ſelbſtgemachten Strohkerl ficht, 
den ſie „Kommunismus“ nennt. Hinter ihrer Zollvereinspolitik ſchimmern 
alle jene ſchönen „nationalen“ Träume unſerer Induſtriellen in nebelgrauer 
Ferne von „Deutſchlands Größe, deutſcher Induſtrie, Schiffahrt, Kolonie, 
Kriegsflotte u. ſ. w. u. ſ. w. In neueſter Zeit widmet ſie der Schutz⸗ 
zollfrage längere Artikel, worin ſie den Ruin der deutſchen Induſtrie pro⸗ 
phezeit, wenn nicht die Zölle erhöhet werden, d. h. der deutſchen Baum⸗ 
wolleninduſtrie. Zölle, Zölle! Schon, Jahre lang gellen dem deutſchen Pub⸗ 
likum davon die Ohren und noch immer ſind die Wünſche unſerer Indu⸗ 
ſtriellen unerfüllt geblieben. Weßhalb? Hat der Staat vielleicht nicht die 
Abſicht, die Induſtrie zu „heben,“ weil er, wie man ſagt, ſeine Stütze 
in dem Ackerbau und dem feudalen Grundbeſitz hat und eine induſtrielle 
Bourgeoiſie und ein ausſchließliches in duſtrielles Proletariat nicht zur 
Ausbildung gelangen laſſen will? Es ſcheint beinahe ſich ſo zu verhalten. 
Eine andere Frage iſt es, ob er auf die Dauer dieſer in der modernen 
Zeitentwickelung begründeten Macht widerſtehen kann. — Die Aachener 
Zeitung wirft auch zuweilen einen mitleidigen Seitenblick auf die arbei⸗ 
tenden Klaſſen, aber auch nur zuweilen. Ueber Schutzzölle und Baum⸗ 
wolle das Loos der Tauſend Unglücklichen zu vergeſſen, die in den Zwin⸗ 
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gern der modernen induſtriellen Lehnsherrſchaft, in den Fabriken und über 
ihren Webeſtühlen verkümmern, das iſt liberal, ächt liberal! 

Die erwähnten Artikel über „die Nothwendigkeit der Schußzölle für 
Baumwollengarn und Baumwollenwaaren“ bringt die Aachener Zeitung in 
Nro. 319 und Nro. 323. „mit beſonderer Berückſichtigung der induſtriellen 
Verhältniſſe des Kreiſes Gladbach.“ Der I. Artikel erörtert die Frage: 
Bedürfen die deutſchen Baumwollſpinnereien und Baumwollwebereien eines 
Schutzzolles und resp. eines Rückzolles? Der Verfaſſer beweiſet die Noth⸗ 
wendigkeit aus der Ohnmacht der deutſchen Induſtrie, mit der engliſchen 
zu konkurriren. Obgleich es bekannt iſt, daß den Induſtrieintereſſen der 
Baumwollenlords die Intereſſen der Ackerbauariſtokratic feindlich gegenüberſte⸗ 
hen, welche ſich mit aller Macht gegen die Aufhebung der den Induſtriellen 
vortheilhaften Aufhebung der Kornzölle auflehnt, fo erzählt unſer Verfaſ—⸗ 
ſer doch höchſt naiv von einer „durch die engliſche Verfaſſung erzeugten 
harmoniſchen Ausbildung aller materiellen Intereſſen — 
des Acker⸗ und Bergbaues, der Induſtrie des Handels und der Schiffahrt — 
welche dieſe verſchiedenen Erwerbszweige in einen organiſchen Zuſam⸗ 
menhang geſetzt habe, wodurch ein Jeder auf die fernere Ausbildung 
und Förderung der Uebrigen wieder vortheilhaft einwirkt.“ Die Anla⸗ 
gekoſten einer Spinnerei in Deutſchland ſollen ſich um 36% höher, als 
in England herausſtellen — auch müſſe das Betriebskapital einer 
deutſchen Spinnerei um 650% größer ſein, als das einer engliſchen, weil 
trotz der „niedrigen Arbeitslöhne in Deutſchland“ die jährlichen 
Betriebskoſten einer deutſchen Spinnerei höher ſeien, als die einer engli— 
ſchen. Daher kann ver deutſche Fabrikant nirgends mehr mit den engli⸗ 
ſchen und belgiſchen konkurrireu, die mit vortheilhafteren Mitteln produzi⸗ 
ren; ſo iſt der Export der deutſchen Baumwollen-Fabrikate z. B. nach 
Holland in den letzten 10 Jahren fo geſunken, daß er nur noch ½ des 
früheren beträgt. Früher gab dieſe Induſtrie im Kreiſe Gladbach 10,000 
Arbeitern lohnende Beſchäftigung, jetzt nicht mehr. — Das mag Alles rich- 
tig ſein, beweiſet aber noch nicht, wie durch Schutzzölle die deutſche Indu⸗ 
ſtrie, welche in jeder Beziehung der engliſchen gegenüber ungünſtig geſtellt 
iſt, anders, als auf Koſten der Konſumenten befähigt werden foll, 
die furchtbare engliſche Konkurrenz zu bewältigen und beſonders, wie da⸗ 
durch die Lage der fich mehrenden arbeitsloſen Bevölkerung verbeſſert wer⸗ 
den ſoll. a 

Der zweite Artikel behandelt die Fragen: I ein höherer Schupgol 
resp. Rückzoll für Baumwollen ⸗ Garne und Fabrikate mit den allge- 
meinen Landes intereſſen verträglich? Iſt das erwünſchte Ziel, den 
Baumwollſpinnereien den inländiſchen Markt und den Webereien ein 
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vortheilhaftes Exportgeſchäft zu ſichern, von der Gewährung eines 10jähri⸗ 
gen Schutzzolles von 5 Thlr., und eines angemeſſenen Rückzolles zu Gun⸗ 
ſten der Exportgeſchäfte zu erwarten oder giebt es hierzu zweckmäßigere Mit⸗ 
tel?“ Es muß dem Verfaſſer natürlich Alles daran liegen, dieſe Harmo— 
nie der verlangten Maaßregel mit den „allgemeinen Landesinter-⸗ 
eſſen“ herauszubringen, und wenn es nöthig iſt, durch einige Sophiſte— 
reien. Jene alltägliche Phraſe „allgemeine Landesintereſſen“ iſt ſchon eine 
vollkommene Sophiſterei, auf deren nähere Erklärung niemals eingegangen 
wird. Dieſe Allgemeinheit der Landesintereſſen iſt nur der Inbegriff der 
Intereſſen der Beſitzenden, und zwar ihrer ausſchließlichen Intereſſen; 
es handelt ſich dabei nur um die Intereſſen der Induſtriellen oder der 
Grundbeſitzer, die es im Zollverein bis jetzt noch nicht zu jener erſehnten 
„Harmonie“ haben bringen können. Der Egoismus hat immer Furcht, 
daß er auf ſeinen eigenſüchtigen Beſtrebungen ertappt werden möge; er 
hängt ſich deßhalb das Mäntelchen der „Vaterlandsliebe“ um, oder, wie 
es in moderner Sprache heißt, „des Geſammtintereſſes.“ Wäre der Ego⸗ 
ismus aufrichtiger, wir hätten nicht mehr gegen abſichtliche oder nicht ab⸗ 
ſichtliche Täuſchungen zu kämpfen, mit denen noch immer das Volk abge⸗ 
fpeifet wird — wir hätten offene Gegner und wären um einige Jahr⸗ 
zehnte weiter fortgeſchritten. — Gehen wir näher auf jenen Artikel ein. 
Die Aachener Zig. ſucht die Nothwendigkeit der Schutzzölle zu bewei⸗ 
ſen; auch das Elend des arbeitenden Volks muß ihr dafür den Beweis 
liefern. Aber was würden unſere Rothfärber zu einer Erhöhung auf 
5 Thlr. pro Etr. ſagen? Die Aachener Ztg. meint, daß erſt nach eini⸗ 
gen Jahren die Spinnereien ſich vermehrt haben und die Wirkungen der 
Zölle ſich zeigen würden: bis dahin würden die Twiſte noch zum größten 
Theile aus England bezogen werden müſſen und zwar würden die erhöh⸗ 
ten Preiſe den Konſumenten zur Laſt fallen. Die daraus auf anderer 
Seite entſtehenden Nachtheile will die Aachener Ztg. nicht als Nach⸗ 
theile gelten laſſen, weil die anfangs belaſteten Konſumenten nachher durch 
die ſteigende Konkurrenz im Inlande die Fabrikate billiger kaufen können 
und doch ſelbſt auch Produzenten ſeien, die Vortheile von der durch 
Hebung der Baumwolleninduſtrie aufblühenden Schiffahrt zögen (vorausge⸗ 
fest nemlich, daß die Deutſchen ſelbſt auf Schiffen die rohe Baumwolle ho- 
len werden!) — Vortheile von dem erweiterten Verkehr, dem erweiterten 
Bergbau und der Landwirthſchaft u. ſ. w. Uns liegt bei der ganzen Sas 
che nicht das Intereſſe der Induſtriellen am Herzen, nicht das der Grund⸗ 
beſitzer — uns iſt die Arbeiterfrage die wichtigſte; wir beſtreiten, daß 
die Induſtrie in der heutigen Geſtaltung unter der Herrſchaft des Kapita⸗ 
les, auch die „blühende“ Induſtrie, die Wohlfahrt der arbeitenden Bevöl⸗ 
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kerung zu fehaffen vermag, wir behaubten, daß dieſe Induſtrie nur für die 
Kapitaliſten arbeitet und daß gerade ihre „Blüthe“ das Elend von Tau⸗ 
ſenden ſchafft. Das iſt ſchmachvoll, empörend, das ſoll nicht immer ſo 
bleiben. Seid Ihr ſo ſchwach und feige geworden, daß ihr keinen Zorn 
mehr fühlt über die Euch ringsumgebende Entwürdigung, daß Ihr dem 
Uebel nachgebt, als einen unverbeſſerlichen? Vermag die Aachener Ztg. 
Thatſachen hinwegzuläugnen? Nein — ebenſo vergeblich iſt es, mit 
Schutzzöllen gegen das Elend anzukämpfen; denn auch mit Schutzzöllen 
wird nichts gebeſſert. — Die Einwürfe, welche die Aachener Ztg. zu wi⸗ 
derlegen ſucht, ſind: 

1) Die Staats einnahmen würden durch die in Folge einer 
Erhöhung des Schutzzolles auf Baumwollengarn ftattfindende Verminderung 
der Einfuhr dieſes Artikels beeinträchtigt werden. Von ungefähr 500,000 
Ctr. Baumwollengarne, die jetzt eingeführt werden, beträgt die Staatsein⸗ 
nahme 1 Million Thlr., a Ctr. 2 Thlr. Die Aachener Ztg. meint, daß 
dieſe, auf der einen Seite entzogene fiskaliſche Einnahme auf den Kanälen 
der erweiterten und gehobenen Induſtrie dem „Staate“ wieder zugeführt 
werden würde. Durch den geſicherten Betrieb der Baumwollſpinnereien 
würden die bedeutenden Kapitalien im Inlande bleiben, welche jetzt als 
Veredlungskoſten des Twiſtes (der Arbeitslohn für die jährlich eingeführ⸗ 
ten Baumwollgarne ſoll im Ganzen ungefähr 9 Mill. Thlr betragen) — 
in's Ausland wandern. „Nationalreichthum! Mehr Ausfuhr, als Ein- 
fuhr! — um die Differenz iſt das Land, die Nation reicher“ — das iſt 
die alte Theorie der liberalen Volkswirthſchaftslehre, bei der die Men⸗ 
ſchen verhungern und verkümmern können! Die Aachener Ztg. beweiſet 
nichts, ſie „meint“ nur, ſie behaubtet nur ohne Belege — daher iſt mei⸗ 
ſtens das Gegentheil des von ihr Behaubteten das Richtige. „Die neu 
eröffneten Gewerbsquellen, meint ſie, würden der Arbeitsloſigkeit ſteuern 
und der damit in Verbindung ſtehenden Auswanderungsluſt, welche 
dem Staate jährlich bedeutende Kräfte und Kapitalien entziehe.“ D. h. 
das ganze beſitzloſe Proletariat bleibt hier und fällt endlich den Beſitzen⸗ 
den zur Laſt; es wäre beſſer, wenn jene „Arbeitskräfte“ und „Kapitalien“ 
hier blieben, um das große Kapital noch vermehren zu helfen. Die Aa⸗ 
chener Ztg. vergißt nur, daß bei dem „Bleiben dieſer Arbeits— 
kräfte“ die Konkurrenz unter denſelben ſteigen und die Löhne herab⸗ 
drücken, alfo, wenn die „Erwerbs quellen“ wieder verſiegen, das Proletariat 
vermehren muß. 

Wenn es auch nicht zu läugnen iſt, daß eine Hebung der Induſtrie 
auch die Hebung der Landwirthſchaft ſpäter zur Folge hat, indem im 
Laufe der Zeit durch die Anſammlung der Kapitalien in allen Grundbe⸗ 
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ſitzverhältniſſen weſentliche Veränderungen eintreten müſſen, fo ſtehen vor⸗ 
läufig den Wünſchen der Induſtriellen des Weſtens die Intereſſen der öſt⸗ 
lichen Provinzen entgegen, welche von einer Hebung der Induſtrie die 
Entwerthung ihres Grundbeſitzes befürchten.“) Wie aber durch dieſe Er- 
haltung der Kapitalien in der Induſtrie eine „Steigerung des Ars 
beitslohnes“ bewerkſtelligt werden ſoll neben der ſteigenden induſtriellen 
Bevölkerung, welche ihn nach und nach wieder auf das nach den Geſetzen 
der Konkurrenz ſich feſtſtellende Minimum herabdrücken muß, darüber 
bleibt die Aachener Ztg. den Beweis ſchuldig. Es würde ihr auch ſehr 
ſchwer werden, das zu beweiſen; nach nationalökonomiſchen Grundſätzen 
kann nur mit billigen Arbeitslöhnen billig produzirt werden und 
überall richtet ſich der Arbeitslohn nach „Angebot und Nachfrage“ der Ar- 
beitskräfte und nach dem Preiſe der Lebensmittel. Die Konkurrenz unter 
der ſich vermehrenden arbeitenden Bevölkerung hat auch eine Verminderung 
der Arbeitslöhne zur Folge, und die Arbeitslöhne find das einzige Beſitz— 
thum des Proletariates. 

2. Ein anderer Einwurf, den die Aachener Ztg. zu widerlegen ſucht, 
lautet: „Es würde durch den Schutzzoll und Rückzoll den Baumwollwebe⸗ 
reien und Spinnereien ein ihrer ferneren Vervollkommnung ſchädliches Mo⸗ 
nopol gegeben werden.“ Vor dieſer „Gefahr“ würde uns ſchon die eng⸗ 
liſche Konkurrenz bewahren. 

3) „Durch Schutzmaaßregeln werde einigen wenigen Produzenten 
auf Koſten ſämmtlicher Konſumenten eine Prämie, ein Monopol ertheilt.“ 
Allerdings werden die Konſumenten dadurch zu Gunſten einiger Fabri⸗ 
kanten beſteuert. Die Aachener Ztg. giebt ſelbſt zu, daß in den erſten 


) Anmerkung. Der Hr. Verf. hat ſich hier nicht ganz deutlich ausgedrückt. 
Die Grundbeſitzer der öſtlichen Provinzen werden von einer „Hebung der In- 
duſtrie“ ſchwerlich eine Entwerthung ihres Grundbeſitzes fürchten. Die Maſſe 
der Arbeiter, welche die blühende Induſtrie um ſich konzentrirt, ſind ja die Kon⸗ 
ſumenten des Grundbeſitzers; er findet ja dann grade Gelegenheit, feine Pro- 
dukte zu verwerthen, weil es im Intereſſe der Induſtrie liegt, die Kommunika- 
tionsmittel mit den Ackerbau treibenden Gegenden zu vermehren und zu ver— 
beſſern. Dadurch ſteigt aber der Preis des Grundbeſitzes. Sie ſind aber für 
Handelsfreiheit, weil ſie ihr Korn gern nach England ausführen; ſie ſind gegen 
die allzu große Macht und Geltung der Induſtrie, weil ſie befürchten, daß dieſe, 
der es haubtſächlich um billiges Brod als Baſis des billigen Arbeitslohnes zu 
thun iſt, vielleicht die Kornausfuhr beſteuere oder gar verbieten möchte. Sonſt 
wüßte ich nicht, wie die Hebung der Induſtrie den Grundbeſitz entwerthen ſollte. 
Die in der Induſtrie verwandten Kapitale werden allerdings nicht im Ackerbau 
verwendet; aber aus den landſchaftlichen Kreditinſtituten und ſonſt iſt auf Hy⸗ 
pothek noch immer Geld zu haben. — D. Red. 
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Jahren wohl eine Verminderung der Twiſtpreiſe nicht eintreten könne, weil 
der größte Bedarf noch aus dem Auslande bezogen werden muß. Sos 
bald () die Weber ihren Bedarf aus dem Inlande nehmen und die be⸗ 
deutenden Beziehungskoſten aus England ſparen können, würden fie bil⸗ 
liger fabriziren und die Vertheuerung aufhören. Kein Wunder, daß dieſe 
Konſumenten, welche ſelbſt Beſitzer ſind, ſich dagegen ſträuben, die Geld⸗ 
beutel einiger Fabrikanten zu füllen und ſich aus patriotiſcher, nationaler 
Begeiſterung für die deutſche Induſtrie beſteuern zu laſſen, während fie bil- 
liger aus England beziehen können. Wer den Menſchen dieſe geringe 
Theilnahme an der Hebung der deutſchen Induſtrie. zu Gunſten des Kapi⸗ 
tals zum Vorwurf machen will, appellire an ihr Privatintereſſe und bes 
weiſe ihnen, daß dieſes auch „gehoben“ werde; dann würde er vielleicht 
mehr bewirken können. Wo das Privatintereſſe, das Geld ſchran— 
kenlos herrſcht, da iſt es nur noch das einzige Mittel geblieben, die Men⸗ 
ſchen in Bewegung zu ſetzen und „nationaler Sinn,“ „Patriotismus“ ſind 
leere Phraſen dagegen. 

4) „Preußen ſei ein weſentlich ackerbautreibender Staat, der 
künſtlich die Induſtrie nicht begünſtigen dürfe, wenn er nicht die Baſis 
ſeines Beſtehens untergraben und das Elend der engliſchen Arbeiter auf 
deutſchen Boden verpflanzen wolle.“ Das iſt ein Haubteinwurf der 
Grundbeſitzer, welche lieber das deurſche Elend des Ackerbau— 
proletariates behalten, als das induſtrielle zur Entwickelung kommen 
laſſen wollen. Hier iſt die Beweisführung der Aachener Ztg. ſehr mager, 
obgleich auch wir für die induſtrielle Entwickelung — aber aus ganz 
andern Gründen — ſtimmen; denn die Geſchichte der Zukunft liegt 
in derſelben. Ueberall wiegt bei der Aach. Ztg. nur das Intereſſe des 
induſtriellen Bourgeois vor, der offene geſchichtliche Thatſachen bemänteln 
oder gar läugnen muß, um ſein Intereſſe mit dem „des Volkes“ in Pauſch 
und Bogen zu idenkifiziren, ſo lange ihm dieſes von Wichtigkeit iſt. Die 
revolutionären Wirkungen der Induſtrie auf alle feudalen Zuſtände kann 
nur der Blinde läugnen, und dieſe feudalen Zuſtände werden vollſtändig 
erſt von der Macht des Kapitales und der Induſtrie gebrochen werden, 
ehe die ſoziale Reform aus derſelben durch den Hebel des allſeitig ausge⸗ 
bildeten radikalen Bedürfniſſes hervorgeht. Und in Deutſchland herrſchen 
noch zum größten Theile die feudalen Zuſtände vor. Die Induſtrie be⸗ 
werkſtelligt die Centraliſation der Bevölkerung und bringt dadurch das in 
dem Entwickelungsgeſetze der heutigen Geſellſchaft begründete Proletariat 
zu jener Ausbildung, welche in ihrem Schooße die Nothwendigkeit der So⸗ 
zial⸗Reform trägt; zugleich vermag ſie allein die Bevölkerung aus ihrem na⸗ 
turwüchſigen Zuſtande und ihrer Bedürfnißloſigkeit herauszureißen.— 
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Eine andere Frage ift die: Wird die deutſche Induſtrie überhaubt 
einen ſolchen Aufſchwung nehmen können, daß fie Die arbeitsloſe, über- 
flüſſige Bevölkerung in ſich aufzunehmen und zu beſchäftigen vermag? Iſt 
ihr das möglich in der von allen Seiten drohenden Konkurrenz? möglich 
durch 10 jährige Schutzzolle? vermag fie der Ausbildung des Proletariats 
Schranken zu ſetzen? Nur Träumer und Heuchler können noch ſolche Bez 
haubtungen aufſtellen. Wenn die Aachener Ztg. ſagt, daß ſich von Ar— 
beitskräften bei uns ein größerer „Ueberſchuß,“ als anderswo, finde, ſo 
iſt nicht zu begreifen, wie die Induſtrie, auch die „gehobene,“ dieſe ſchon 
jetzt vorhandene zahlreiche, arbeitsloſe, überflüſſige Bevölkerung allein be— 
ſchäftigen und wenn ſie ſpäter ſich vermehrt, allein erhalten will oder kann, 
neben der durch die ſteigende Produktion und die engl. Konkurrenz entſte⸗ 
henden Schwierigkeit der Verwerthung und des Exportes der Produkte, 
wenn der inländiſche Markt überfüllt iſt. Oder glaubt der Verfaſſer, daß 
ſich die Produktion nach den Grenzen des inländiſchen Bedarfes richten 
und einſchränken würde? Das wäre gegen alle Geſetze der heutigen 
Produktion in der Vereinzelung. — Schamlos aber iſt es, 
das Elend der engliſchen Fabrikarbeiter ein „Phantom deutſcher 
Stubengelehrten“ zu nennen, ſchamlos iſt es, ſolche Unwahrheiten 
als Waffen zu gebrauchen, im Angeſichte der ſchreienden Thatſachen, die 
noch Niemand zu widerlegen vermocht hat. Der Verfaſſer führt aus einem 
in der Handelskammer zu Köln gehaltenen Vortrage eine Stelle an, wor— 
in der Unterſchied des Elendes der engliſchen und der deutſchen Arbeiter 
dahin beſtimmt wird, „daß der Deutſche ſchweigt, weil er an ſein Elend 
gewöhnt iſt, während der engliſche murrt, weil es ſeiner ausgebildeten, 
an mehr Bedürfniſſe gewöhnten, bewußteren Natur widerſtrebt.“ Wie aber, 
wenn dieſes Schweigen einmal aufhörte, dieſe Ergebung in den Willen 
der Herren? Das würde der Verf. vielleicht ſehr „tadelnswerth“ nennen, 
wenn das Proletariat nicht länger dem Willen und der Herrſch- und 
Habſucht Anderer untergeben ſein will. In dem angeführten Vortrage 
wird die Gefahr, welche in der Entwickelung der Induſtrie trotz aller 
Schutzzölle herannaht, nicht verkannt, aber zugleich ausgeſprochen, „daß die 
Heilung des Uebels in deſſen höchſter Ausbildung gegeben ſei.“ Es iſt 
ein Induſtrieller, der das ausſpricht, der aber vorläufig Schutzzölle fordert, 
weil er glaubt, das Bedürfniß nach einer Sozial-Reform müſſe noch mehr 
entwickelt werden; weil er als praktiſcher Mann zunächſt an die Befreiung 
der deutſchen Induſtrie von der Suprematie der engliſchen denkt, ohne ſich 
um die Folgen zu kümmern. Er nennt das „praftifcher” und den Zus 
ſtänden und Bedürfniſſen der Gegenwart mehr entſprechend, als die fentiz 
mentalen Klagen über die Noth des Proletariates, das doch ſelbſt für 
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ſich ſorgen wird. Gewiß, radikale Reformen treten nur da ein, wo radi⸗ 
kale Bedürfniſſe vorhanden ſind, und dieſe vermag allein die Induſtrie 
völlig zu entwickeln, beſſer, als alle Theorie und Philoſophie, aus der dem 
Volke kein Brod gebacken werden kann. Die Induſtrie verwandelt das 
naturwüchſige Proletariat in ein wechſelndes und führt es im Angeſicht 
des ſchwelgeriſchen Reichthums, unter dem Drucke einer habſüchtigen Klaſſe 
zum Bewußtſein ſeiner menſchlichen Würde; ſie iſt der einzige wirkliche 
Hebel alles Fortſchrittes, das einzige Mittel, die Maſſen zu bewegen 
und praktiſch in's Leben zu überſetzen, was eine dem Volke entfremdete, 
unvolksthümliche, gelehrte Theorie kaum anzudeuten vermag. Aus die⸗ 
ſen Gründen ſind wir nicht gegen die „Segnungen“ der Induſtrie, und 
fürchten den Vorwurf nicht, daß wir „Bourgeois“ ſeien. Auch wir 
möchten nicht, daß „der deutſche Arbeiter auf der tiefſten Stufe materiel⸗ 
ler Kultur ſtehen bleiben möge, um ihn vor dem „Schmerze“ des „uns 
befriedigten Bedürfniſſes“ zu bewahren;“ wenn der Schmerz zu 
läſtig wird, wird er ſelbſt defür forgen, ihn gründlich zu vernichten. 
Da, wo bei uns die Induſtrie allein die Menſchen ernährt, tritt auch 
ſchon die Noth, wie das „Bedürfniß“ entwickelt auf, und an dieſer Stelle 
ſind auch deutſche Herzen verwundbar. Das, was die engliſchen Arbeiter 
zu dem Mannesſtolze erhebt, was ſie zum Geſammtwirken in ihrer ge⸗ 
meinſchaftlichen Sache, der Bourgeoiſie gegenüber, verbindet — das Recht 
der politiſchen Aſſoziation — ſowie das dadurch befeſtigte Gefühl, 
daß ihre Kraft nur im Zuſammenhalten beſtehe, das iſt es, was den 
Deutſchen noch ganz fehlt, und wird nach der Lage der politiſchen 
Verhältniſſe Deutſchlands zu ſchließen, vielleicht einmal durch ein Ereigniß 
plötzlich hervorgerufen. 

Das, was die Aachener Zeitung noch über den Einwurf ſagt, „daß 
die Erhöhung der Zölle immer mehr von der endlichen Verwirkli⸗ 
chung des Ideals ( einer vollkommenen Handelsfreiheit ch 
entferne, dem ſich auch England durch ſeine neueſten Maaßregeln 
(Aufhebung der Korngeſetze) zu nähern ſuche — hat für uns nur inſofern 
Wichtigkeit, als es der deutſchen Induſtrie trotz aller Schutzzölle noch 
ſchwieriger gemacht werden wird, mit der engl. zu konkurriren, wenn die 
Korngeſetze gefallen ſind. Was „engliſche Handelsfreiheit“ bedeutet, und 
was die Aufhebung der Korngeſetze bezweckt und bewirkt, weiß Jeder 
genügend, der ſich nur einige Mühe gegeben hat, die engliſchen Zu⸗ 
ſtände kennen zu lernen. England erklärt nur dann die Handelsfreiheit, 
wenn es die ausländiſche Induſtrie vernichten kann und ſeine Freundſchaft 
ſchenkt es nur dem Lande, das ſich ihm opfert; es iſt gezwungen, ſo zu 
handeln. Durch Schutzzölle und Rückzölle it dieſer Rieſe nicht mehr zu 
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bewältigen — unſere Fabrikanten mögen nur die Hoffnung aufgeben, aus 
Deutſchland eine engliſche, induſtrielle Kaſerne zu machen. Am Ende — 

was hilft's — Proletariat hier, wie dort und die Geſchichte wird wohl 
einen ganz andern Lauf nehmen, als unſere Twiſthändler nn Twiſtfabri⸗ 
kanten ſich träumen laſſen. 

Die engliſchen Baumwollenlords befürchten nichts von der neuen Er⸗ 
höhung des Zolles; die engliſchen Handelsblätter rechnen ganz richtig, daß 
dadurch der Abſatz der Baumwollengarne nach Deutſchland um keinen Ctr. 
vermindert werden würde. Nur die deutſchen Webereien werden (ohne 
Rückzoll) ruinirt, und unfähig, auf den ausländiſchen Märkten mit Eng⸗ 
land und Belgien zu konkurriren. Im Kreiſe Gladbach, wo die Baum⸗ 
wolleninduſtrie früher 10,000 Arbeiter beſchäftigte, ſtehen 6000 Stühle 
augenblicklich ſtill und die Noth des Winters wird furchtbar werden müſ⸗ 
fen, wenn nicht Hülfe kommt. Aber woher Hülfe? — — — 

Friedr. Schnake. 


Beobachtungen auf dem Gebiete des bürgerlich⸗ 
liberalen Staatslebens. 


Aus Paris. 

„Um in Frankreich als reicher Mann zu ſterben, während man als 
ein armer geboren ward, muß man nothwendig ein Schurke geweſen ſein,“ 
hörte ich vor wenig Tagen die unvergleichliche Frau Sand ſagen — dans 
le principe il n'y-a pas de difference entre un parvenue et un voleur, 
ſetzte ſie hinzu. Ich werde dieſen harten Ausſpruch weder angreifen noch 
vertheidigen, ſondern ihn unter dem Lichte meiner eigenen Erfahrungen er⸗ 
ſcheinen laſſen: haben ihn die Thatſachen beſtätigt oder verworfen, ſo hat 
ſich wenigſtens meine ſubjektive Kritik den Vorwurf nicht zu machen, als 
habe ſie vorſchnell geurtheilt. 

Das Konkurrenzſyſtem hat ſich in der kurzen Zeit ſeiner Geltung in 
Frankreich, durch die Kreirung ungeheurer Mobiliarwerthe beinahe auf die 
höchſte Stufe erhoben, die es ſeinem Weſen nach erreichen kann. Was ein 
einzelner Menſch auf dieſem Wege noch mehr thun kann, als mit Hun⸗ 
derten von Millionen arbeiten, ſpekuliren und produziren, was eine Hand 
voll Fabrikanten oder Eiſenbahnaktionäre auf den geſetzlichen Pfaden der 
freien Konkurrenz noch mehr vermögen können, als den ganzen Kleinhan⸗ 
del ruiniren und ganze Gegenden verarmen, das iſt ſchwer zu begreifen. 
Anarchiſcher als die Anarchie kann man ſich kaum etwas denken. Und 
dennoch giebt es etwas anarchiſcheres. Das heutige freie Konkurrenzſy⸗ 
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ſtem iſt die konſtituirte, die organiſirte Anarchie, ſo wie ſie ſich mit den 
Strafgeſetzen und der Polizei verträgt: noch anarchiſcher, als dieſes, iſt 
das aus der organiſirten Anarchie entſtandene Syſtem der betrügeri- 
ſchen Konkurrenz, das den Strafgeſetzen und der Polizei zuwider läuft, 
ihnen beiden aber durch ſeinen Umfang Hohn ſpricht. Ich rede von der 
Waarenfälſchung und dem Unterſchleife. Der diesjährige ſtrenge 
Winter und zwei auf einanderfolgende ſchlechte Ernten haben dieſes Sy- 
ſtem vermocht, die Maske abzuwerfen, und der Frevel und die Fälſchung 
im bürgerlichen Handel, der Unterſchleif bei den Regiebeamten ſpreizt ſich 
als höhnende Karrikatur neben dem triumphirenden Konkurrenzſyſtem. 
Während das Unglück, das die freie Konkurrenz anrichtet, einem Syſteme, 
einer geſetzlichen beſtehenden Ordnung aufgehalſt werden kann, während die 
Handlungsweiſe des Einzelnen, der durch die Umſtände begünſtigt, Vor⸗ 
theil aus dem geſetzlichen Syſteme zieht, rein in den Augen der Geſell— 
ſchaft daſteht, die er, wenn auch ohne Bewußtſein, immer doch für ſeine 
Rate exploitirte, hat der Waarenverfälſcher und der betrügeriſche Beamte 
noch die moraliſche Prävention und das perſönliche Bewußtſein der Schur— 
kerei gegen ſich! Welch' empörendes Gefühl muß uns aber beſchleichen, 
wenn wir fürchten müſſen, ja wenn es faſt gewiß iſt, daß der individuelle 
Betrug, die Fälſchung und der Unterſchleif, die generelle Konſequenz der 
unbeſchränkten Gewerbefreiheit iſt. Ja noch mehr, es iſt hier bereits ſo 
weit gekommen, daß der Betrug und der Unterſchleif nicht mehr in die 
Reihe der gehäſſigen Eigenthumsverletzungen mit eingerechnet werden, ſon⸗ 
dern daß man beide milder beurtheilt, wenn fie durch eine Reihe von abs 
ren und auf eine ſyſtematiſche Weiſe fortgeführt worden ſind. 

Der Abgrund, in den ich Sie blicken laſſe, macht ſchwindeln: gehen 
wir auf ihn zu. 

Es giebt kaum mehr eine Waare, die der Reiche nicht echt, und der 
Arme nicht verfälſcht kaufte. Die Konkurrenz erzeugte die Surro- 
gate — die höchſte Entwickelung der Konkurrenz — die gefälſchte 
Waare. 

1) Das Mehl wird mit Kartoffel- oder Stärkemehl, fo wie mit 
gemahlenen von Inſekten zerfreſſenen Hülſenfrüchten verdorben. In Roche⸗ 
fort und Valenciennes mengten die Liferanten unter den Hektoliter Wai⸗ 
zenmehl 20 bis 30 Liter Sand oder Kleie. 

2) Das Brod wird mit bedeutenden Zuſätzen von gekochten Kar⸗ 
toffeln dermengt, und damit es dennoch aufgehe, werden Kupfer- und 
Zink⸗Sulphate angewendet. Die für beide Nummern nöthigen Fälſchungs⸗ 
beiſätze kommen im Handel mit der ausdrücklichen Beſtimmung 
zur Verfälſchung vor. Ja, im Departement de l'Allier hat die Polizei 
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eine Mühle entdeckt, die ſich einzig damit befaßte, mineraliſche Subſtanzen, 
zum Behufe der Sun unter die gröberen Mehlſorten, zu mahlen oder 
zu pulveriſiren. 

3) Mit dem Fleiſche können innerhalb der Oktroi-Linien von Pa⸗ 
ris wenige Betrügereien gemacht werden, zumal da es ein Nahrungsmittel 
iſt, das ſich nur die Reicheren und Einſichtigeren verſchaffen können. 
Trotz dem kommen Dinge vor, welche die Haare ſich ſträuben machen: ſo 
weiß ich, daß 2 Anatomiediener der Pitie während zweier Jahre (1844 
und 1845) täglich an einige Reſtaurants mehrere Pfunde Menſchengehirn 
verkauften. Das Gouvernement that wohl daran, dieſe Infamie nicht 
durch die Gerichte ſtrafen zu laſſen, — bei einer ſo lebhaften Bevölke⸗ 
rung, wie bei der Pariſer, waren von einer öffentlichen Verhandlung 
ſchlimme Folgen vorauszuſehen. 

Vor der Oktroi⸗Linie, und in der ganzen Banlieu iſt abſolut keine 
Kontrole möglich — und hier erſetzt dann das Pferdefleiſch den ganzen 
Fleiſchapparat aller Garküchen, in denen ſich der Ouvrier verköſtigt. 

4) Die Milch iſt zu fünf Sechsteln in Paris mit der Hälfte 
Waſſer gemiſcht. Man hat ganz vor Kurzem eine Central-Anſtalt mit 
mehr als 100 Filialen entdeckt, in denen die Milch gradezu aus Pferdes 
gehirn, Stärkemehl und einem Beiſatz von /½ Milch fabrizirt wurde. 

5) Das hieſige Bier weiß nichts von Hopfen und Malz. Es iſt 
nichts als ein ſcheußliches Gemiſch von verdorbenen fermentirten Flüſſig⸗ 
keiten, mit Beigaben von ſchlechtem Zucker, Honig, Kupferſalzen und bit⸗ 
teren Kräutern oder Rinden. 

6) Das Salz iſt durchgehends mit eigends dazu gemahlenem Sand⸗ 
ſtein oder Alabaſterſtaub, auch mit ſ. g. Varech oder Varek, einer Art 
Seeſalzes, ferner mit den Ausfällen der Fabriken chemiſcher Produkte 
gemengt. 

7) Die Butter beſteht aus einem Beiſatz von „ éſchlechten Fetten 
und durchgehende aus einem Sechstheil zerquetſchter gekochter Kartoffeln. 

8) Die Chokolade wird zum größten Theil aus Kakaoabfällen 
und Stärkemehl nebſt ſtarken Beiſätzen von Talg und den Fleiſchüberreſten 
der Reſtaurants fabrizirt. In ganz Paris giebt es nur 3 Etabliſſements, 
in denen reine Chokolade, dafür aber auch um enorme Preiſe verkauft 
wird. 

9) Der Honig wird geradezu ganz aus Kartoffelſyrup und Stär- 
kemehl fabrizirt. 

10) Gefärbte Zuckerwaaren werden mit wohlfeilen mineraliſchen 
Farben verfertigt, von denen der Fabrikant ſehr wohl die giftigen Eigen- 
ſchaften kennt, aber kohlenſaure Kupferoxyde find wohlfeiler, als Ultras 
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marin. Grüne Liqueure, Abſynthe, werden aus ſchlechten gebrannten Waſ⸗ 
ſern mit einer Kupferfärbung fabrizirt. 

11) Vom Cider (dem Aepfelwein) gilt ganz daſſelbe wie vom Bier. 
In dieſem Jahre ſind die Aepfel in der Normandie ganz mißrathen, — 
in Paris wird aber nicht weniger Cider, als in den beſten Jahren, und 
faſt um die frühern Preiſe getrunken. 

12) Mit allem, was nur der Farbe des Kaffees ähnelt, wird der 
gemahlene Kaffee vermengt, denn der bequeme Franzoſe kauft ihn meiſtens 
in pulveriſirtem Zuſtande. So wird Spinat, Sauerampfer und Cicho⸗ 
riengemüſe nur gekocht und bereits klein gehackt verkauft; daß / der Maſſe 
aus ſchlechtem Salat und Krautblättern beſteht, verſteht ſich von ſelbſt. 
Was den gemahlenen Kaffee angeht, ſo beſteht er zum großen Theil 
aus den ausgekochten Ueberreſten der großen Kaffeewirthe, von deren Auf⸗ 
wärtern fie die Krämer um ein geringes Geld erſtehen. Schlechte Boh⸗ 
nen werden mit wohlfeilen Kupferſalzen gefärbt. 

13) Thee wird mit avarirtem Thee gemiſcht, oder gradezu aus ins 
ländiſchen Pflanzen erzeugt und mit metalliniſchen Ingredienzien gefärbt, 
wenn er abgeblaßt iſt. 

14) Schlechtem Eſſig wird mit Schwefelſäure die Schärfe gegeben; 
das unter dem Namen Weineſſig verkaufte Produkt wird aus Kartoffelſy⸗ 
rup, dem Abwaſchwaſſer der Zuckerformen und kupferigen Säuren präparirt. 

15) Ueber die Falfififation des Weins find ganze Bände zu ſchrei⸗ 
ben, und es wäre ein keckes Unternehmen, in ein paar Zeilen die fürchter⸗ 
lich ingeniöſe Art zu ſchildern, mit der bei weitem der größte Theil des 
in Paris getrunkenen Weines produzirt wird, ohne den geringſten Beiſatz 
von aus Trauben gewonnenem Weine. 

Ich habe heute nur von den Nahrungsmitteln geſprochen .. doch 
gilt ganz daſſelbe von faſt allen anderen Waaren, die ſo beſchaffen ſind, 
daß eine Fälſchung auf irgend eine Weiſe möglich iſt. Vom Cachemir 
bis hinab zu den letzten Baumwollenzeugen wird jeder Stoff durch einen 
noch geringeren verfälſcht. — 

Hand in Hand mit der Waarenfälſchung geht der Unterſchleif aller 
Regiebeamten im Civil⸗ und Militärdienſt. Beamte und Bürger find in 
einem nivellirten Lande, wie Frankreich dieſelben Menſchen — nur iſt der 
Kommers und die Induſtrie zufällig dem einen Individuum, und irgend 
ein Verwaltungsamt dem andern zur Exploitation angewieſen; mit dem 
einen Unterſchiede jedoch, daß durch die feſtgeſetzte Zahl des Beamten die 
Wirkung der Konkurrenz gleich von vorn herein durch den Betrug erſetzt 
werden muß. Reich werden iſt das einzige, das letzte Streben der Bour⸗ 
geoiſie — und dazu verſchmäht fie keinen Weg, kein Mittel; bei den ges 
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ringen Beſoldungen der Regiebeamten ift der Wucher und der Unterſchleif 
hierzu das einzige. Die Steuereinnehmer wuchern mit dem baaren Gelde, 
die Offiziere, denen die Montirung der Regimenter, die Fourage u. ſ. w. 
anvertraut iſt, fteefen mit den Lieferanten unter einer Decke, und beſtehlen 
den Staat ohne Unterlaß. Ja die Stelle als Kapitain d'habillement, wird 
ſogar von der Regierung, die das Unausweichliche kennt, als Avancement 
für andere Kapitaine angefehen, obgleich der geſetzliche Gehalt für beide 
derſelbe iſt. Hier und da ſchreitet die Juſtiz ein, wo die Fälle zu flag⸗ 
rant ſind; wie jetzt in Rochefort und in Valenciennes; nur die ſchamloſe⸗ 
ſten Prellereien und Kaſſeneingriffe beſtimmen ſie zu gerichtlichen Verfolgun⸗ 
gen, — denn ſie duldet nur ungern einen Blick des Publikums in die 
Schäden des Adminiſtrativſyſtems. Oefters deſtituirt ſie unter unbedeu⸗ 
tenden Vorwänden die ſchuldigen Beamten, und vor wenig Tagen wurden 
der Major und Oberſt des achten leichten Infanterierrgiments wegen Kon⸗ 
venienz mit den Lieferanten und wegen Korruption abgeſetzt. Die Helden⸗ 
zeit für die uniformirten Herren iſt vorläufig vorbei, aber den Muth ſich 
ehrbar von ihrem, wenn auch geringen Gehalte, zu ernähren, hätten ſie 
bewahren können. Die meiſten Magazinbeamten ziehen ſich nach zwölf- bis 
fünfzehnjähriger Dienſtzeit mit einer Rente von 10— 15,000 Frs. zurück, 
und hatten doch nur 3000 Frs. Gehalt. Wie geht das zu? Dafür iſt 
aber auch das Heu ſo ſchlecht, daß es die Soldaten in Toulouſe foin- de 
choléra nannten, dafür iſt der Hektoliter Hafer mit 20 Litern Spreu 
oder Sand vermengt; in Vincennes eſſen die Soldaten dafür Brod, das 
ihre Pferde verſchmähten, in Valenciennes war das Fleiſch ungenießbar, 
und in Rochefort dehnte ſich das Syſtem über Brod, Salz, Fleiſch, Fou⸗ 
rage, Holz und Kleider aus. Beſtechung und Unterſchleif reichen bis hin⸗ 
ein in's Richterperſonal, bis hinab zu den Beamten der Tabacksregie, und 
Herr von Gasparin, der ehemalige Miniſter, erzählte in meiner Gegen⸗ 
wart, daß er einen Kontroleur von Maaß und Gewicht kenne, der ſich 
durch Toleranz illegaler Maaße eine jährliche Rente von 12,000 Frs., und 
viele Stempelbeamten kenne, deren Salair ſich auf 1000 Frs. pro Jahr 
belief, und die ſich 6—8000. Frs. Renten zu machen gewußt. — 

Der Handelsgeiſt hat ſich vollkommen in den Reihen der Staatsdie⸗ 
ner eingeniſtet; es iſt dies ein Faktum, das nichts erſtaunendes hat; aber 
es muß konſtatirt werden, um der prätendirten Tugendhaftigkeit des libe⸗ 
ralen Staatsbürgers die rechte Folie zu geben, für den Fall er geneigt iſt, 
ſich als Muſter den Bewohnern anderer Länder gegenüber zu ſtellen, die 
ſich ſo volltönender Namen vor der Hand nicht rühmen können. 


Das Weſtphäl. Dampſb. AT. IL. 6 


74 


Humanität und ärztliche Praxis im 19 ten 
Jahrhundert. 


Lieber Leſer! Du haſt vielleicht in Sue's ewigem Juden mit einem 
aus Mitleid und Grauſen gemiſchten Gefühl von der ſchrecklichen Opera⸗ 
tion geleſen, die man Abbrennen der Moxa oder des Brencylindes nennt; 
doch diente es, abgeſehen von der verabſcheuungswürdigen Perſönlichkeit 
des Patienten, einigermaßen zu Deiner Beruhigung, daß dieſe Operation 
lediglich als Heilzweck, nur als letztes Mittel, um das auf's Aeußerſte be⸗ 
drohte Leben zu retten, angewandt wurde; was würdeſt Du aber dazu 
ſagen, wenn man Dir erzählte, es exiſtire gegenwärtig in unſerm Va⸗ 
terlande, in unſerm lieben, humanen, aufgeklärten Deutſchland ein Arzt 
(hoffenlich nicht mehrere!), der feine Stellung als Vorſtand eines Kran— 
kenhauſes dazu mißbrauche, die ſeiner Willkühr unterworfenen armen Teu⸗ 
fel (Vagabunden, liederliche Dirnen u. ſ. w.) durch noch viel gräß— 
lichere Mittel zu dem Geſtändniß zu bringen, ihre vorgeſchützten Lei⸗ 
den und Gebrechen ſeien nur erheuchelt? Du ſagſt gewiß: „nein, das iſt 
nicht möglich! wir, die wir nur mit Schaudern an das Mittelalter zu⸗ 
rückdenken können, in dem doch nur der eines ſchweren Verbrechens Ange⸗ 
klagte, und auch dieſer nur auf Urtheil und Spruch eines Richterkolle⸗ 
giums hin mit glühenden Zangen und andern Marterinſtrumenten peinlich 
befragt werden durfte, — wir ſollten es leiden, daß in unſerer Mitte ars 
me, von der ganzen Welt ausgeſtoßene Geſchöpfe, Menſchen, deren mora⸗ 
liſche Verderbtheit oder Stupidität wahrlich mehr der ganzen, ſie vernach⸗ 
läſſigenden Geſellſchaft als ihnen ſelbſt zur Laſt fällt, auf eine ſo ſcheuß⸗ 
liche Weiſe behandelt würden? Gewiß wieder eine Erfindung derer, die 
fo gern alle unſre Zuſtände in's Schwarze malen. ...“ Gemach, mein 
Lieber! die Sache verhält ſich wirklich ſo; jener Arzt exiſtirt wirklich, er 
braucht nicht erſt durch glühende Zangen zum Geſtändniß ſeiner Frevel⸗ 
thaten gebracht zu werden, er giebt uns vielmehr von freien Stücken die 
Erzählung derſelben mit einer Art von Selbſtgefühl als vermeintliche 
Bereicherung der Wiſſenſchaft und liefert unwillkührlich das beſte Bei— 
ſpiel, wie nach ſeinem eignen Ausdruck „bald abſichtlich die Phantaſie 
und Reflexion bis zum Wahnſinn und Wahnwitz geſteigert, bald der Ver⸗ 
ſtand künſtlich bis zum Blödſinn (ja wohl!) deprimirt, bald ein Spiel 
(wahrlich ein hölliſches!) mit ſimulirten Nervenkrankheiten getrieben werde.“ 
Es iſt der Hr. Medizinalrath Dr. Müller, Vorſtand des Siechhauſes in 
Pforzheim, welcher nach ſeiner eigenen Erzählung in Schneider's und 
Schürmeyer's Annalen der Staatsarzneikunde, X. Jahrgang, 1. Heft, dieſe 
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feine amtliche Stellung vielfach gemißbraucht hat, um durch die barbariſch⸗ 
ſten Mittel von feinen Untergebenen das Geſtändniß vorgeſchützter Krank⸗ 
heiten zu erpreſſen. Die betreffende Abhandlung (ich kenne ſie nur aus 
Neumeiſter's Repertorium) führt den Titel: über Simulation von Körper⸗ 
gebrechen und deren Ausmittelung, durch eine Reihe in hieſiger Strafan⸗ 
ſtalt beobachteter Fälle erläutert. Vom Medizinalrath Dr. Müller, Vor⸗ 
ſtande des Siechhauſes in Pforzheim.“ Man traut kaum ſeinen eigenen 
Augen, wenn man dieſen Aufſatz durchlieſ't; wenn der Verfaſſer mit dem 
größten Wohlgefallen und einem gewiſſen Humor ſein gräßliches Verfahren 
ſchildert, die ſeiner Präſumtion nach ſimulirten Körpergebrechen zu ermitteln. 

Sehen wir zuvörderſt, mit welcher Art von Menſchen der Hr. Medi⸗ 
zinalrath experimentirt: er nennt ſie ſelbſt „nicht ſowohl Verbrecher, als 
moraliſch⸗verdorbene Menſchen: Vagabunden, Trunkenbolde, liederliche Dir⸗ 
nen u. ſ. w.,“ alſo gewiß der Mehrzahl nach Individuen, welche nicht nur 
durch eigenes, ſondern auch durch Verſchulden der Geſellſchaft ſo tief ge⸗ 
ſunken ſind, — Menſchen, deren mangelhafte Intelligenz in dem Staate 
und ſeinen Inſtitutionen nur ihre natürlichen Feinde zu ſehen gewohnt iſt, 
und die daher auch, wenn ſie in Strafanſtalten, Arbeitshäuſer verſetzt wer⸗ 
den, jedes Mittel für erlaubt halten, um von der aufgedrungenen Arbeit 
befreit zu werden, um beſſere Koſt zu erhalten, um, wie es bei den lieder⸗ 
lichen Dirnen oft genug der Fall geweſen ſein mag, ſich intereſſant zu ma⸗ 
chen u. ſ. w. Dazu bedienen ſie ſich nun namentlich der Simulation von 
Krankheiten, eines Vergehens, welches jede humane Geſetzgebung mit milden 
Disziplinarſtrafen belegt, die auch vollkommen ausreichen werden, wo für 
wirkliche moraliſche Beſſerung, für zweckmäßige Beſchäftigung, für eine ver⸗ 
nünftige, menſchliche Behandlung Sorge getragen iſt. Da aber, wo der 
Vorgeſetzte, der Arzt, ſtupider und barbariſcher iſt, als die ſeiner Obhut 
Anvertrauten, da wollen wir uns nicht wundern, wenn dieſe alle möglichen 
Mittel anwenden werden, um ihren Peiniger und Dränger zu täuſchen. — 

Um nun das ausgeſprochene harte Urtheil näher zu begründen, wol⸗ 
len wir den angeführten Aufſatz im Einzelnen durchgehen und beleuchten. 
In der Einleitung verlangt der Verf. von dem Gerichtsarzte, der ſimulirte 
Krankheiten erkennen und enttäuſchen wolle, genaue ſemiotiſche, phyſiologi⸗ 
ſche und pathologiſche Kenntniſſe, die genaue Kenntniß des Individuums, 
entweder aktenmäßige (sic!) oder perſönliche, und die richtige Auffaſ— 
ſung des moraliſchen und perſönlichen Charakters derſelben, wobei 
er ſich noch mehr durch die objektiven als durch die ſubjektiven Erſchei⸗ 
nungen leiten laſſen müſſe. Und ſolche Trivialitäten, die ſich bei jed em, 
nicht bloß bei'm Gerichtsarzt, von ſelbſt verſtehen, ſollen angeblich die 
Wiſſenſchaft bereichern! Ebenſo tiefſinnig iſt die Entdeckung des Verf., die 
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Motive zu den Krankheitsſimulationen, die er zu beobachten Gelegenheit ge⸗ 
habt, ſeien ſtets ego iſtiſcher Natur geweſen, bisweilen nur aus Bos⸗ 
heit oder Rache erſonnen. Wahrlich zu letzterer bot der Verf. ſeinen 
Untergebenen nur zu gegründete Veranlaſſung. Nach einigen Gemeinplätzen 
dieſer Art geht Hr. Müller zu den einzelnen Krankheitsſimulationen über, 
die wir ebenfalls der Reihe nach durchnehmen wollen. — 1. Simula⸗ 
tionen von rheumatiſchen Schmerzen. Der Verf. führt keine ein⸗ 
zelne Beiſpiele an; doch macht es uns ſchon ein wenig ſtutzig, wenn er 
auf ernſte Drohungen und ſtrenge Erfüllung der angedrohten Strafe 
dringt, und hinzufügt: „zu Strafmitteln können Schmerz erregende 
Heilmittel mit verwendet werden.“ Heilmittel? gegen was denn, wenn 
das Leiden ſimulirt war? Allein, wir werden weiter unten ſehen, mit 
welcher Wolluſt der Hr. M. dieſe Schmerz erregenden Heilmittel 
verwendet, mit welcher Zufriedenheit er von deren Erfolgen redet, unbe⸗ 
kümmert darum, ob dieſe nämlichen Erfolge nicht auch durch eine humane 
Behandlung hätten erzielt werden können. Freilich hätte es dazu wenig⸗ 
ſtens einiger pſychologiſchen Einficht bedurfte, die aber dem Verf. fo ganz 
und gar abzugehen ſcheint, daß er darin ſogar, wie weiter unten erzählt 
wird, von einem Laien auf's Aergerlichſte beſchämt wurde. — II. Ab⸗ 
ſichtliche Körperverletzungen. In dieſem Abſchnitte findet Hr. M. 
keine Gelegenheit, uns feine pſychologiſche Meiſterſchaft und feine Humani⸗ 
tät vorzuführen; deſto reichlicher fließt dieſe Quelle im folgenden Abſchnitt.— 
III. Aphonie (Sprachloſigkeit). Der erſte Fall zeigt uns recht 
handgreiflich die Stupidität des Verf., und wäre recht geeignet geweſen, 
ihm einen Fingerzeig für Behandlung von dergleichen Fällen zu liefern; 
allein (p etwas iſt für ihn verloren. Er erzählt, eine arbeits ſcheue, ganz 
geſunde, junge Gefangene, früher Vagabundin und Luſtdirne, habe aus 
Arbeitsſcheu bei m Waſchfaſſe plötzlich Konvulſionen bekommen, und fet um⸗ 
gefallen; dieſe Krampfzufälle hätten ſich wiederholt, ſobald ein heiliges 
Wort vor ihr ausgeſprochen ſei; übrigens ſei ſie ganz bei Sinnen gewe⸗ 
ſen, und habe durch Zeichen angedeutet, nicht mehr reden zu können. Die⸗ 
ſelben Erſcheinungen traten ein, als ein katholiſcher Geiſtlicher ſie beſuchte, 
wahrſcheinlich um den Hrn. M. im Austreiben des Dämons zu unterſtützen. 
Dieſen Umſtand benutzte aber der Verf. auf eine ebenſo ſchlaue als ſinn⸗ 
reiche Art: er legte nämlich nach Entfernung des Geiſtlichen deſſen Meß⸗ 
gewand auf das Bett der Kranken, und ſiehe da! dieſelben Krampfzufälle 
wiederholten ſich. Hieraus erkannte der Schlaukopf die Simu⸗ 
lation, und zwar war feine Argumentation ſicher folgende: iſt die Pers 
ſon wirklich von einem Dämon beſeſſen, der heilige Worte und Perſonen 
nicht gut vertragen kann, ſo wird derſelbe doch wenigſtens ſo viel Einſicht 
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beſitzen, daß er nicht wegen eines bloßen Rockes gleich aus der Haut fährt; 
zeigen ſich die Konvulſionen aber dennoch, ſo iſt alſo kein Dämon vorhan⸗ 
den, und die Kranke — ſimulirt bloß ihr Leiden. O weiſer Salomo! 
Dabei iſt zu bemerken, daß die Kranke Tags zuvor einen aufgeregten, 
ſchnellen Puls, ein hochrothes Geſicht, heißen Kopf u. ſ. w. hatte, weß⸗ 
halb ihr der Hr. Dokter auch zur Ader ließ. Sind das aber ſubjektive 
oder objektive Symptome? Nun gut, die Patientin wurde in einem be⸗ 
ſondern Zimmer bewacht, ihr mit der Zwangsjacke gedroht, und endlich, 
als man nicht weiter auf fie achtete, fing fie ällmählig wieder zu 
ſprechen an, und die Konvulſionen kamen nicht wieder. Sollte man nun 
nicht meinen, der Hr. Dokter hätte ſich eine Lehre aus dieſem Falle ziehen 
können? Aber nein! wenn wir in dieſem Falle die Bornirtheit des Hrn. 
Doktors bloß komiſch finden, ſo iſt der folgende Fall zu gräßlich, als daß 
ich ihn nicht wörtlich mittheilen ſollte. Hr. M. ſagt: „ein 28jähriges Mäd⸗ 
chen, ganz gefund, doch, wie die Vorige, als frühere Vagabundin und 
Luſtdirne im hohem Grade arbeitsſcheu, dabei höchſt liſtig und verſchla⸗ 
gen, bekam ebenfalls am Waſchfaſſe krampfhafte Verzuckungen, und deutete 
hinterher durch Zeichen gänzlichen Verluſt der Sprache an, ohne daß etwas 
Krankhaftes an ihr wahrgenommen werden konnte. Anſcheinend ging der 
Verfaſſer auf diefe Idee ein, verordnete Lig. C. C., und drohte, den fol⸗ 
genden Tag das Glüheiſen anwenden zu wollen. Sie hörte dieß Alles 
ruhig an, aß und trank wie eine Geſunde, blieb aber ſtumm, ſelbſt als 
die Vorbereitungen zur Cauterifation gemacht, und ihr ernſtlich ei⸗ 
nige Streiche mit dem weißglühenden Brenneiſen auf 
Nacken und Rücken beigebracht worden waren. Sie gab kein 
Zeichen von Schmerz und Widerwillen zu erkennen, und beſtätigte dadurch 
die Simulation noch mehr. Ebenſo ruhig hörte ſie an, als der Verf. er⸗ 
klärte, die Operation müſſe wiederholt und fortgeſetzt werden, bis ſie ſpre⸗ 
chen könne. Als aber das Eiſen ſo feſt auf dem Rücken aufge⸗ 
ſetzt wurde, daß es dampfte und praſſelte, riß ſie 
ſich los, und ſchrie: „Ihr Herrgottsſalrament! Ihr Schinder! Wollt ihr 
mich umbringen?“ Nachher ſchimpfte und tobte ſie noch lange fort, wie⸗ 
derholte aber ihre Verſtellung nicht. Obſchon der Verf. von der vorge⸗ 
ſetzten Behörde einen Verweis erhielt, weil er nach deren Anſicht zu weit 
gegangen, ſo glaubt er doch unter den obwaltenden Umſtänden ganz richtig 
und zweckmäßig gehandelt zu haben.“ — Die Feder entſinkt vor Scham 
meiner Hand, daß ein Mitglied des ärztlichen Standes eine ſolchs Sprache 
führen kann, daß es ihm in ſeiner ſtupiden Brutalität gar nicht in den 
Sinn kam, welch ein Verbrechen der beleidigten Würde der Menſchheit er 
auf ſich geladen, ſondern daß er ſtatt deſſen triumphirend und mit Wohl⸗ 
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gefallen den Schmerzensruf des armen, gemarterten Geſchöpfes wörtlich ans 
führt, und trotz des Verweiſes wegen ſeiner Unmenſchlichkeit ſein Verfahren 
noch für „ganz richtig und zweckmäßig“ hält. Ich glaube wirklich, der Verf. 
hält ſich für berechtigt, Alles, auch das Aeußerſte zu verſuchen, um nur 
ſagen zu können: dem habe ich ſeine Krankheit wieder einmal ausgetrieben. 

Als dritten Fall führt der Verf. ein Beiſpiel aus ſeiner Privatpraxis 
an, wo eine äußerſt zornſüchtige, hyſteriſche Frau ihn und noch einen Aten 
Arzt mit dem Vorgeben täuſchte, ſie habe die Sprache verloren; er ſagt: 
„erſt nach einigen Tagen, als ein die Umſtände beſſer beurthei⸗ 
lender Geiſtlicher mit ernſter Gebehrde in der Kranken Gegenwart 
äußerte: „„man ſolle einen tüchtigen Haſelſtock nehmen, und damit der 
Frau Patientin ein Andreaskreuz auf den Rücken malen,““ übermannte der 
Zorn die Frau ſo, daß ſie ihre Rolle vergaß, und ſich in Schimpfworten 
gegen den Geiſtlichen ausließ.“ Wir ſehen alſo, daß Hr. M. ungeachtet 
feiner „reichen Beobachtung“ beſchämt vor einem Laien daſtehen mußte, der 
noch obendrein durch bloße Drohung, die ganz an ihrem Platze war, eben 
ſoviel bewirkte, als unſer Heilkünſtler durch die ſcheußlichſte Mißhandlung. — 
Unter 4, erzählt der Verf. von 5 Frauen, die im Sommer 1843 Apho⸗ 
nie ſimulirten, und die Täuſchung einige Wochen hartnäckig fortſetzten, „bis 
fie, weil ſich gar Niemand um ſie bekümmerte, endlich von 
ſelbſt wieder anfingen, zu ſprechen.“ Iſt es nicht, als würde Hr. M. ſo 
recht mit der Naſe darauf geſtoßen, wie ſolche Simulanten zweckmäßig zu 
behandeln ſeien? aber nein, wir werden gleich im folgenden Abſchnitt wie⸗ 
der ſehen, mit welcher henkermäßigen Sicherheit Hr. M. ſogleich zu ſeiner 
ultima ratio, zum Glüheiſen greift. Wahrlich, ich habe es früher für un⸗ 
möglich gehalten, daß die Folterknechte mit Wohlgefallen ihre Schlachtopfer 
gemartert; allein ſeit ich die Abhandlung des Hrn. M. kenne, halte ich in 
dieſer Art nichts mehr für unmöglich. 

IV. Apoplexie. Lähmungen. 1. Ein Mädchen in der Straf⸗ 
anſtalt behaubtet, vom Schlage getroffen, und in Folge deſſelben am rechten 
Bein gelähmt zu ſein; unſer Verf., der von pſychiſcher Behandlung gar 
keine Ahnung zu haben ſcheint, fährt tapfer mit einem Zugpflaſter auf den 
Schenkel, mit Teufelsdreck, mit Brennneſſelreibungen darein. — Alles ver⸗ 
gebensß: — es wurden alſo drei lange Streifen vom Tro: 
chanter (oben am Oberſchenkel) bis zur Fußwurzel mit dem 
Glüheiſen gezogen; — Alles vergebens, die ſimulirte Lähmung blieb 
nach wie vor. Nun endlich ſchritt man zu dem, womit man hätte anfan⸗ 
gen ſollen, man bedrohte das Mädchen, es werde mit der Moxa bis 
auf den Knochen gebrannt werden, und malte ihm überhaubt die ganze 
Operation mit den grellſten Farben aus. Dieſe Drohung hatte den ge⸗ 
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wünſchten Zweck, die Lähmung war am folgenden Tage verſchwunden. — 
2, Eine 25 jährige Weibsperſon erklärt, man könne ſie in die Anſtalt 
bringen, aber ſo lange ſie dort ſein müſſe, arbeite ſie nicht, — und rich⸗ 
tig feierte ihre Verſchmitztheit den vollſtändigſten Triumph über den mit 
tiefſter pſychologiſcher Einſicht wohlausgerüſteten Hrn. M. Zuerſt wurden 
die Dieziplinarſtrafen angewandt, vergeblich, fie blieb dabei: „bringt mich 
um, ich tbue, ich kann es nicht.“ Dann ſtellt fie ſich krank, wird aber 
durch Entziehung der kräftigen und ausreichenden Nahrung 
(wer weiß, bis zu welchem Grade!) nach einigen Tagen (wahrſchein⸗ 
lich bekam ſie alſo wohl gar nichts) gezwungen, die Täuſchung aufzugeben. 
Sie verrichtete nun ein paar Monate lang ſchlechte Arbeit, dann wieder⸗ 
holte ſie ihre Simulation. Hr. M. ging auf ihre Idee ein, verſetzte ſie 
auf's Krankenzimmer, ließ ihr bloß magere Koſt reichen, wandte nach ein⸗ 
ander Urtikation, Elektrizität, Elektro-Galvanismus und die widerlichſten 
Arzneien an. Allein es war Alles vergeblich, die Perſon ſpottete nur des 
armſeligen Heilkünſtlers. Endlich war durch die lange Entziehung 
kräftiger Koſt wirklich Abmagerung und Schwäche eingetre— 
ten; man reichte ihr nahrhafte Speiſen, bekümmerte ſich aber nicht 
um ſie, bis ſie endlich aus Langeweile ſelbſt etwas leichte 
Arbeit in's Bett forderte. Aber auch hier giebt der Verf. noch 
mit keiner Silbe zu erkennen, daß er nun zu beſſerer Einſicht gelangt ſei; 
es iſt alſo wohl anzunehmen, daß er ſelbſt nach dieſen Fällen, die ihn 
auf's Handgreiflichſte, ich will nicht ſagen von der Unmenſchlichkeit — 
dafür ſcheint er keinen Sinn zu haben, — ſondern auch von der Un⸗ 
zweckmäßigkeit ſeiner barbariſchen Methode überzeugen ſollten, mit ſei⸗ 
nem Brennen fortfährt. — 

V. Hyſteriſche Konvulſionen. Der Verf. berichtet von 3 
weiblichen Individuen, die an hyſteriſchen Krämpfen litten, und bei jeder 
ernſten Zurechtweiſung und Beſtrafung in Zornwuth und dann 
in hyſteriſche Konvulſionen verfielen, weßhalb fie mit Strafen verſchont 
und immer als Kranke betrachtet werden mußten. Man ſieht, mit welchem 
Widerſtreben Hr. M. ſie als Kranke betrachtet, zuerſt werden ſie, obſchon 
krank, ernſtlich zurecht gewieſen und beſtraft, und als dieſe ſaubere 
Behandlung natürlich erfolglos bleibt, mit Strafen verſchont. Laſſen wir 
den Verf. weiter reden: „dieß merkten andere Gefangene, und ahmten, 
wenn ſie Strafe erhalten ſollten (wahrſcheinlich höchſt humane)!, auf ſkan⸗ 
dalöſe Weiſe Verzuckungen nach. Wie durch ein Kontagium wurden noch 
Mehrere von der Seuche der Konvulſionen angeſteckt, und brachten durch 
ihr Toben das ganze weibliche Quartier in Aufruhr, ſo daß bald kein 
Rath mehr zu ſchaffen war. (Die praktiſche Rathloſigkeit des Verf. 
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fieht freilich aus jeder Zeile hervor). Der Verf. ahmte Boerhaves 
Verfahren nach, ließ alle weiblichen Gefangenen in den Verſamm⸗ 
lungsſaal kommen, und erklärte denſelben, daß jede, welche ferner noch von 
Konvulſionen befallen werde, mit dem glühenden Eiſen gebrannt werden 
ſolle. Zweimal mußte die Drohung ausgeführt werden, dann 
war die Epidemie mit einem Male vorüber. O du guter alter Boerhave! 
Dir kam es wahrlich nicht in den Sinn, deine ähnliche Androhung im 
Harlemer Waiſenhaus wirklich ausführen laſſen zu wollen; dafür genügte 
aber auch ſchon deine bloße Drohung; was hätteſt du wohl zu der Un⸗ 
verſchämtheit des Menſchen geſagt, der nach 100 Jahren es wagt, ſich auf 
dein Beiſpiel zu berufen, indem er deine gutmüthig gemeinte Drohung 
wirklich ausführt, und nicht bloß einmal, nein er läßt auch noch das ent⸗ 
ſetzliche Schauſpiel wiederholen! — 

Was der Verf. endlich noch über ſimulirte Epilepſie und 
Taubſtummheit ſagt, können wir füglich übergehen, da es nichts als 
Variationen des Vorhergehenden ſind: Anzünden von Spiritus auf der 
Bruſt, Androhung des Glüheiſens bleiben faſt die einzigen Hülfsmittel, 
die ſich dem „an Beobachtung ſo reichen“ Geiſte des Verf. darbieten; man 
kann ſich in den Stumpſinn gar nicht hineindenken, wie er es gleich als 
höchſtes Verbrechen betrachtet, wenn eines dieſer elenden, verwahrloſ'ten 
Geſchöpfe ihn durch angebliches Leiden zu hintergehen ſucht, und er dann 
ſofort mit Feuer und Schwerdt wie eine beleidigte Gottheit dareinfährt. 
Der Zweck dieſer Zeilen iſt aber erfüllt, wenn ich die Behörden und die 
öffentliche Meinung auf ſolche Mißbräuche habe aufmerkſam machen können, 
damit Unglückliche, für deren moraliſche Beſſerung die Geſellſchaft zu ſor⸗ 
gen verpflichtet iſt, nicht ärger behandelt werden, als die ärgſten Ver⸗ 
brecher. — Dr. Aug. Lüning. 


Eine neue Zeitung. 


In Braſilien iſt ſeit Juli 1846 ein ſozialiſtiſches Blatt „Progres- 
so,“ eine ſoziale, politiſche und literariſche Revue, in's Leben getreten. 
Es erſcheint zu Fernambuco mit dem Motto: Vorwärts! Wir theilen aus 
dem Programm folgende Stelle mit: 

„Der Zweck der Politik, wenn man dieſen Begriff in ſeiner höhe⸗ 
ren Bedeutung faßt, iſt das Aufſuchen der Bedingungen der Völkerwohl⸗ 
fahrt. Eine dieſer Bedingungen, vielleicht die erſte in dem gegenwärtigen 
Zuſtand der Dinge, iſt die Regierungsform, die Organiſation der ſoge⸗ 
nannten politiſchen Gewalten. Aber daraus, daß ſie eine von dieſen Be⸗ 
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dingungen bildet, folgt noch nicht, daß fie die einzige, weil die Formen 
des geſellſchaftlichen Zuſtandes, die Natur der Einzelbeziehungen, die mehr 
oder weniger große Leichtigkeit das Glück zu erreichen, die Entwickelung der 
Wiſſenſchaften und Künſte, die Geſetze und Gebräuche eines Landes eben 
ſo viele politiſche Thatſachen von der höchſten Wichtigkeit bilden, die auf 
die Wohlfahrt der Individuen, wie der Völker einen bedeutenden Einfluß 
üben. 

Was erblicken wir indeß in den politiſchen Regionen? Endloſe Strei⸗ 
tereien über die den Bürgern zukommenden Garantien, über die verfaſ— 
ſungsmäßigen Rechte und Freiheiten, leichtſinnige Rechte, leere Freiheiten, 
ſobald ſie nicht aus der metaphyſiſchen Atmosphäre der Verfaſſungen her— 
austreten und ſich nicht auf eine geſellſchaftliche Organiſation ſtützen, wel— 
che ihnen geſtattet, mit der Wirklichkeit zu verwachſen, luftgefüllte Ballons, 
die ſich die Ehrgeizigen einander zuwerfen, wenn ſie den Aemtern und der 
Gewalt nachjagen und mit dem Schwall ihrer unnützen Wortkämpfe den 
Ausdruck ihrer ſelbſtſüchtigen Perſönlichkeit zu erfüllen ſuchen. 

Wenn man bis in die Vergangenheit der Völker hinaufgeht, wenn 
man ſich der alten politiſchen für Individuen, wie Nationen im Allgemei⸗ 
nen unterdrückeriſchen und läſtigen Organiſationen erinnert, ſo findet man 
es herrlich, daß Körper und Gedanke des Menſchen von dem Joche, das 
fie drückte, befreit find; doch jetzt, wo die politiſchen Menſchenrechte pros 
klamirt und angenommen, und man ſie nicht mehr der Gefahr der Ver— 
nichtung ausgeſetzt ſieht, nachdem man ſie erſt erlangt, warum ſoll man 
ſich täglich über gelöſ'te Fragen herumſtreiten und beſtändig in dem engen 
Kreiſe leerer Gemeinplätze ſich drehen, welche dieſen Rechten nicht mehr 
Ausdehnung und Gültigkeit verleihen können? Wir werden uns von die⸗ 
ſem fruchtloſen Kampfe fern halten, doch mit der Ueberzeugung, daß die 
Politik nicht die Kunſt iſt zu ſprechen, um nichts damit zu ſagen, ſondern 
eine Wiſſenſchaft und zwar die allerintereſſanteſte, weil die allgemeine 
Wohlfahrt von ihr abhängt. 

Für uns alſo iſt die Politik die Wiſſenſchaft von der geſellſchaftlichen 
Organiſation, als das einzige Mittel, die Wohlfahrt der Einzelnen zu 
verwirklichen; und ohne uns in Auseinanderſetzungen einzulaſſen, die für 
dieſen Artikel zu weitläufig, werden wir darlegen, daß in unſerem Vater⸗ 
lande Braſilien die politiſche Geſchäftsführung vor Allem ökonomiſch und 
induſtriell ſein und die materiellen Intereſſen befriedigen muß. In der 
That, wenn man von erhöhtem Standpunkt die Verhältniſſe, welche das 
Glück des Menſchen bedingen, betrachtet, ſo erkennt man leicht, daß der 
Wohlſtand die weſentliche Bedingung, der unzertrennliche Begleiter der 
Ordnung und Freiheit, der logiſche Ausgangspunkt alles Fortſchritts iſt. 


82 


Welch Schauſpiel gewährt uns überdieß ſowohl Europa, als unfere 
Nachbarn im Norden? Mit wenigen Ausnahmen ſehen wir überall die 
Ideen von materiellem Fortſchritt überwiegen. Der Krieg hat ſeine Zeit 
gehabt, der Krieg iſt nur noch für einige Narren oder ehrgeizige Soldaten 
ein politiſches Prinzip; der Friede iſt das Streben des Jahrhunderts: der 
Pflug und das Gewerbe haben die Degen entihront; der Dampf, deſſen 
Triebkraft die Maſchine mit eiſerner Lunge, welche für das Glück der 
Menſchen arbeitet, bewegt, iſt an die Stelle des Pulvers getreten, welches, 
in eherne Maſchinen gepreßt, ſie zu Tauſenden niederſchmetterte. Die al⸗ 
ten Nationalſchranken ſenken ſich, und die Eiſenbahn, welche ſie ſtürzt, in⸗ 
dem ſie dieſelben überſchreitet, vernichtet den Raum und vermiſcht die Völker, 
welche im Begegnen ihre alte Feindſchaft mit Erſtaunen durch gegenſeitige 
Freundſchaft und Achtung erſetzt ſehen. Dieſe glorreiche Politik des fried 
lichen Fortſchritts ſchreiben wir auf unſere Banner und wollen wir be— 
gründen. Wir werden die erſten Geſetze und die Haubtbedingungen dar⸗ 
legen, die ſie erfordert, und die Maaßregeln andeuten, welche ergriffen 
werden müſſen, um ihr den Weg zu bahnen. 

Dieſe für eine in ihrer Geſammtmaſſe betrachtete Nation unwiderleg⸗ 
bar vortheilhafte Politik, welche die Größe eines Volkes zu begründen ver⸗ 
möchte, würde in ihren Wirkungen von einem tiefen heftigen Uebel ergrif⸗ 
fen werden, wenn ſie zu gleicher Zeit, wo ſie die Maſſe der Reichthümer 
vermehrte, wie in Europa dahin gelangen müßte, das Elend der Volks⸗ 
klaſſen unendlich zu vergrößern. Aber dieſe Gefahr kann abgewendet wer⸗ 
den; vergeſſen wir nicht, daß wenn der Pauperismus, welcher an Euro⸗ 
pa's Herzen nagt, dem modernen Induſtrietreiben entſpringt, er nichts deſto 
weniger das nothwendige Ergebniß der materiellen Fortſchritte iſt, welche 
an ſich gut und wohlthätig ſind, und daß die Urſache dieſes Elends in 
der Fehlerhaftigkeit der unter den Menſchen als Produzenten und Konſu⸗ 
menten errichteten Beziehungen und in dem übertriebenen Einfluß liegt, 
den man gewiſſen Produktionselementen eingeräumt hat. Wir werden zu 
zeigen ſuchen, wie es möglich, wenn nicht leicht iſt, die bezeichnete Klippe 
zu vermeiden. 

Man ſieht, wie unſere Politik, auf die geſetzlichen Anforderungen von 
Ordnung und Freiheit gegründet, eine überaus friedfertige, organiſirende 
und vorwärts ſchreitende Richtung einhält. Mit dieſem Zweck vor Augen 
werden wir, bewaffnet mit dem Meſſer der Kritik und der Fackel der Si⸗ 
cherheit an das Studium der Tagesfragen gehen, mögen ſie ſich nun ſelbſt 
offenbaren oder mögen wir ſie als reif und einer bevorſtehenden Verwirkli⸗ 
chung fähig andeuten.“ E. W. 
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Korrespondenzen. 


(Leipzig, Ende Januar.) Sie haben gewiß Manches über das 
hieſige „Leſemuſeum,“ nächſt dem Berliner wohl die großartigſte Leſean⸗ 
ſtalt, geleſen; ich will Ihnen das Neueſte über dieſes nichts weniger als 
volksthümliche Inſtitut (wenn es auch circa 800 Abonnenten zählt), wo 
zwar nicht die Geiſtes-, doch die Salon-Ariſtokratie ſich breit macht, mit⸗ 
theilen. Unter dem Direktorium, welches das Ganze vermittelſt eines 
Aus ſchuſſes leitet, befindet ſich ein einziger Radikaler, Dr. Wuttke; die 
übrigen acht Mitglieder mögen ſich theilweis Liberale ſchelten, was dies 
aber für ein Liberalismus iſt, kann ſich Jeder denken. Ich nenne nur 
Brockhaus, G. Mayer. Aus der Wahl der Zeitungen ſieht man am be— 
ſten den Geiſt, der über dieſem Inſtitute waltet. Die deutſchen Journale 
ſind reichlich beſetzt, doch fehlen die radikalen Konſtanzer „Seeblätter,“ der 
Hamburger „Freiſchütz“ u. A., die nicht bloß die betreffenden Städte res 
präſentiren. Belgien liefert Ein Blatt, das Journal de Bruxelles, (von 
den Volksblättern Debat social, Mephistopheles, Argus, Tribun du 
peuple, Atelier iſt nicht die Rede); ebenſo Frankreich außer den größeren 
Parteiorganen nur das katholiſche Atelier, während bei den Volksblät⸗ 
tern Union (1 ½ Frs), Fraternité (3 Frs.), Ruche populaire (6 Frs.) 
der Preis gar nicht in Anſchlag kommt. Für die Schweiz haben wir die 
„Neue Zürcher Zeitung,“ fo mark- und ſaftlos, wie der ganze Legalras 
dikalismus. Zu Neujahr ſollte, damit ja keines der zahlreichen Volksblät⸗ 
ter angeſchafft wurde, die „Baſeler Zeitung“ gehalten werden, doch die 
Poſt durfte ſie nicht beziehen. Es bleibt alſo wahrſcheinlich bei der N. 
3.3. In dem neu errichteten Leſezirkel, welcher die Journale, ſobald fie 
kurze Zeit ausgehangen, bekommt, hat ſich eine große Theilnahme für die 
„Mode“ und die „Roſen“ kundgegeben (jeder Ehemann will doch ſeine 
liebe Hälfte beglücken); während man mit Jahreswechſel die Démocratie 
paciſique und die Hannover'ſche Morgenzeitung entfernte, Beides Journale 
von dem redlichſten Streben und großer Gewiſſenhaftigkeit: Eigenſchaften, 
die heutzutage nicht hoch genug geſchätzt werden können. Die Morgenzei⸗ 
tung iſt außerdem bekanntlich eines der beſten belletriſtiſchen Blätter. Darf 
man aus dieſen und andern Beweisſtücken nicht auf die „Unparteilichkeit“ 
der Herren Direktoren ſchlieſßen? Der Abonnent hat hierbei höchſtens 
Petitionsrecht, das aber gewöhnlich nicht berückſichtigt wird. — Da ich 
einmal bei der Literatur bin, will ich der „Leipziger Revue“ erwähnen, 
die O. Wigand unter des Cenſors, Prof. Marbach, Schutz und Redaktion, 
als angebliche Fortſetzung der „Deutſchen Jahrbücher“ herausgiebt und 
die ſich ſelbſt die Trier'ſche Zeitung nicht ſchämt als ein ſehr gedie⸗ 
genes Journal auszupoſaunen, während es nichts als Hegel'ſche 
Phraſen bietet. Ruge, den die „Liberalen“ mit Enthuſiasmus in ihrem 
Lager aufgenommen, unterhält ſich in dieſer „Revue“ ganz freund⸗ 
ſchaftlich mit dem Cenſor über die Literatur, wobei er unter Andern die 
ihm gewidmeten ziemlich mittelmäßigen „Neuen Poeſieen von E. Mecklen⸗ 
burg“ unverſchämt herausſtreicht und auf eine Weiſe das kritiſche Meſſer 
handhabt, daß ihn der Berliner „Geſellſchafter“ darum beneiden möchte. 
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Man kann ſagen, er ift bei der „Revue“ als einfacher Referent angeftellt. 
Seine früheren geſinnungstüchtigen Freunde haben ſich vollſtändig von ihm 
zurückgezogen. 

Bei dem anhaltenden Froſt ſteigt die Noth immer mehr. Zwar hat 
der König fünfzig, die Königin dreißig Thaler für die Armen bei⸗ 
geſteuert, zwar hat der Miniſter v. Zeſchau die Koſten ſeiner Soireen 
— 150 Thlr. (hört!) der Armenkommiſſion übergeben, zwar ſoll der hie⸗ 
fige Hülfsverein 35000 Pfd. Brod (und was für welches!) wöchentlich 
verbacken laſſen: das Alles ſcheint die Noth bis jetzt nicht allzu ſehr ges 
lindert zu haben. — 

Als jüngſt zwei Bewohner des Dorfes Lindenau eine Jagd ruhig 
und in mehr als halbſtündiger Entfernung begleiteten, wurden fie auf dem 
Gebiet von Großzſchocher von 2 Treibern gepackt und mit Knütteln ergie— 
big gemißhandelt. Der Eine entfloh, der Andere, ein alter Mann, wurde 
in's Loch geſteckt und mußte mehrere Tage darin ohne Verhör zubringen. 
Dieſen geſetzlichen Akt beging der Gerichtsdirekter Baumgarten. Da⸗ 
gegen hat der ſächſiſche Appellationsrath, der auf der Feſtung Königſtein 
die öſterreichiſche Unterſuchung gegen den gefangenen Tyſſowski leitete, fo- 
wie die übrigen Beamten diverſe Brillantdofen, Dekorationen ꝛc., die 
Dresdener Polizeimannſchaft für Tyſſowski's Gefangennahme allein 300 
Dukaten von dem öſterreichiſche Hofe zur Belohnung erhalten. Inter⸗ 
eſſant genug iſt Folgendes. Eine ruſſiſche Gräfin erſchien bei Hofe in 
reichem, Alles überſtrahlenden Brillantſchmuck. Tags darauf ward fie bez 
deutet, nicht ferner in dieſem Aufzug zu erſcheinen; nach welcher Andeu- 
tung ſie ſofort ihre Sachen packte und Dresden verließ. Schlimm iſt es 
freilich, daß ein ſolches Steinchen meiſt Tauſende Pfund Brod, mag es 
auch im höchſten Preiſe ſtehen, aufwiegt; ob das aber der Grund des 
a des Hofes gegen die ruſſiſche Gräfin iſt, laſſe ich dahinge⸗ 

ellt ſein. 


(Bonn, im Januar.) (Das angemeſſene Schutzſyſtem von 
Brüggemann.) Die kölniſche Zeitung veröffentlicht in ihrer Nro. 14. 
aus Anlaß der van Gülpen'ſchen Petitionen ihr merkantiles Programm, 
deſſen Unhaltbarkeit und nackt vorliegenden Widerſprüche uns ſo arger Natur 
zu ſein ſcheinen, daß wir nicht begreifen können, wie Hr. Brüggemann 
glaubt, daß dem im Programm entwickelten „angemeſſenen Schutzſyſtem“ 
die Zukunft gehören könne. Brüggemann iſt durchaus gegen einen ſolchen 
Zuſtand der Induſtrie, in welchem „alle Fortſchritte derſelben faſt nur der 
beſitzenden Klaſſe zu Gute kommen,“ in welchem „eine Verelendung der 
überſchüſſig gewordenen Arbeitskräfte“ Statt findet, in welchem die 
wohlfeile, Produktion, die Arbeitserſparung den Ruin der erſparten Hände 
zur Folge hat. Dieſen ungeregelten Verhältniſſen gegenüber ſtellt er das 
„angemeſſene Schutzſyſtem“ auf. Es ſoll daſſelbe „den Fortſchritt nicht 
hindern, ſondern nur das Monopol ſeiner Ausbeutung ſoll es brechen und 
den Gewinn möglichſt bald und möglichſt gleichmäßig in die ganze Ger 
ſellſchaft zu vertheilen ſtreben; es ſoll ſorgen, daß die Arbeitserſparung 
möglichſt allen Theilen der Geſellſchaft zu Gute komme, möglichſt über⸗ 
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all eine Erweiterung der Bedürfnißbefriedigung herbeiführe.“ Was heißt 
Entwickelung der Induſtrie? Brüggemann beantwortet dieſe Frage ſehr 
richtig, indem er ſagt, ſie ſei „gleichbedeutend mit Erſparung an Unkoſten, 
d. h. an Arbeit, alfo mit einem fortſchreitenden Wohlfeilerwerden der rz 
zeugniſſe der Induſtrie.“ Die Induſtrie hängt zunächſt von dem Fabri⸗ 
kanten ab. Da keine Produktion ohne Stoff, ohne Material möglich iſt, 
ſo richtet ſich die Entwickelung der Induſtrie darnach, ob die Beſitzer des 
Rohſtoffes, wenn ſie Arbeitskräfte zur Rentbarmachung deſſelben verwenden, 
ihren Vortheil dabei finden oder nicht. Der Aufſchlag, den ſie auf das 
Material und die Produktionskoſten machen, iſt ihr Nutzen, der um ſo 
größer ſein wird, je geringer für ſie die Produktionskoſten ſind. Können 
ſie an dieſen Koſten, d. h. an Arbeit ſparen, ſo können ſie die Waare 
billiger herſtellen und fie könnten auch dieſes „Erſparte“ für ſich konſu— 
miren, wenn ſie nicht in Folge der Konkurrenz gezwungen wären, von die⸗ 
ſem Erſparten abzugeben, und das Produkt den Abnehmern billiger zu 
überlaſſen. Die Entwickelung der Induſtrie trägt alſo zwei Momente in 
ſich, die „Erſparung an Unkoſten,“ was den Produzenten, „das Wohl- 
feilwerden der „Erzeugniſſe der Induſtrie,“ was dem kaufenden Publi⸗ 
kum zu Gute kommt. Das wäre nun Alles ſchon gut, wenn nicht die 
erſparten Arbeitshände da wären und auch zu leben verlangten. Brügge⸗ 
mann überfieht fie nicht, fie find es im Gegentheil, die fen „Schutzſy⸗ 
ſtem der Zukunft,“ ſeinen „Wogenbrecher“ hervorrufen. Er faßt den 
Grundgedanken deſſelben in folgenden Worten zuſammen: „Deßhalb, — 
nemlich weil der „Lohnarbeiterſtamm in Folge der Arbeitserſparung leicht 
aus ſeiner Stellung gedrängt würde“ — hat hiergegen die Geſellſchaft in 
ihrer Einheit und Solidarität, d. h. der Staat oder die Gemeinde da⸗ 
durch Abhülfe zu ſuchen, daß ſie die erſparten überſchüſſigen Arbeits⸗ 
kräfte für Bedürfniſſe in Thätigkeit ſetzt, die ſonſt unbefriedigt geblieben 
ſein würden, und daß ſie hierzu eben den bei jener Erſparung von 
Arbeitskräften miterſparten Arbeiter-Unterhalt, der ja ein 
vorhandenes Vermögen bildet, verwendet.“ Brüggemann geräth hier 
zu augenſcheinlich in die handgreiflichſten Widerſprüche; während er früher 
die Entwickelung der Induſtrie für „gleichbedeutend“ mit Erſparung an 
Unkoſten hält, findet er jetzt den Fortſchritt derſelben möglich, wenn die 
Unkoſten nicht erſpart werden, er will die Sache auf einmal umwenden. 
Die Entwickelung der Induſtrie iſt nur und nur allein dadurch bedingt, 
daß die erſparten Arbeiten den Fabrikanten und den Abnehmern zu Gute 
kommen und nicht den Arbeitern, denn nur dadurch werden die Anz 
koſten geringer und die Produkte wohlfeilerz; leg ich aber die 
erſparten Koſten hinwiedrum den Fabrikanten und den Käufern zur Laſt, 
ſo hört Beides auf, und folgeweiſe der Fortſchritt der Induſtrie. Das 
iſt eben das unglückſelige Weſen unſerer Induſtrie, daß auf ihrem Wege 
rechts und links die Leichen fallen, daß die überſchüſſigen Arbeitskräfte 
„verelenden.“ Es wird gewiß Jeder gern den Zeitpunkt nahe wünſchen, 
wo dieſes ſoziale Räthſel gelöſ't wird, Hr. B. löſ't es aber nicht nur 
nicht, ſondern er ſchüttet das Kind mit dem Bade aus, er ſtellt die 
Induſtrie ſtill. Wenn die franzöſiſchen Seidenfabrikanten eine neue 
Webemaſchine erfinden, die mehre Hände erſpart, ſo können ſie ihre Sei⸗ 
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denwaaren billiger liefern als die Crefelder Fabrikanten. Sie werden mehr 
abſetzen — die franzöſiſche Seideninduſtrie hebt ſich. Auf einmal akquiri⸗ 
ren die Crefelder Fabrikanten, welche ſchon bedeutenden Nachtheil erlitten, 
auch die Maſchinen und ſetzten 1000 Hände außer Arbeit; ſie ſind jetzt 
fähig mit den Franzoſen zu konkurriren und ihre Waaren ebenſo billig zu 
liefern. Abgeſehen davon, daß es ſich noch frägt, ob ihr Profit jetzt grö— 
ßer iſt, wie früher — was will nun Brüggemann? Nichts weniger, als 
daß der durch die Maſchine erſparte Arbeiterlohn, nicht dem Fabrikanten, 
oder den Käufern, ſondern den erſparten Arbeitern zufalle. An wen will 
B. ſich wenden, um dieſes „ja vorhandene Vermögen“ zum Beſten des 
Arbeiterſtammes einzuziehen? Etwa an die Fabrikanten? Nein, das geht 
nicht, ohne ſich zu widerſprechen; dann wäre es ja keine Entwickelung der 
Induſtrie mehr, die Hr. B. anſtrebt, weil zwar die „Verminderung der 
Arbeit,“ aber auch die Bezahlung der nicht geleiſteten Arbeit, d. h. die 
Erhöhung der Produktionskoſten vorhanden wäre. Die Produzenten 
würden ſogar genöthigt ſein, beinahe zweimal dieſe Summe zu zahlen, in⸗ 
dem ſie außerdem noch ſelbſtredend bei Anwendung neuer Maſchinen in 
Folge der Konkurrenz die Produkte billiger zu verkaufen gezwungen ſind, 
alſo die erſparten Arbeitskräfte negativ theilweiſe ſchon auf das Produkt 
ſchlagen. Die Produktionskoſten erhöhen, heißt der Induſtrie das Brett 
unter den Beinen wegziehen. Vielleicht kann ſich B. an die Konſumenten 
des wohlfeiler gewordenen Produktes wenden und von ihnen die Abtra⸗ 
gung des erſparten Arbeitsunterhaltes fordern. Auch nein, denn in Dies 
ſem Falle iſt die Entwickelung der Induſtrie aufgehoben, die wie Hr. B. 
ſagt — „mit einem fortſchreitenden Wohlfeilwerden der Ers 
zeugniſſe gleichbedeutend iſt.“ Wo nun die Fonds hernehmen? B. felbft 
iſt die Sache etwas bedenklich; er fragt ſich ebenfalls ganz gemüthlich: 
„Aber wo ſollen die Organe der Geſellſchaft dieſes Vermögen einziehen? 
Bei den arbeiterſparenden Produzenten oder bei dem am Preiſe des wohl- 
feiler gewordenen Produktes ſparenden Konſumenten?“ Konſterniren thut 
ihn der Zweifel, welchem von dieſen beiden Unglücklichen die Taſchen ges 
leert werden ſollen, nicht; mit derſelben Ruhe, mit welcher er die Haubts 
frage ſeines Syſtems aufwirft, mit derſelben Ruhe ſpaziert er, ohne ſie zu 
beantworten, drum herum. Grade, wo er reden ſoll, da ſchweigt er, grade, 
wo er ſein Syſtem beweiſen ſoll, bricht er ab, wo er ſeinen Wogenbrecher 
friſch anſetzen ſoll, da weiß er nicht, an welcher Stelle er ihn anzuſetzen 
hat, um die „Fluth des Fortſchritts“ zu brechen und eine „künſtliche Ueber⸗ 
rieſelungsanlage“ zu bewerkſtelligen. Seine beſtimmten Fragen beantwortet 
er einzig und allein mit einem ausweichenden Satze: „Sofern man, 
ſagt er, in beiden Fällen die betreffende Einziehung nur ſo einrichtet, daß 
jene Arbeitserſparung nicht hintertrieben wird, iſt das zunächſt gleich, und 
es handelt ſich dann nur um die finanziell zweckmäßige Einrichtung.“ 
B. kann ſelbſt den Beſorgniß erregenden Gedanken nicht unterdrücken, daß 
bei ſeinem angemeſſenen Schutzſpſtem“ die Arbeitserſparung und — da er 
die Arbeitserſparung überall für gleichbedeutend mit der fortſchreitenden 
Entwickelung der Induſtrie hält — die Entwickelung der Indu⸗ 
ſtrie hintertrieben würde. Das heißt aber auf gut Deutſch nichts 
anders, als daß Brüggemann ſelbſt nicht an die Wahrheit deſſen feſt 
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glaubt, was er gefagt hat; daß er fühlt, er habe in feinen Kalkulationen 
zwei weſentliche Punkte überſehen: die Konkurrenz, welche unerbittlich 
fordert, daß das Erſparte nur zu Gunſten der Fabrikanten und Konſu⸗ 
menten fällt, und der Umſtand, daß die einzige Triebfeder der Fabrikanten 
ihr ſich immer ſteigernder Nutzen iſt. — Bis hieher hatten wir unſere Anſich⸗ 
ten niedergeſchrieben, als wir noch einen dritten Artikel von Brüggemann 
über dieſes Thema laſen. Auch in ihm kommt er, nachdem er nochmals 
die Verſicherung gegeben, daß die Anwendung ſeines Schutzſyſtems nicht 
ohne Schwierigkeit ſei, zu keinen beſtimmten Forderungen, die als reine 
Konſequenzen ſeines Prinzips zu betrachten wären. Denn wenn er für 
die Entwickelung der Induſtrie Verbeſſerung der Kommunika- 
tionsmittel, Ausbildung des Kredits und der Arbeitskraft als unum— 
gänglich nothwendig hinſtellt, ſo ſtimmt er darin auch mit den free-trader 
und den Schutzzöllnern überein, es iſt nichts Neues. Das aber, was er 
fordert, um ſeinem Prinzip Wirkſamkeit zu geben, bekundet nur neben der 
Unhaltbarkeit deſſelben, daß er noch nicht zu feſten, bewußten Konſequenzen 
gekommen, daß ihm nicht klar iſt, wie und auf welche Weiſe ſeinen Anſich⸗ 
ten Leben zu geben ſei. Während er einen beſtimmten Weg zeigen ſollte, 
hilft er ſich mit einem „ſcheinen.“ Freilich es ſcheint auch nur, wie 
wir gleich ſehen werden. Der einfachſte Weg, ſagt er, ſcheint der, daß 
die Mittel — wodurch nämlich „die erſparten Arbeitskräfte für ſolche Be⸗ 
dürfniſſe in Thätigkeit zu ſetzen, die ſonſt unbefriedigt geblieben ſein wür⸗ 
den“ — durch Steuern in die Hände des Staates oder der Gemeinde 
gebracht und von dieſen auf „öffentliche Arbeiten“ verwendet würden.“ 
Dieſer „einfache Weg“ iſt weiter nichts, als eine einfache Escamotage; wir 
ſahen, daß er dieſe „Mittel“ weder von den Produzenten, noch von den 
Konſumenten nehmen konnte, ohne in ſchneidenden Widerſpruch mit der 
von ihm aufgeſtellten Erklärung der Induſtrie zu gerathen, und um ſich 
nun aus dieſer unvermeidlichen Klemme zu retten, nimmt er das Erſparte 
unter einem andern Namen; unter dem Titel der „Steuern“ bugſirt 
er hintenherum eines Theils den Fabrikanten den Vortheil weg, den ſie 
aus der Verminderung der Produktionskoſten ziehen könnten, und andern 
Theils läßt er die Konſumenten das Produkt theurer bezahlen. Das iſt 
alſo eine Operation, die ihn abermals mit ſeiner Erklärung von Induſtrie, 
die „gleichbedeutend ſei mit Erſparung an Unkoſten und fortſchreitendem 
Wohlfeilwerden der Erzeugniſſe“ in Oppoſition ſetzt. Ob das Publikum 
einen Thaler für die Waare zahlt oder nur 25 Sgr. und die andern 5 
Sgr. an den Staat giebt, das bleibt ſich für das Publikum ganz gleich; 
es hat ſo wenig Vortheil, wie der Fabrikant, der zuerſt das Erſparte ein⸗ 
zieht, um es ſich vom Staat wieder abnehmen zu laſſen. 

Was Brüggemann noch ſonſt in Bezug auf Ausführung ſeines Schutz⸗ 
ſyſtems vorbringt, iſt theils unbedeutend, theils löſ't es ſich nach dem Obi⸗ 
gen ſchon von ſelbſt auf und wir halten es daher nicht für nothwendig, 
das Einzelne noch weiter zu diskuriren. Das Einzige, was wir mit 
wohlgemeintem Lobe anerkennen können, iſt ſein Beſtreben, der Advokat 
der armen Arbeiter zu werden, und wenn wir dieſen ehrlichen Willen eh⸗ 
ren, ſo bedauern wir um ſo mehr, daß ſeine theoretiſch unrichtige An⸗ 
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ſchauung der ſozialen, der ökonomiſchen Verhältniſſe ihn auf fo unglückliche 
Wege führt, auf Wege, die nicht einmal irre führen können, weil — ſie 
nicht gangbar ſind. 


(Aus Weſtphalen, im Januar.) Herr Glasbrenner bezeichnet 
in ſeinem komiſchen Volkskalender einen Tag im Jahre mit dem Ausſpruch: 
„In Heſſen⸗Kaſſel ſingt Jemand: „Freut euch des Lebens!“ Und in der 
That paſſiren in dieſem Lande, ſeit dem berüchtigten Geſchäfte „in Men⸗ 
ſchenfleiſch“ mit Amerika, kurioſe Dinge, noch kurioſere, als der Jordan'ſche 
Prozeß. In einer kurheſſiſchen Stadt wollte eine Dame das durch eine 
Kollekte geſammelte Geld dazu verwenden, 200 hungrige Menſchen am 
Weihnachtstage zu ſpeiſen. Die Erlaubniß dazu wurde ihr von 
der Obrigkeit abgeſchlagen, und zwar aus folgenden Gründen: 
„Durch die Speiſung von 200 Menſchen in einer Stadt, wo ihrer 2000 
Hunger litten, würden die Uebergangenen zur Erbitterung gereizt werden; 
zudem würde die Zuſammenkunft von 200 ſolcher Menſchen ihnen ihre 
Noth nur noch fühlbarer machen (d. h. ſie zum Nachdenken darüber bewe⸗ 
gen). Es fei demnach nur eine Speiſung von höchſtens 20—30 Perſo⸗ 
nen und zwar in einem Privatlokale zu geſtatten.“ 

Dieſe Verordnung ſpricht auch ohne Kommentar für ſich ſelbſt. In⸗ 
deſſen wenn andere Behörden ſie auch nicht in ſo naiver Nacktheit, wie 
das kurheſſiſche Kreisamt, erlaſſen haben würden, ſo iſt doch leider der 
Geiſt, der ſie diktirt hat, die Scheu vor der Oeffentlichkeit, die Furcht vor 
dem Bekanntwerden des Nothſtandes auch ſonſt in Deutſchland groß genug. 
Als ob das Elend weniger groß und drückend wäre, wenn es ungekannt, 
im Stillen fortwuchert! Als ob nicht die Erkenntniß des Uebels die erſte 
Bedingung zur Heilung wäre, und als ob nicht die nur von dieſer zu er⸗ 
wartenden wirkſamen Mittel zur Bekämpfung des Elends die Furcht vor 
den Folgen des Bewußtſeins, welches die Armen durch öffentliche Mitthei⸗ 
lung der Thatſachen von ihrer Noth erhalten, gänzlich verſcheuchen müßte! 
Als ob nicht auch aus dem ſtillen Fortwuchern eine Exploſion plötzlich und 
gewaltſam entſtehen könnte! Hören wir dagegen, was ein engliſches Blatt 
über dieſen Gegenſtand ſagt, ein konſervatives Blatt, das Blatt der hohen 
Bourgeoiſie. 

„Eine Bewegung unter den dienenden Klaſſen gegen ihre Herren,“ 
ſagt die „Times,“ „kann freilich den letzteren, ihrer Intereſſen wegen, un⸗ 
angenehm ſein. Die Geſellſchaft kommt gewiſſen Geiſtern vor wie 
eine große Zuſammenſtellung von Reichthum und Intelligenz geſtützt auf 
beſtehende Vorurtheile und Einrichtungen, welche dazu dienen, die wider⸗ 
ſtrebende Herrſchſucht der Maſſen, der phyſiſchen Gewalt, der gewerbfleißi— 
gen Hand niederzuhalten. Dieſe Leute möchten die Forderungen der ar⸗ 
beitenden Klaſſen an einem Orte beſprechen, wo die Wände keine Ohren 
haben. Seine Meinung zu äußern, die Armuth mit einer Schutzrede zu 
verſehen, welche ſie mißbrauchen könnte, wird von jenen Leuten als ein 
Hochverrath an der gemeinen Sache des Reichthumes, der Bildung, des. 
Ranges betrachtet. Sobald die Maſſen ſich einbilden, daß „ihre Beſſern“ 
nichts Anderes ſind, als eine Zuſammenrottung gegen ſie ſelbſt, ſind der 
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Unwiffenbeit und der Unzufriedenheit die Zügel gelöſ't. Es geht ber Halt 
an der Menge verloren, die Kraft und der Einfluß der Höheren auf deren 
Leitung iſt gefährdet. Darum ſind wir der Meinung, daß nichts, ſowohl 
dem gemeinen Wohle, der aufgeklärten Kontrole und dem ſtetigen Fort⸗ 
ſchritte der untern Klaſſen, als der weſentlichen Macht und Sicherheit der 
höheren, mehr zuträglich iſt, als die geſellſchaftlichen Fragen gleichſam auf 
dem Marktplatze und bei Tageslicht zu erörtern. Fürchtet nicht, die ganze 
Angelegenheit der Feuerprobe einer vernünftigen Beſprechung zu unterwer⸗ 
fen, ſie dem Urtheile jener öffentlichen Meinung anheim zu ſtellen, welche 
nach der Fürſehung alle zeitlichen Einrichtungen gründet und handhabt 
von der Krone ab in der civiliſirten Hälfte dieſer Erde. Unterdrücket alſo 
keine Bewegungen, bis ſie endlich den gewaltigſten und gefährlichſten Cha⸗ 
rakter angenommen, und ſelbſt dann im ſchlimmſten Falle vergeſſet nicht, 
daß es ſich um kein Vich handelt, ſondern um redliche Weſen, um chriſt⸗ 
liche Mitbrüder. Sie danken dem Himmel, daß England nicht Irland 
gleicht. Wir aber ſehen in Irland ein warnendes Beiſpiel. Hätte 
man dieſer unglücklichen, zum Theile viel vernachläſſigten Bevölkerung mehr 
eine helfende Hand geboten, hätte man den Rechten des Ackerbauers eine 
regelmäßige Erörterung angedeihen laſſen, anſtatt der Frage wie einem 
Kobolde auszuweichen, ſo würden heute gewiß eine Menge Angelegenheiten 
im friedlichen Gange des Beilegens begriffen ſein, anſtatt daß Irland jetzt 
ſo ſehr einem Schiffbruche nahe iſt, als irgend ein Theil dieſes Reiches es 
fein kann. Wir haben keine Scheu vor Meetings, wo die Jacke des Ars 
beiters vorherrſcht. Die Herren verſtändigen ſich und rotten ſich zuſam⸗ 
men — warum nicht die Arbeiter? Iſt Eintracht nicht immer wahre 
Kraft, ſo iſt ſie wenigſtens die Zuflucht der Schwäche. Fürchtet ihr aber 
eine gefährliche Entflammung tugendhafter Indignation, — wollt ihr jenen 
ehrlichen Zorn lenken, welcher leicht nothwendige Uebel mit willkührlichen 
verwechſelt, ſo laßt die beſonneneren Köpfe, die beſſern Geiſter eintreten 
und den Platz einnehmen, der ihnen gebührt. Laßt Prieſter, laßt Edelleute, 
laßt Fabrikherren und Munizipal⸗Behörden die Sache zur Hand nehmen 
und das überwachen und verfeinern, was nicht aufgehalten werden kann 
noch ſollte!“ 

Die ſtereotypen Redensarten von Englands „Macht und Größe“ ma⸗ 
chen uns keineswegs blind gegen ſeinen ſtarren, herzloſen Egoismus, wel⸗ 
cher der Blüthe ſeines Handels kaltblütig ein ganzes Volk opfern würde. 
Auch iſt die Theilnahme der „Times“ für das Elend Irlands, zu deſſen 
Erforſchung und Veröffentlichung ſie übrigens mächtig beitragen, nicht ohne 
ſtark egoiſtiſchen Beigeſchmack; ihre Thränen ſind Krokodillsthränen. Denn 
ſie gehen nur darauf aus zu beweiſen, daß die iriſchen Grundbeſitzer ihre 
hungernden Landsleute füttern müſſen und ſchlagen zu dieſem Zwecke ſogar 
eine neue Vertheilung des Grund und Bodens vor, um ihre 
nächſte Machtgeberin, die engliſche Bourgeoiſie, vor der Nothwendigkeit 
weiterer Opfer zu bewahren. Aber das muß man der engliſchen Bour⸗ 
geoiſie laſſen, an reſolutem Angreifen einer Sache, an furchtloſer Energie 
ſelbſt den größten Schwierigkeiten gegenüber, hat ſie ihres Gleichen nicht 
und die oben angeführten Worte ſind ein ſchlagender Beweis davon. Der 
deutſche Bourgeois hat immer, obgleich er gegen die Büreaukratie dekla⸗ 
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mirt, eine ſtark büreaukratiſche Färbung, eine Mimoſennatur, die vor jeder 
Berührung mit den Maſſen ſcheu zurückweicht. Und auch der franzöſiſche 
Bourgeois iſt zufrieden, wenn die polizeiliche Ordnung auf der Straße 
gehandhabt und allzu ſkandalöſe Noth- und Uebelſtände „anſtändig“ ver⸗ 
deckt werden. Nur der Engländer packt reſolut zu; darum kommt er auch 
zu etwas. — 


(Aus Weſtphalen, im Januar.) Der Gabrifenbefiker F. W. 
Schlöffel in Eichberg bei Hirſchberg, welcher bekanntlich nach langer 
Haft von der Anklage auf Hochverrath, Theilnahme an einer hochverräthe⸗ 
riſchen, den Umſturz des Beſtehenden beabſichtigenden kommuniſtiſchen Ver⸗ 
ſchwörung völlig vom Kammergerichte freigeſprochen wurde, hat jetzt ſeinen 
Prozeß bei Groos in Heidelberg erſcheinen laſſen. Das Buch iſt in ein- 
facher, würdiger Sprache geſchrieben und giebt in vieler Beziehung merk⸗ 
würdige Aufſchlüſſe. Schöffel erſcheint uns darin als ein durchaus ehren⸗ 
hafter, thatkräftiger, entſchloſſener Mann. Durch feine Beſtrebungen, den 
Bürgern die durch die Städteordnung von 1808 verliehene Selbſtſtändig⸗ 
keit zu erhalten und eine ſolche den Bewohnern des platten Landes zu ers 
werben, durch ſein energiſches Auftreten gegen büreaukratiſche Anmaßung, 
durch fein Ringen nach engliſchem Selfgovernment, nach Schutz der perſönli⸗ 
chen Freiheit durch Anklage und Urtheils-Jury, wie er es in feiner Peti⸗ 
tion an den ſchleſiſchen Landtag dokumentirte, wurde er den Behörden 
läſtig; durch ſeine philantropiſchen Bemühungen, die Lage der Bevölkerung 
der Fabrikdiſtrikte, namentlich der Spinner und Weber zu erforſchen und 
zu verbeſſern, wurde er verdächtig, des Kommunismus verdächtig. Man 
kann ſich vorſtellen, was ein ſolcher Verdacht, namentlich kurz nach den 
Weberaufſtänden, auf ſich hat. Schlöffel wurde bald verhaftet; der Ver⸗ 
dacht, daß er Theilnehmer, ja das Haubt der angeblich entdeckten kommu⸗ 
niſtiſchen Verſchwörung ſei, wurde geſchickt durch zum Theil halboffizielle 
Artikel in verſchiedenen Zeitungen immer von Neuem wieder angeregt; die 
Vertheidigungen des Verhafteten durch feine Familie konnten die Druck⸗ 
erlaubniß nicht erlangen. Sehr intereſſant ſind die Aufſchlüſſe über die 
Wirkſamkeit und Machtvollkommenheiten des Stieber, welcher, als Po⸗ 
lizeibeamter Nro. 50. durch eine Medaille legitimirt, als Miniſterial⸗Kom⸗ 
miſſair des Hrn. von Arnim das Recht zu haben behaubtete, zu verhaften, 
wen er wolle. Ueber die Willkührlichkeiten und Rückſichtsloſigkeiten bei der 
Hausſuchung in Schlöffel's Hauſe, wo nur deſſen Frau zugegen war, bei 
der Verhaftung Schlöffels, über die ganze widerwärtige Perſönlichkeit deſ— 
ſelben leſe man das Buch ſelbſt nach. Wir bemerken hier nur, daß Hr. 
Stieber, obgleich die geheime Polizei in Preußen längſt aufgehoben iſt, 
ſich als Maler Schmidt im Hirſchberger Thale herumtrieb, ſich als ſolcher 
an die Leute hing und ſich ſogar in geſchloſſene Geſellſchaften einſchlich. 
Mit dem größten Eifer ſuchte er Depoſitionen gegen Schlöffel zu erwirken 
und wandte ſich deßhalb an deſſen perſönliche Feinde, einen Kaufmann 
Frey, Oberamtmann Walter und den Patrimonial⸗Gerichtsherrn von Eiche 
berg, Hrn. v. Roſen, unter deſſen geheimer Aufſicht Schlöffel längſt ſtand, 
der auch einſt einen an S's Schwiegerſohn, Lieutenant v. Diczelski ges 
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richteten Brief zu eröffnen ſich erlaubte. Die Denunziation des Stadt⸗ 
ſyndikus Cruſius zu Hirſchberg gegen Wander und Schlöffel wegen ihrer 
Vorträge im dortigen Vereine, die nach ſeinem Ausdrucke hart an das 
Revolutionäre ſtreiften, ſcheint das Reſultat der entſetzten Lovali⸗ 
tät eines von Servilität überfließenden Gemüthes zu ſein; beide wurden 
bekanntlich in der Unterſuchung freigeſprochen. Was S. bei der Verhaf⸗ 
tung, der körperlichen Viſitation, hinter den Blechſchirmen der Hausvoigtei 
litt, wie ſeine geiſtige und körperliche Kraft faſt dabei erlag, das iſt im 
Buche einfach und eben darum erſchütternd geſchildert. Aus den aktenmä⸗ 
ßigen Mittheilungen Schlöffels und ſeines wackern Vertheidigers, Juſtiz⸗ 
rath Gräff, geht abgeſehen von mancherlei Verletzungen der Kriminalord— 
nung bei der Unterſuchung Folgendes hervor: „die angebliche kommuniſti⸗ 
ſche Verſchwörung exiſtirte nur im Kopfe des Tiſchlers Wurm; es iſt nicht 
einmal erwieſen, ob er die übrigen Angeklagten in die Verſchwörung auf⸗ 
genommen, oder ob er ihnen nur davon erzählt hat; er hat erwieſen nur 
die Gebrüder Herrmann aufgenommen, welche ſich unter einem furchtbaren 
Eide über ihr Stillſchweigen nur aufnehmen ließen, um als Zeugen gegen 
ihn zu dienen. Wurms Ausſagen über ſeine Aufnahme in die Verſchwö⸗ 
rung ſind albern und widerſprechend; über Schlöffel's Theilnahme liegt 
Nichts vor, als daß Wurm nach vielen Suggeſtivfragen behaubtet, er habe 
gehört, daß ein reicher Fabrikant, vermuthlich S., das Haubt ſei. Es 
war eine Proklamation gefunden und obgleich Wurm, trotz aller Inſinua⸗ 
tionen Stiebers, — er nennt es ſelbſt quälen — Schlöffel als Autor zu 
nennen, die Autorſchaft beharrlich für ſich in Anſpruch nimmt, ſo gehen 
doch nicht nur Stieber, ſondern auch der Inquirent, Kammergerichtsrath 
Leonhardt, ebenſo beharrlich von der vorgefaßten Anſicht aus: Schlöffel ſei 
der Verfaſſer, er ſolle und müſſe es ſein!“ Das Buch iſt, wie geſagt, ein 
höchſt intereſſanter Beitrag zur Beleuchtung des geheimen Inquiſitionsver⸗ 
fahrens. Die Gründe des freiſprechenden Erkenntniſſes hat S. leider 
nicht mittheilen können, weil ihm trotz ſeiner Bemühungen eine Abſchrift 
derſelben überall verweigert wurde. — 


(Von der Weſer, im Januar.) Die „Köln. Ztg.,“ welche nur 
ſehr ſelten und vorſichtig das ſoziale Gebiet betritt, hat ſich doch in ihrer 
Nro. 351. bewogen gefunden, einen Blick auf das Proletariat, auf die 
augenblickliche Noth zu werfen. Sie findet, daß das einzige Mittel zur 
wirkſamen Bekämpfung derſelben eine freie Gemeinde-Verfaſſung 
ſei; dieſe müſſe die Baſis der ſozialen Reformen abgeben. Sie hofft das 
Meiſte und Beſte von der Entwickelung der Selbſtregierung in 
den Gemeinden und verlangt von Jedem, dem es um „gründlichen“ 
Kampf gegen die geſellſchaftlichen Uebelſtände zu thun iſt, daß er ſich vor⸗ 
nehmlich der Kräftigung des Gemeindelebens zuwenden ſolle. 
Einer ſolchen Politik, welche die Mittel und Hebel zu einer ſozialen 
Verbeſſerung durch Betheiligung Aller am Gemeindeleben erringen will, 
wird Jeder von uns gern ſeinen Beiſtand leihen, wir erkennen gern den 
Fortſchritt an, welchen die „Köln. Ztg.“ durch dieſe Betrachtungen ge⸗ 
macht hat. * ad i . % 
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Die Kölniſche Ztg. kommt in Nro. 352. noch einmal auf den allge 
meinen Nothſtand und die Mittel zur Abhülfe zurück; „um was es ſich 
bei der gegenwärtigen Noth zunächſt handele, ſeien die nächſten Pallia⸗ 
tivmittel, die geeigneten Wohlthätigkeitsanſtalten.“ Welche 
ſind dieſe? Die Anſtrengungen der Gemeindebehörden der meiſten Städte 
(Aachen, Elberfeld, Köln, Trier) u. ſ. w. beſtehen in der Sammlung mil⸗ 
der Beiträge, direkten Geldunterſtützungen oder Beſchaffung billiger Le⸗ 
bensmittel, Suppenanſtalten u. ſ. w. Inſofern iſt es richtig, was die 
Köln. Ztg. ſagt, „daß in der Beantwortung der Frage, was am erſten 
geſchehen könne und müſſe, in Deutſchland viel Uebereinſtimmug herr⸗ 
ſche,“ d. h. die Philantropie iſt überall thätig. Die Köln. Ztg. verwirft 
das Verbot des Branntweinbrennens, als wirkungslos. „Die Staaten 
haben bis zur nächſten Ernte zollfreie Einfuhr an Mehl und Mühlenfa⸗ 
brikaten geſtattet und dieſe Geſtattung enthielt wohl auch das paſſendſte 
Opfer, welches ſie bringen konnten.“ Wenn die Staaten nicht mehr 
thun können, ſo iſt damit ausgeſprochen, daß die Privaten oder die Ge⸗ 
meinden das Uebrige thun ſollen. Sicherheitsmaaßregeln gegen das 
Verhungern der Menſchen ſollen entweder der Staat oder die Gemeinde 
übernehmen; jede nur einigermaßen vernünftige Geſellſchaft iſt naturge— 
mäß zu der Sorge für ihre arbeitsunfähigen Mitglieder verpflichtet; die 
Mittel dazu werden entweder durch die freie Vereinigung und gegenſeitige 
Unterſtützung der Unterthanen ſelbſt beſchafft oder der Staat, die Verwal⸗ 
tung übernimmt die Verpflichtung, wenn ſie jene freie Selbſthülfe nicht 
geſtattet. Geſetzlich liegt bei uns dem Staate die Sorge für die Bedürf⸗ 
tigen ob, der ſie auf dem Verwaltungswege den Kommunalbehörden über⸗ 
trägt. Nicht überall aber begreifen dieſe die Verantwortlichkeit, die auf ihnen 
laſtet, nicht überall und nicht Allen können ſie helfen, wenn ſie allein 
die Unterſtützungsbedürftigen ausfindig machen ſollen. In dieſer Hinſicht 
iſt die Methode, mit welcher z. B. der Unterſtützungsverein in Bittburg 
verfahren iſt (ef. Trier'ſche Ztg. Nro. 354.) eine empfehlenswerthe, um 
die Zahl der Armen ausfindig zu machen und ſie zu beſchäftigen. Wenn 
ein kleiner Kreis ſo viel zu leiſten vermag, was würde erſt auf der Grund⸗ 
lage vernünftiger Drtngipien die größere Vereinigung von vielen 
Gemeinden wirken? Die Kommunalbehörden ſind daher immer auf 
die Unterſtützung ſeitens der Gemeindeglieder angewieſen und neben der 
Armen⸗Verwaltung in den Händen der Gemeindebehörden haben ſich an 
vielen Orten Privatvereine gebildet, ein Beweis, daß die Armenver⸗ 
waltung mit ihren Mitteln nicht mehr ausreicht. Die Köln. Ztg. nennt 
ſogar die Umwandlung der Schlacht- und Mahlſteuer in eine Klaſſen⸗ 
und Einkommensſteuer vorläufig wirkungslos. Auch den wohlhabenderen 
Ständen wird die Theuerung fühlbar, aber dieſes verſchwindet Angeſichts 
der Entbehrungen derjenigen Klaſſen, „deren gewöhnliches Einkommen zum 
bei Weitem größten Theile für die Anſchaffung der nöthigſten 
Lebensmittel beſtimmt iſt. Erwägt man die Maſſe des Leidens, wel⸗ 
ches durch die ungewöhnlich hohen Lebens mittelpreiſe auf den größten Theil 
der Bevölkerung gewälzt wird, fo kommt man nothwendig zu dem drin⸗ 
genden Wunſche, daß für die dürftigeren Klaſſen mit Opfern des Ge⸗ 
meinweſens oder einzelner Mitbürger unüberſchreitbare, ihrem Lohne 
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und Einkommen entfprechende Preiſe der unentbehrlichen Lebensmittel mö⸗ 
gen keſtgeſetzt werden; auch Verkäufe unter dem Einkaufspreiſe 
müſſen ſtattfinden.“ Das geſchieht auch ſchon an vielen Orten der Rhein⸗ 
lande, nur in Weſtphalen hören wir bis jetzt wenig davon. „Da nicht 
allein Arbeitsunfähige, ſondern auch arbeitsloſe Arbeitsfähige zu 
dieſen Wohlthaten der öffentlichen Unterſtützung zugelaſſen werden müſſen, 
ſo bietet ſich ferner die Aufforderung dar, öffentliche Arbeiten her⸗ 
vorzuſuchen, um die herabſtimmende Form des Almoſens überall 
ſo viel, wie möglich, fern zu halten.“ Die Köln. Ztg. nennt alle dieſe 
Maaßregeln nur Beſänftigungsmittel — ſie eitirt alle erdenkbaren 
Vorſchläge, unter Andern auch die Liedke'ſchen Sparvereine, und doch ſind 
ihr dieſelben nicht genügend. Verzweifelt die Köln. Ztg. vielleicht an 
der Philantropie, verzweifelt fie an der Ausführung gründlicher „Heilmit⸗ 
tel?“ Ihr Reſultat iſt, daß die „Gemeindebehörden,“ weil ſie ih⸗ 
rer Stellung nach die meiſten Mittel und Wege zu einer einſichtigen und 
kräftigen Verwaltung beſitzen, auch beſſer die Ueberwachung der Privat- 
wohlthätigkeits-Anſtalten übernehmen, als wenn dieſelben freien Verei⸗ 
nen und alsdann nur zu oft der Zerſplitterung und ſelbſt der ſchädlichen 
Verwirrung ( überlaſſen werden; oder wo Privatvereine beſtehen, 
da ſollen dieſe in geordneter Verbindung ſtehen, wie auch alle in der Ge— 
meindebehörde ihre gemeinſame Spitze haben. Sie verlangt die Centra⸗ 
liſation der geſammten öffentlichen Wohlthätigkeit in den Gemeinde⸗ 
behörden und erwartet von dieſen die ſegensreichſte Rückwirlung auf 
eine die ganze Staatsgeſellſchaft belebende Selbſtregierung und das 
mit auf eine wahrhafte politiſche Oekonomie. Denn „ebenſo wichtig, wie 
die Frage, was geſchehen müſſe, iſt die Frage, durch wen es geſchehen 
müſſe.“ Die Gründe, welche die Köln. Ztg. veranlaffen, gegen Privat⸗ 
vereine abgeneigt zu ſein, ſcheint ſie aus dem Mannheimer Streite 
„Gemeinde oder freier Verein?“ zu entnehmen. Der freie Verein Manns 
heims gefällt ihr nicht, weil ſie dort ihr unangenehme Elemente bemerkt. 
Sie iſt deßhalb für die Gemeindebehörden, orgleich in Mannheim 
aus der Einſicht, daß grade dieſe in ihrer jetzigen Organiſation 
keine Garantieen für kräftige Hülfe bieten, der Privatverein entſtanden iſt. 
Die Trier'ſche Ztg. hat darüber neulich in einem Artikel vom Neckar 
berichtet. Die Parthei der Gemeindebehörde, die etwas ariſtokratiſch zu 
ſein ſcheint, iſt gegen die Parthei des freien Vereins, in welchem 
Hecker ſich energiſcher, als die andern Liberalen, der Armuth annimmt. 
In Baden fängt man allmählig an, aus dem bisherigen Konſtitutionalis⸗ 
mus zur Debatte der ſozialen Frage fortzuſchreiten; das gefällt der Köl⸗ 
niſchen nicht und fie ſchließt mit dem Satze: „Je mehr aber ſolche Ver⸗ 
eine Einfluß gewinnen, deſto mehr wird es ſich aufdrängen, wie ſehr aus 
den oben angegebenen Gründen der größern Einheit und Umſicht cine 
einheitliche Oberleitung derſelben durch die Gemeindebehör— 
den wünſchenswerth ſei.“ 

Solche Vereine? Die Köln. Ztg. ſcheint ihre ganz beſondere An⸗ 
ſicht vom Gemeindeleben und ganz andere Gemeindebehörden im Sinne 
zu haben, als man im Anfang ſchließen mußte; ſie kommt am Ende auf 
ihre alte Politik wieder hinaus. Dann freilich könnte das keine Geltung 
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haben, was oben über den „bemerkbaren Fortſchritt“ der Köln. Ztg. ger 
ſagt worden iſt. 

In einem Artikel aus Berlin in Nro. 363 der Köln. Ztg. berichtet 
ein Korrespondent, daß im Monat November in Berlin gegen 400 Dieb⸗ 
ſtähle bekannt geworden ſeien, unter dieſen 150 gewaltſame durch Ein- 
bruch und Nachſchlüſſel: falle ein Diebſtahl kaum alle zwei Stunden 
und in jedem einundzwanzigſten Hauſe; der Berichterſtatter 
findet, daß die meiſten derſelben „aus reiner Erwerbsloſigkeit“ 
hervorgegangen ſeien. „Aber die auf Rechnung von Arbeitsſcheu 
und ſchlechten Neigungen zu ſetzenden Diebſtähle ſtammen urſprüng⸗ 
lich — wenn man den Lebensgang der meiſten Verbrecher verfolgt — 
zum größeren Theile gleichfalls aus Erwerbsloſigkeit.“ Die Thatſache der 
„Erwerbsloſigkeit“ ſteht ſchon feſt und war ſchon vorhanden, ehe es une 
fern liberalen Zeitungen einfiel, dieſe Fragen in das Bereich ihrer Bez 
ſprechung aufzunehmen; das Verdienſt, für die Anregung dieſer Fragen 
zuerſt thätig geweſen zu fein und die Exiſtenz eines drohenden Proleta— 
riates nachgewieſen zu haben, kann wenigſtens den ſozialiſtiſchen. 
Zeitſchriften nicht mehr entriffen werden. Das Proletariat iſt eine nicht 
mehr „wegzuläugnende Thatſache,“ ein „hiſtoriſches Faktum,“ und hat als 
ſolches auch endlich den Anſpruch auf Berückſichtigung ſeitens der libera— 
len Preſſe ſich erworben. Die Noth iſt das ſtehende Thema derſelben 
geworden, die Philantropie hat für einige Zeit in Deutſchland alle andere 
Fragen zurückgedrängt. Es bedurfte in der That auch nur einer Theue⸗ 
rung, einer ſchlechten Ernte, um die Noth in ihrer ganzen Blöße hervor— 
treten zu laſſen. — Der Korrespondent aus Berlin berichtet über die in 
Berlin ergriffenen Maaßregeln zur Abhülfe der augenblicklichen Noth und 
meint, daß eine Anſtalt „für Arbeitsnachweiſung“ dort eine um⸗ 
fangreiche Wirkſamkeit würde ausüben können. Die Anträge der Armen⸗ 
Kommiſſion und der Deputation wegen, „Maaßregeln zur Abhülfe der dies⸗ 
jährigen Noth,“ welche von den Stadtverordneten und dem Magiſtrate 
angenommen worden ſind, betreffen die Ausdehnung der Armenſpeiſung 
und Anordnung des Verkaufes wohlfeilen Brodes. Zugleich wird die 
Errichtung von „Volksſälen“ empfohlen, geheizter Räume zur Be⸗ 
nutzung für die Armen und die Gründung von „Volksbibliotheken.“ Die 
Zahl des Proletariates in Berlin, derjenigen Bevölkerung, welche von der 
Hand in den Mund lebt, wird auf die Hälfte der ganzen Bevölkerung, 
200,000 Seelen, angegeben — eine Berechnung, welche mit den Zählun⸗ 
gen in andern Städten der Monarchie, Breslau und Köln übereinſtimmt; 
auch m dieſen Städten gehört die Hälfte der Bevölkerung zum ros 
letariat! — 


(Zürich, im Januar.) Was iſt Politik? Ich glaube, es giebt 
eifrige Politiker, die darauf keine runde Antwort zu geben wüßten. We⸗ 
nigſtens nicht ſo bündig, wie jener Appenzeller, der das Weſen und die. 
Grundlage der Politik in dem Umſtande fand, „daß es mehr „Füdli“ (ein 
zum Sitzen unentbehrlicher Theil) gebe, als Regierungsſeſſel.“ Der Schwei⸗ 
zerifche Paddy — die Appenzeller fpielen hier die Rolle der Irländer in 
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England — faßt zwar die Sache etwas einſeitig auf, hat aber fo Unrecht 
nicht; das angegebene Faktum wenigſtens iſt unbeſtreitbar. Dieſem Uebel⸗ 
ſtande ſucht man nun, da der Menſch doch einmal ſitzen will, auf doppelte 
Weiſe abzuhelfen: entweder man verdrängt, um ſein eigenes Geſäß zu 
Stuhle zu bringen, feinen Mitbruder vom Seſſel, oder man vermehrt die 
Zahl der Seſſel, um einer größeren Zahl von Leuten Sitzplätze zu ver⸗ 
ſchaffen und dieſe deſto kräftiger vertheidigen zu können. Dabei bleibt die 
Definition unſers Appenzellers noch immer beſtehen, und ich meine, es 
würde ihm gar nicht ſchwer fallen, danach die Beſtrebungen der Ariſto⸗ 
kraten und Liberalen mit allen ihren verſchiedenen Nüancirungen zu klaſſi⸗ 
fiziren. Es gäbe wohl noch einen dritten Weg, nämlich eben fo viele 
Seſſel zu errichten, als Geſäße da ſind; dann würde der Umſtand, den 
der Appenzeller als die Grundlage der Politik angiebt, nicht mehr exiſti⸗ 
ren, und ſomit die Politik ganz wegfallen. Und auch darin hätte der 
Appenzeller ſo gar Unrecht nicht. 

Wir ſind aber noch nicht ſo weit. Es iſt einem reputirlichen Men⸗ 
ſchen nicht zu verargen, daß er lieber fein ſäuberlich ſitzen, als ſich im Ko⸗ 
the wälzen will; daher laßt's euch nicht verſchnupfen, wenn die Leute tapfer 
politiſiren (aber nicht etwa kannegießern), und je mehrere das thun, deſto 
mehr ſchwindet der vom Appenzeller angegebene Uebelſtand. Hat auch ſonſt 
ſein Gutes. Politiſche Partheikämpfe, wo ſie wirklich das ganze Volk um⸗ 
faſſen, wie hier in der Schweiz, ſind immer ein Zeichen von Lebenskraft, 
wenn auch bisweilen nur von fieberiſch geſteigerter Kraft, eine nahe bevor⸗ 
ſtehende Kriſis andeutend, mag dieſe nun zu einer neuen heilſamen Ge⸗ 
ſtaltung der Dinge führen, oder zur völligen Auflöſung. Wie aber eine 
ſolche Kriſis ausſchlägt, das beſtimmt erſt die Geſchichte; für den Zeitge⸗ 
noſſen, mag er auch noch ſo hoch über den Partheien zu ſtehen wäh⸗ 
nen, iſt es eine lächerliche Anmaßung, den Ausgang vorher ſagen zu wol⸗ 
len; es geſchieht freilich überall. Trifft die Prophezeiung nicht ein, dann 
iſt fie unbeachtet verhallt; trifft fie zufällig ein, dann kommen fie mit weis 
ſem Geſchrei an: „das habe ich ja gleich geſagt — oder wenigſtens ge⸗ 
dacht,“ wie der alte Herr ſagte, als er einen Teller mit Butter auf ei⸗ 
nem Stuhl ſtehen ſah, und nach einiger Zeit ſich wirklich Jemand darauf 
ſetzte. Solche Propheten berufen ſich gegen die Ungläubigen wohl gar auf 
ihre geſchichtliche Erfahrung, ziehen Parallelen zwiſchen ihrer Zeit und ver⸗ 
gangenen Zuſtänden, um daraus den Beſtrebungen ihrer Zeit einen glei⸗ 
chen Ausgang zu prophezeien. Solche Parallelen können oft viel Geiſtrei⸗ 
ches und Belehrendes enthalten, ſind aber eigentlich bloß ein Spiel des 
Witzes und ſchießen ſtets über das Ziel hinaus; die Leute, die ſie anſtel⸗ 
len, berufen ſich auf die Geſchichte und haben aus dieſer nicht einmal ge⸗ 
lernt, daß in der Geſchichte ſich nie Etwas wiederholt. Es ſind dieſes 
die ſogen. praktiſchen Leute in einer andern Sphäre. Hintendrein kann 
natürlich der Hiſtoriker leicht erklären, daß z. B. die Kämpfe der Gracchen, 
der edelſten und genialſten aller Römer, der Anfang der bürgerlichen Zer⸗ 
rüttung Roms geweſen ſeien, während ſich in den früheren Kämpfen zwi⸗ 
ſchen den Parriziern und Plebejern bloß ein gedeihlicher Fortſchritt des 
römiſchen Prinzips zur Herſtellung des Gleichgewichts geltend gemacht habe. 
Die Schulmeiſter wiſſen auch gewöhnlich darüber ſo viel Erbauliches zu 
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ſagen, daß ich ſchon als Knabe öfters bei mir ſelber dachte: „Ei ihr Her⸗ 
ren Gebrüder Gracchen, kalkulire, ſeid doch ſonſt nicht auf den Kopf ge⸗ 
fallen; warum wolltet ihr's denn gar nicht einſehen, daß ihr offenbar den 
römiſchen Staat ruinirtet?“ Freilich haben auch ſchon Zeitgenoſſen über 
dieſe Erſcheinung ſo geſprochen, aber es giebt überhaubt keine Fortſchritte 
in der Geſchichte, den die Verfechter des Alten nicht als Verderben bezeich⸗ 
net hätten, und jeder Fortſchritt iſt auch ein Verderben, nämlich ein Ver⸗ 
derben des Alten. Die politiſche Zügelloſigkeit und das wilde Demago⸗ 
genthum in Athen zur Zeit des peloponneſiſchen Krieges war allerdings eine 
Entartung von der alten Marathoniſchen Zeit, aber fie ging aus derſclben 
Grundlage hervor, wie die griechiſche Philoſophie, die eben ſo nachdrücklich 
gegen die frühere Zeit gerichtet war und deren einfach gediegene Sittlich- 
keit theoretiſch auflöſ'te, wie es die Politik praktiſch that. Darum faßte 
auch Ariſtophanes das neu hereinbrechende Prinzip nur als Verderben auf, 
und ſein Reſultat war auch nicht bloß Verderben der alten Zeit, ſondern 
weiterhin der Untergang des griechiſchen Volkes, eben weil es die letzte und 
darum höchſte Entwickelung des griechiſchen Volksgeiſtes war, alſo ein 
Fortſchritt der Geſchichte. Was half's dem Ariſtophanes, daß er die Herr⸗ 
lichkeit der Marathoniſchen Zeit anpries und das neue Prinzip, dem er 
doch ſelber bereits verfallen war, mit unerſchöpflicher Komik in den tollſten 
und ergötzlichſten Geſtaltungen dem Gelächter Preis gab? Nichts, als daß 
die Athener, im ſicheren Gefühl, ihr höchſtes Ziel erreicht zu haben, mit 
unauslöſchlichem Göttergelächter ſich ſelber zu Grabe läuteten. Darum 
aber iſt Ariſtophunes, wenn nicht der größte, fo doch der glänzendſte Dich- 
ter Athens, und darum ſteht die attiſche Kömödie über der Tragödie, we— 
nigſtens in derſelben Bedeutung, wie man ſagen kann, daß das Athen des 
Perikles und Alkibiades an Glanz und Macht über dem Marathoniſchen 
ſtehe. 

Aber ich komme von meinem Thema ab. Ich will die Schweizer 
nicht mit den Athenern vergleichen, theils weil ich mich vorhin gegen der— 
artige Parallelen überhaupt ausgeſprochen habe, theils ſonſt. Obige Ber 
merkungen drängten ſich mir auf bei dem Gedanken, den ich hier ſo oft 
erörtern höre: „wohin werden die politiſchen Bewegungen der Schweiz 
führen?“ Eine wohl aufzuwerfende Frage, habe aber die Anſicht, die 
Herren Bluntſchli und B. Meier wiſſen das ſo wenig, als Herr Furrer 
und James Fazy. Wo ein ganzes Volk ſich rührt, thun's die diploma⸗ 
tiſchen Berechnungen nicht mehr. Die Konſervativen verſichern beſtändig, 
die gänzliche Auflöſung der Schweiz ſei unvermeidlich, wenn das Wühlen 
und Stürmen des Radikalismus ſo fortdauere. Und es iſt doch wahr— 
haftig nicht ſo arg damit; namentlich wenn die Radikalen erſt ihr Geſäß 
angebracht haben, wiſſen fie ihre früheren revolutionairen Gelüſte gar taz 
pfer zu unterdrücken oder wenigſtens zu verſchleiern; hält man ihnen die 
Konſequenzen ihres früheren Treibens vor, ſo meinen ſie, das ſei in der 
Theorie Alles recht gut und ſchön, aber unpraktiſch. Die Konſervativen 
aber thun noch mehr; ſie ſuchen das Ausland in ihr Intereſſe zu ziehen 
und verläumden deßhalb ihr eigenes Vaterland; fie ſagen, das Treiber 
der radikalen Kantone ſei nicht nur für die Schweiz ſelbſt, ſondern auch für 
die angränzenden monarchiſchen Staaten höchſt gefahrdrohend, daher es 
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dieſen nicht zu verdenken fet, wenn fie einmal an einem ſchönen Morgen 
die Schweiz ausſtrichen, ſo gut wie Krakau, und das ſei am Ende noch 
beſſer, als die Herrſchaft des Radikalismus. Ja, ja, das haben bei Ge⸗ 
legenheit des neueſten Freiburger Puifches konſervative Blätter mit klaren 
dürren Worten ausgeſprochen, und das heißt zu deutſch: „kommt, ſchlagt 
Alles nieder, aber helft uns nur zum Sitzen.“ Iſt das nicht offe⸗ 
ner Landesverrath? So weit führt das vom Appenzeller bemerkte Miß⸗ 
verhältniß. Er 2 f , 

So gewiß es iſt, daß politiſche Kämpfe ein Zeichen von Leben und 
Regſamkeit ſind, eben ſo gewiß iſt es, daß ſie unausbleiblich ſtets etwas 
durch und durch Demoraliſirendes mit ſich führen. Selbſt da, wo ſich 
bedeutſame, geiſtige oder materielle, Intereſſen gegenüber ſtehen und von 
den ehrenbafteſten Männern verfochten werden, iſt dieſes der Fall; aufrich⸗ 
tige Partheimänner werden ſtets den Sieg ihrer Parthei mit dem Wohl 
des Volkes für identiſch halten — und dieſes um ſo mehr, je tiefer ſie 
von der Wahrheit ihres Prinzips durchdrungen ſind — und bei dieſem 
großen Ziel in der Wahl der Mittel nicht gar zu bedenklich ſein. Das 
gilt aber natürlich noch viel mehr, wenn der eigentliche Gehalt der Harz 
theien im Verlaufe der Zeit an innerer Bedeutung verloren hat, oder die 
Prinzipien ſich einander genähret und ausgeglichen haben, die fie vertreten⸗ 
den Partheien aber formell geſchloſſen einander gegenüber ſtehen bleiben. 
Es iſt ganz unvermeidlich, daß inmitten der politiſchen Wirren immer ein⸗ 
zelne Individuen oder Koterien hervortreten, die im Trüben zu fiſchen ſu⸗ 
chen und nur eigennützige Zwecke verfolgen; dieſe ſcheuen natürlich kein 
Mittel, um ihren Zweck zu erreichen, und ſie brauchen in der Wahl ihrer 
Mittel um ſo weniger gewiſſenhaft zu ſein, weil ſie auf die politiſchen 
Leidenſchaften rechnen, welche, wie jede Leidenſchaft, nicht penibel ſind und, 
ohne viel rechts und links um ſich zu blicken, nur ihr Ziel im Auge haben. 
Nicht mit Unrecht nennt das Volk einen Pfiffikus, der mit Ränken und 
Kniffen jeder Art ſein Ziel zu erreichen weiß, einen politiſchen Kopf. 
Bei ſolchem Kampfe mit der Perfidie, bei der ſteten Nothwendigkeit, gegen 
Angriffe jeder Art gerüſtet zu fein, werden auch die rechtſchaffenſten Män⸗ 
ner häufig genug, ohne es zu wollen, ja ohne es zu merken, inſizirt; fie 
können im Gedränge nicht immer die Waffe, welche ſie zur Hand nehmen, 
genauer anfehen,; fie müſſen dem Gegner auch auf feinen Schleichwegen 
folgen, ihn dort angreifen, um nicht ihrerſeits von dort aus von ihm über⸗ 
raſcht zu werden; ſie können nicht immer ihre volle Ueberzeugung ausſpre⸗ 
chen, weil ſie wiſſen, daß der Gegner dieſe verdrehen und daraus Waffen 
gegen ſie ſelbſt ſchmicoen kann, weil ſie ſich nicht ſelten durch das 
Ausſprechen der Wahrheit arge Blößen geben. Durch das 
Ausſprechen der Wahrheit ſich eine Blöße geben? Ja, ja, ſo ſind einmal 
unfere Verhältniſſe, abſonderlich in der Politik und Gott beſſer's! Ich 
ſage mit Kaiſer Max: „wenn ſich Gott nicht der Sache annimmt, ich ar⸗ 
mer Kaiſer und der verſoffene Julius werden's nicht ändern.“ 

Dieſe Demoraliſation, welche politiſche Streitigkeiten nothwendig mit 
ſich führen, trat recht grell hervor bei einer Begebenheit, die längſt ver⸗ 
geſſen wäre, wenn ihr nicht der Verhörrichter Ammann, der Schweizer 
Georgi, ein ſo zähes Leben einzupappen wüßte, ich meine die Ermordung 
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Leu's von Eberſol. Herr Ammann inquirirt noch fortwährend auf neue 
Leuenmörder los; freilich, er iſt nur für dieſen Leuenprozeß angeſtellt, und 
hat keinen andern Broderwerb. „Kann nicht helfen,“ wie der türkiſche 
Scharfrichter ſagte, wenn er dem Unrechten den Kopf abgeſchlagen hatte. 
Im erſten Augenblick, als die Nachricht des Leuenmordes ſich verbreitete, 
hielt man es nicht für unwahrſcheinlich, daß einer der vielen Luzerner, die 
haubtſächlich durch Leu's Wirken Hab' und Gut verloren hatten und flüch- 
tig umherirrten, in einem verzweifelten Akt der Selbſthülfe Rache an dem 
wirklichen oder vermeintlichen Urheber ſeines Unglücks genommen hätte. 
Obgleich ein Jeder ſeiner Thaten Herr iſt und kein Anderer dafür ver— 
antwortlich gemacht werden kann, ſo mußten ſich doch die Radikalen ſofort 
geſtehen, daß dieſer Mord ein höchſt unheilvolles Ereigniß für fie ſei, und 
daß der ermordete Leu ihnen gefährlicher ſein würde, als es der lebende 
je geweſen war. Denn es verſtand ſich von ſelbſt, daß die Gegner, ſo 
aberwitzig die Beſchuldigung auch war, die Sache ſofort als ein Komplott 
der ganzen radikalen Parthei darſtellen würden; der Satz calumniare au- 
dacter, semper aliquid hæret (verläumde kühnlich, Etwas bleibt immer 
haften) gilt nirgends mehr, als bei politiſchen Leidenſchaften. Was iſt 
das aber für eine Lage der Dinge, aus welcher ſich mit mathematiſcher 
Gewißheit vorher beſtimmen läßt, ja faſt mit Nothwendigkeit daraus her— 
vorgeht, daß die ehrenhafteſten und unbeſcholtenſten Männer, ohne alle In⸗ 
dizien, der Anſtiftung eines Meuchelmordes beſchuldigt, daß ſie für die 
That eines ihnen ganz fremden, leidenſchaftlichen oder verworfenen Men⸗ 
ſchen verantwortlich gemacht werden? daß auf der andern Seite ebenfalls 
ſonſt wackere Männer ohne die geringſte Berückſichtigung aller dagegen ſpre— 
chenden Gründe friſchweg in das Geſchrei mit einſtimmen? Ei, das iſt 
eben die Politik. Und eben dieſe Lage der Dinge zwang die Radikalen, 
ſich gegen die hirnloſe Beſchuldigung mit aller Macht und allem Ernſte zu 
vertheidigen, anſtatt ſie einfach ein für allemal mit den Worten zurückzu⸗ 
weiſen: „wir verabſcheuen den Meuchelmord, und weiter geht uns die Sas 
che nichts an.“ Dieſe ihre wahre Meinung durften ſie eben nicht ſo 
kurzweg ausſprechen, weil ſie wußten, daß ihre Gegner ihnen daraus die 
Sprache des böſen Gewiſſens oder gar ein Eingeſtändniß der Mitſchuld 
machen würden. Wenn man mich beſchuldigte, das Kreuz vom Straß⸗ 
burger Münſter geſtohlen zu haben, um es als Zahnſtocher zu verwenden, 
wär's da nicht lächerlich, wenn ich den Beweis meiner Unſchuld etwa auf 
folgende Punkte ſtützte: A. Moraliſche Gründe: 1, Zahnſtocher kann man 
fonft mit leichterer Mühe haben; 2, Thurmkrcuze qualifiziren ſich ſchlecht 
dazu; B. Phyſiſche Gründe: 1, Niemand hat mich das Kreuz weder 
ſtehlen noch benutzen geſehen; 2, die Schwierigkeit, das Kreuz unbemerkt 
abzubrechen und einzuſtecken; 3, die Unmöglichkeit, es ohne weitläuftige 
Maſchinen herunter zu ſchaffen; wär's nicht lächerlich, ſag' ich, wenn ich 
mich ſo vertheidigen wollte? In der Politik aber müßte ich alle dieſe 
Punkte erſt erweiſen, und die Gegner würden dann doch nicht offen meine 
Unſchuld anerkennen. 

Während nun aber das Zetergeſchrei über den von den Radikalen 
gemeuchelten Leu erſcholl, kamen die näheren Nachrichten über den That⸗ 
beſtand, über das Benehmen der Luzerner Behörden dabei, in den offiziel⸗ 
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len Berichten fanden ſich fo auffallende Widerſprüche, Ungenauigkeiten, 
u. ſ. w. Alles dieſes machte den Mord durch fremde Hand höchſt räth⸗ 
ſelhaft und ſprach nicht unwahrſcheinlich für Selbſtmord. Wenigſtens war 
ſoviel klar, daß, wenn Leu ſich ſelber ermordet hatte, die Behörden und 
ſeine Parthei grade ſo und nicht anders handeln mußten, wieder aus 
politiſchen Rückſichten. Sie durften weder den Selbſtmord auf Leu 
ſitzen, noch die günſtige Gelegenheit, die Radikalen zu verläumden, aus 
den Händen laſſen. Das war wieder nothwendig in der Lage der 
Dinge begründet und erhöhte alſo die Wahrſcheinlichkeit des Selbſtmordes. 
Dieſen ſuchten nun die Radikalen mit ungeheuerem Aufwande von Scharf— 
ſinn zu beweiſen, um dadurch die ungereimte Beſchuldigung von ſich ab⸗ 
zuwälzen. Monate lang wurde der Streit geführt, und alles Mögliche 
hineingezogen, Pſychologie und Medicina forensis, hiſtoriſche Beweiſe, daß 
auch ganz hübſche reputirliche Leute ſich ſelber umbringen könnten, Altes 
weibergeſchwätz, ſelbſt Aeußerungen von Kindern, z. B. von Leu's Töch⸗ 
terlein, von Steigers Knaben, wurden in den Kreis der Polemik gezogen, 
berichtet und widerlegt, und wiederholt behaubtet und in Abrede geſtellt, 
das Wahre ließ ſich von dem Erdichteten gar nicht mehr unterſcheiden. 
Eine konſervative Notabilität ſagte: „Leu mag ſich ſelber ermordet haben, 
oder nicht, das Volk glaubt nun einmal an einen politiſchen Mord, 
und ein Leuenmörder fol und muß heraus,“ d. h. wir dürfen die Gele— 
genheit, den Radikalen ein's zu verſetzen, nicht fahren laſſen. Kann man 
ſich daher wundern, daß ſelbſt nach dem Geſtändniß und der Hinrichtung 
des J. Müller viele Leute — und darunter ganz geſcheute Männer — 
noch zweifelhaft geblieben ſind? Denn bei der Hinrichtung des Müller ſol⸗ 
len auch ſeltſame Dinge vorgefallen ſein. Da die Konſervativen den 
Leuenmörder, einen ſtumpfſinnigen, verwilderten Menſchen auf keine Weiſe 
mit der radikalen Parthei in Verbindung bringen konnten, ſo thaten ſie, 
als verſtände ſich das von ſelbſt. Welch' ein troſtlos öder Streit! Und 
doch würde er ſich, wenn wieder ein ähnliches Ereigniß einträte, auf ganz 
gleiche Weiſe wiederholen, der Stand der Dinge, die Politik, bringt das 
nothwendig mit ſich. Sie zwingt die Leute, ihren Gegnern ſtets das 
Schlechteſte zuzutrauen und eben ſo vorauszuſetzen, daß der Gegner eben 
fo von ihnen denkt; bei ſolchem Kampfe, wo man ſich durch die Wahr- 
heit Blößen giebt, darf man die Unwahrheit eben ſo wenig ſcheuen, als 
man gezwungen iſt, auch die albernſten und perfideſten Lügen ernſthaft zu 
bekämpfen, anſtatt ſie ſchweigend zu verachten. Der Vorwurf der Demo⸗ 
raliſation, von welcher ich ſpreche, und welche ich an einem einzelnen Bei⸗ 
ſpiele nachgewieſen habe, ſoll natürlich nicht individuell ſein, aber grade das 
beweiſ't ja die Macht der Lüge, der Heuchelei auf dieſem Felde, daß ſelbſt 
ehrenbafte und redliche Männer ſich ihr nicht entziehen können. 

Das heroiſche Zeitalter kannte nur Eine Tugend und Ein Laſter, 
Tapferkeit oder vielmehr Mannhaftigkeit und Feigheit oder Unmännlichkeit. 
Wird vielleicht die Civiliſation auf ihrem Gipfel unſere Moral ebenfalls 
auf Eine Tugend und Ein Laſter reduziren, die Wahrheit und die Lüge? 
Es iſt ſehr ſchwer, immer wahr zu ſein, ſowohl äußere Umſtände, als 
eigene Vorurtheile hindern uns daran. Muth und redlicher Wille reichen 
noch lange nicht immer dazu aus. Wie ſchwer wird es uns ſchon, gegen 
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uns ſelbſt immer wahr zu fein! Und doch iſt die Lüge das Häßlichſte, 
was es giebt. Appenzeller, was meinſt du dazu? — +++ 


P. S. In einer meiner früheren Korrespondenzen im Novemberheft hat 
der Setzer p. 531, meine Zahlen über die Bevölkerung einzelner 
Kantone mit 10 dividirt, wodurch zwar, da er's unpartheiiſch 
bei allen vier Zahlen gethan hat, das hervortreten ſollende Ver⸗ 
hältniß oder vielmehr Mißverhältniß daſſelbe bleibt, aber doch 
den resp. Kantonen Unrecht geſchieht durch die Schmälerung ih⸗ 
rer Einwohnerzahl. N ö +tr 


(Paris, den 27. Januar.) Wenn wir uns nicht nutzlos in dem 
trügeriſchen Labyrinthe der franzöſiſchen Journaliſtik herumtreiben wollen, 
müſſen wir die gouvernementale Politik vollſtändig von der miniſteriellen 
trennen. Die gouvernementale Politik ſteht über der miniſteriellen; mag 
die letzte auch in den meiſten Fällen mit der erſteren zuſammenfallen, ſeit 
ein ſtreng rechtlicher, ſtoiſcher Charakter das Staatsruder ergriffen hat — 
immer drängt ihn hin und wieder die jedem Menſchen durch unſere ge— 
ſellſchaftlichen Zuſtände eingeimpfte Herrſchſucht zu gewiſſen Rückſichten, die 
eher auf Befeſtigung feiner perſönlichen Stellung, als auf das nackte In⸗ 
tereſſe des Staats berechnet ſind; und eben ſo häuſig muß er, vielleicht 
ohne es zu wollen, ja ohne den Einfluß zu ahnen, höheren Rückſichten 
weichen, für welche ſeine Perſönlichkeit eben nur ſo lange Werth hat, als 
ſie der höchſte Wille für ein tüchtiges Werkzeug in ſeiner Hand anſieht. 

Die auswärtige Politik Frankreichs ſteht jetzt wieder an der Stelle, 
wo ſich die miniſterielle von der gouvernementalen Politik ſcheidet. Herr 
Guizot handelte nach Grundſätzen, die gleichviel, ob gut oder ſchlecht, ihn 
mehr als ſechs Jahre am Staatsruder erhielten; auf dem Meere der Erz 
eigniſſe hatte er ſich eine grade Linie gezogen, auf der er unerſchrocken 
dahin ſteuerte, ob ſie ihn auch am Ende zwiſchen Szylla und Charybdis, 
zwiſchen die Nothwendigkeit des Krieges mit England oder den Kontinen⸗ 
talmächten führte. An dieſer gefährlichen Stelle angekommen, zauderte der 
große Miniſter, und er dachte an ſich ſelber. Sein Plan war ſchnell ge— 
faßt: Ich will zuerſt England beruhigen — und damit ſich mein Schiffs- 
volk nicht empöre, weil ich es nicht zum Handgemenge mit ſeinem verhaß⸗ 
teſten Feinde kommen laſſe, weil ich es umſonſt zu den heftigſten Aeuße⸗ 
rungen des Haſſes aufgeſtachelt — will ich einen andern Feind feinen 
Verwünſchungen Preiß geben... Kommt der Tag, wo ich auch ihnen 
Einhalt thun muß, dann will ich auf neue Beſchwichtigungsmittel denken. 
Der Sturm gegen England ſchlägt um, und wendet ſich mit ſeiner ganzen 
Heftigkeit gegen Rußland, Preußen und Oeſterreich! Die Journale ziehen 
die Flagge der empörten Nationalität Frankreichs auf, im Cirque olympi- 
que läßt die Regierung ein großes Spektatelſtück: »La Revolution fran- 
caise« Tag für Tag aufführen, worin namentlich die gegen die drei 
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Großmächte während der Herrſchaft des Nationalkonvents erfochtenen Siege 
die Bevölkerung der Faubourgs begeiſtern, und König, Kammern und Mi⸗ 
niſter legen unter größtem Geſchrei einſtimmig gegen Krakaus Einver⸗ 
leibung mit Oeſterreich Proteſt ein. DR 

Auf dieſe Weiſe wäre der Minifter gerettet, und die minifterielle 
Politik hätte geſiegt: das heißt ſie hat eine Schwierigkeit durch die andere 
kontrebalancirt, — hat die Wage für einen Augenblick in's Gleichgewicht 
ebracht. 
Aber ſo kann es unmöglich der König wollen; ein Friede von heute 
auf morgen iſt ihm kein Friede — und mit Napoleons Wort im Herzen: 
„könnte ich mein Enkel ſein“ denkt er einen Frieden zu gründen, 
der wenigſtens ſo lange anhält, bis er von einem Kriege weniger noch für 
ſeine Dynaſtie, als für das Land zu fürchten hat. Dieſem Frieden als 
Opfer werden wahrſcheinlich beide Kabinette fallen, das engliſche und das 
franzöſiſche. Guizots Lage wurde mit demſelben Momente kritiſch, als er 
die ganze Oppoſition vernichtet und das ganze offizielle Land, die ganze 
Wählerſchaft hinter ſich hatte. Seine Regierungsgrundſätze hatten den 
miniſteriellen Fragen, allen Fraktionen der Oppoſition, der ganzen Journa⸗ 
liſtik gegenüber Stich gehalten — es handelte ſich nun auch darum, ob fie 
eben ſo ſicher gegen die Ereigniſſe, gegen das Uebergewicht der Freunde, 
gegen das Votum des allgewaltigen Reichthums, gegen die egoiſtiſche Ka⸗ 
ſuiſtik des Königs gewappnet waren: und dieß ſcheint nicht der Fall zu 
ſein — der Ultrakonſervativismus iſt ſeinem Sturze nahe, denn das ſtarke 
Frankreich, das in ſich beruhigte, ſeiner Kraft ſich bewußte Bürgerkönig⸗ 
thum iſt dem Auslande zu gefährlich — Louis Philipp braucht Miniſter, 
welche Fehler machen, aber keine konſequenten Doktrinäre, Miniſter, deren 
Wankelmuth das Ausland beruhigt, die ſein Syſtem ſcheinbar auf die 
Schwebe ſtellen, und deren Sturz durch die Disponibilität eines Mannes, 
wie Guizot, niemals geſährlich werden kann. Dieſer Kombination — wenn 
nicht Alles trügt, — wird das Miniſterium Soult — Guizot erliegen, 
und damit werden die beiden großen Verwicklungen gelöſ't ſein. — — 
So wickeln ſich in den ſtolzen konſtitutionellen Staaten alle Ereigniſſe ab: 
der Enthuſiasmus der Nation dafür oder ihr Ingrimm dagegen wird nach 
Belieben geweckt und wieder zur Ruhe gewieſen, bis die Nerven des Vol⸗ 
kes durch das ewige Auf⸗ und Abſpannen locker und fühllos werden — 
und am Tage der Noth vielleicht den heißerſehnten Dienſt verweigern. — 
— — Sonſt leben wir hier in einer ſchweren Zeit der Noth: der Hektoliter 
Waizen hat den unerhörten Preis von 46 Franken erreicht und das Kilo⸗ 
grammes Brod koſtet 47 Centimes. Der Aufruhr hat ſeine Runde durch 
Frankreich begonnen, und die Regierung muß ihre militairiſchen Kräfte im 
ganzen Lande zerſplittern, um die Geſetze, die Freiheit des Verkehrs auf⸗ 
recht zu halten, und willkührlich von den hungernden Konſumenten feſtge⸗ 
ſetzte Marktpreiſe zu verhindern. Noch geſtern Abend wurde von Paris 
auf der Eiſenbahn ein Bataillon nach Fontaineblau geſchickt, wo die 
Bauern einige adelige Schlöſſer in Brand ſteckten und plünderten. Ein 
Krieg, ſo unerwünſcht er Frankreich auch käme, würde das Land doch vor 
einer neuen Jacquerie bewahren, und es der traurigen Nothwendigkeit 
entheben, die Waffen gegen innere Ruheſtörer ziehen zu müſſen. Denn auf 
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ihrer Baſis kann die Regierung zur Steuer der Noth wirklich kaum mehr 
thun, als fie thut. Den Einfuhrszoll hat fie auf's Minimum bis zum 
erſten Auguſt herabgeſetzt, die Ausfuhr von Kartoffeln und Hülſenfrüchten 
verboten, und die ungehinderte Zufuhr durch ſtrenge Aufrechthaltung der 
Geſetze geſichert. Im Monat Januar find bereits eine halbe Million Hek— 
toliter ruſſiſchen, egyptiſchen und amerikaniſchen Getreides eingegangen —. 
die enormen Fruchtvorräthe liegen aber leider in den Hafenſtädten, und 
das Accaparement des Frachtfuhrwerkes in Frankreich vertheuert den Trans- 
port in's Innere ſo ſehr, daß die inneren Provinzen bis jetzt nur ſehr 
wenig von der Zufuhr profitiren konnten. Die Regierung hat nun faſt alle 
ihre Trainpferde und Wagen dem Handel zur Dispoſition geſtellt, und es 
ſteht zu hoffen, daß nunmehr die Brodpreiſe auch im Innern fallen werden. 
Dazu ſtockt der Handel vollſtändig, und namentlich befindet ſich der Klein 
handel in den größten Nöthen. Alles baare Geld ift in großen Getreide- 
ankäufen theils nach dem Auslande gewandert, theils liegt es in den Kel— 
lern der haute ſinance, welche es durch die Eiſenbahnſpekulationen aus 
allen Verſtecken hervor zu locken wußte. Dazu haben ſich die großen Ka⸗ 
pitaliſten nunmehr auch des Detailhandels bemächtigt, und gründen na⸗ 
mentlich in Paris ungeheure Ausſchnittgewölbe, in denen man die ſämmt⸗ 
lichen Betriebszweige mehrerer Hunderte von Kleinkrämern zumal ausbeutet. 
Der Detailhandel von Paris konnte die Konkurrenz der großen Kapitalien 
natürlich nicht aushalten, und iſt daher ſeinem Ruine nahe. Er hielt ſich 
in der letzten Zeit nur durch fiktive Händel, nämlich durch Kreditirung von 
Waaren über den Bedarf, und durch auf Kredit gegen Wechſel genommene 
Waaren großer Fabrikanten. Die Maſſe der Wechſelbriefe ſtieg von Tag 
zu Tag, die Bank, Der ohngefähr / davon zum Diskontiren angeboten 
wurden, konnte das Geld nicht mehr auftreiben — fie machte alfo in Lone 
don eine Anleihe. Aber da der Grund der zuſtrömenden Papiere dadurch 
nicht gehoben war, ſo konnte die Maaßregel nur momentan wirken, und 
die Bank fab ſich ſeit langer Zeit zum erſten Male genöthigt, ihren Zins⸗ 
fuß zu erhöhen, um dadurch den Handel zu vermögen, ihr weniger Papier 
zum Diskontiren anzubieten. Doch ſcheint auch dieſe Maaßregel gegen die 
Größe der Geldnoth noch nicht auszureichen, und die Bank wird ſich 
wahrſcheinlich zu neuen Reſtriktivmaaßregeln gezwungen ſehen. Das Mi⸗ 
niſterium, ſagt man, habe ihr den Rath gegeben, für hundert Millionen 
kleine Treſorſcheine ad 100 — 250 Franken auszugeben — aber ſie hat 
bis jetzt mit Recht dieſen Vorſchlag abgelehnt: denn wenn auch dieſe Sum- 
me von den großen Kapitaliſten nach und nach verſchlungen ſein wird, 
dann ſteht eine neue Kriſis bevor, die den Bankrut von der Hälfte aller 
pariſer Handelsleute zur Folge haben wird. — Dieß ohngefähr eine Skizze 
unſerer finanziellen Handels- und Hungersnoth! Wir ſind erſt im Ja⸗ 
nuar — und vor Auguſt iſt auf neues Brod nicht zu hoffen. — 


103 


Weltbegebenheiten. 


Januar. 


Preußen. Die Noth wird leider noch für lange Zeit ein ſtehen⸗ 
der Artikel unſerer Journale bleiben; denn noch iſt keine einigermaßen ſi⸗ 
chere Hoffnung zu ihrer Verminderung da, vielmehr muß man ernſtlich 
befürchten, daß der Mangel an Lebensmitteln bis zum Frühjahr noch fühl⸗ 
barer und der Preis noch höher werde. Wenn ſich dann bei Eröffnung 
der Stromſchiffahrt die Vorausſetzungen von jetzt ſchon vorhandenen oder 
bis dahin zu erwartenden bedeutenden Kornvorräthen in den verſchiedenen 
Haſenplätzen nicht als illuſoriſch erwieſen haben, was mir übrigens noch 
keineswegs zweifellos ſcheint, ſo werden wir dann mehr, und vielleicht auch 
etwas billigere Lebensmittel haben, als jetzt; bis dahin ſcheint leider ein 
ſtetiges Steigen der Preiſe unausbleiblich zu ſein. Regierungen, Privat⸗ 
leute und Journale bringen Maſſen von Vorſchlägen zur Linderung der 
Noth; bis zu dem Gedanken an die Möglichkeit einer vollſtändigen Be⸗ 
ſeitigung derſelben für alle Zeiten wagen ſich freilich nur wenige zu 
erheben. Die meiſten nennen ſolche Forderungen extravagante, unpraktiſche 
Ideen, deſtruktive Tendenzen ꝛc. Die „Köln. Ztg.“ ſprach vor Kurzem 
in einem der leitenden Artikel, welche ſeit Neujahr Hrn. Brüggemann ſo 
fließend abgehen, ihre Freude darüber aus, daß die ſozialen Fragen 
im engliſchen und franzöſiſchen Parlament in den Vordergrund träten und 
die politiſchen überflügelten. Sie hat Recht; in Irland und in vielen 
Gegenden Frankreichs herrſcht eine vollſtändige Hungersnoth und der Auf⸗ 
ruhr tobt durch das Land. Die Regierungen huldigen dort nicht dem 
Grundſatze des Oberpräſidenten Hrn. Flottwell, daß der Staat direkt nichts 
zur Abhülfe der Noth, zur Vermehrung der Lebensmittelzufuhr und zur 
Verminderung der Preiſe thun könne; im Gegentheil greifen die Regierun⸗ 
gen kräftig zu und ſind ſchon mit ihren dahin gehörenden Vorſchlägen vor 
die Parlamente getreten. Wir freuen uns übrigens im Voraus, daß wir 
dieſe Verhandlungen unmittelbar und nicht durch das Medium eines „lei⸗ 
tenden Artikels“ von Hrn. Brüggemann zu leſen brauchen; denn dieſe 
könnten einem ſelbſt dieſe gewiß höchſt intereſſanten Debatten verleiden. 
Das größte Uebel ſind von jetzt an weder die Schuld, noch die Ahnfrau, 
ſondern die leitenden Artikel der „Köln. Ztg.“ Wir wollen Hrn. Brüggemanns 
Standpunkt weder kritiſiren, noch ſeine nationalökonomiſchen Kenntniſſe 
bezweifeln; aber zum Journaliſten taugt er nicht und ſeine leitenden Ar⸗ 
tikel ſind wahre Muſter von Verworrenheit, Unverſtändlichkeit und Lang⸗ 
weiligkeit. Und hat man ſich mühſam durch eine ſolche weitſchweifige Seig— 
beutelei durchgearbeitet, ſo ſtößt man ſicher auf die gräßliche Drohung: 
„Wir werden nächſtens auf dieſen Gegenſtand zurückkommen!“ Dieſelbe 
Drohung findet ſich auch ſehr häufig als Note unter den Korrespondenzen, 
auf daß der Leſer ſtets mit Furcht und Zittern der Redaktion gedenke. 
Weiß Hr. Brüggemann nicht, daß jedes Genre gut iſt, mit Ausnahme des 
langweiligen? Langweilig ſein iſt das größte Laſter jedes Menſchen, wie 
vielmehr denn eines Journaliſten! — 
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Die preußifche Regierung hat mancherlei Maaßregeln zur Linderung 
der Noth ergriffen. Daß auch in Preußen und Schleſien die Einfuhr von 
Korn und Hülſenfrüchten über die trockene Landesgränze freigegeben iſt, 
meldeten wir ſchon, neuerdings iſt in der Rheinprovinz ein Ausfuhrzoll 
auf Getreide gelegt. Ferner ſoll den Kommunen und Vereinen, welche 
Roggen zur Unterſtützung der Armen aufkaufen und verbacken, die Mahl⸗ 
ſteuer zurückerſtattet werden. Aber das genügt noch lange nicht. Wir ſind 
keineswegs der Anſicht eines Der Berliner Stadtverordneten, welche plötzlich 
ſehr beſorgt über die nicht zureichenden Vorräthe geworden ſind, daß der 
Staat nur die Einfuhr von Spiritus freizugeben und ſich vor dem Aus- 
fall in feinen Einnahmen durch einen der Maiſchſteuer gleichen Eingangs- 
zoll zu decken brauche, um ſofort den Preis der Kartoffeln um 6 Thlr. pro 
Wispel herabzudrücken. Einmal glauben wir nicht, daß Rußland, wie der 
Antragſteller meint, uns genügend mit Spiritus verſorgen kann und dieſer 
iſt uns trotz alles Geſchreies der Enthaltſamkeits-Vereine bei der gegen⸗ 
wärtigen Volksdiätetik unentbehrlich. Sodann aber werden die dem Brenn⸗ 
keſſel entzogenen und zur Speiſe verwendeten Kartoffeln keinen fo bedeu⸗ 
tenden günſtigen Einfluß zu äußern vermögen, daß dadurch die Nachtheile, 
welche durch die Vernichtung der Brennereien dem Ackerbau und der Vieh— 
zucht zugefügt werden, aufgewogen würden. Wir bleiben dabei, der Staat 
muß mit ſeinen mächtigen Mitteln direkt in den Handel eingreifen und 
für die Verproviantirung des Landes forgen., Dann beherrſcht er den 
Markt und kann die Preiſe herabdrücken, wenn ſie nur durch Privatſpeku⸗ 
lation geſteigert würden; oder er kann wenigſtens die Zufuhr reguliren 
und den nothleidenden Gegenden die Lebensmittel zu den billigſten Preiſen 
liefern. Er allein kann ohne Nutzen oder ſelbſt mit Schaden verkaufen; 
was er dabei direkt einbüßt, das gewinnt er indirekt durch die Abwendung 
einer Kalamität von ſeinen Gliedern. Die Suppenanſtalten, die Armen⸗ 
Bäckereien, die Beſteuerung des Wildes reichen nicht aus und können nur 
in großen Städten ſich einigermaßen wirkſam erweiſen; auf dem flachen 
Lande iſt es in der Regel gar nicht möglich, ſie in's Leben zu rufen. Wir 
wüßten nicht, was dieſem Vorſchlage im Wege ſtände. Hr. Flottwell be⸗ 
haubtet zwar, der Staat dürfe der Privatſpekulation nicht beſchränkend 
entgegentreten. Iſt aber der Staat berechtigt, durch die Seehandlung 
anderen Induſtriezweigen Konkurrenz zu machen, ſo halten wir ihn viel eher 
noch für verpflichtet, bei wirklichem Mangel oder künſtlicher Vertheue⸗ 
rung der zur Erhaltung des Lebens unentbehrlichen Produkte aktiv einzu⸗ 
greifen. Das iſt ein Mittel, wie es die Geſetze der „freien Konkurrenz“ 
geſtatten; das wendet an, aber ſchreit nicht alle Tage mit heuchleriſcher 
Tugendhaftigkeit und greifbarer Inkonſequenz über den Kornwucherer 
und ſeine Verbrechen, ſondern geſteht zu, daß der Kornhändler grade ſo 
handelt, wie jeder andere Kaufmann, der ebenfalls feine Waare zum höch— 
ſten Preiſe ausbringt und dieſen nöthigen Falls ſpekulativ ſteigert. Etwas 
Anderes wäre es ſchon mit einer Feſtſetzung des Preiſes der Le— 
bensmittel durch die Polizei, wie die „Zeitungshalle“ das kürz⸗ 
lich von Berlin in Bezug auf die Kartoffeln berichtete: die Metze wäre 
auf 2 Sgr. fixirt und was theurer verkauft wäre, ſei nachher konfiszirt. 
Die Nachricht war falſch; das Polizeipräſidium von Berlin verwahrte ſich 
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ſehr energiích gegen eine folche Beſchränkung der „Gewerbefreiheit.“ Die 
wäre es allerdings; aber wäre das ſchlimmer, als unerſchwingliche Fünfte 
liche Preiſe? Noth bricht Eiſen; in Frankreich zwingen die Hungernden 
die Beſitzer, ihr Korn zu einem fixirten niedrigen Preiſe zu verkaufen. 
Will man ſolche Eventualitäten vermeiden und die Gewerbefreiheit nicht 
beſchränken, ſo ſorge man wenigſtens durch eine uneigennützige Konkurrenz 
dafür, daß der Preis nicht künſtlich geſteigert und genügender Vorrath be⸗ 
ſchafft werde. — 

Die vom Staate angeordneten Kulturen in Oſtpreußen, durch welche 
öde Haideſtrecken in fruchtbare Wieſen umgewandelt wurden, haben den 
Berichten zufolge einen höchſt günſtigen Erfolg gehabt. Das angelegte Ka⸗ 
pital hat ſich demnach mit 3 — 4 pCt. verzinſ't, der Morgen brachte faſt 
2 Thlr Reinertrag. Angeſichts dieſes günſtigen Reſultats müſſen wir um 
ſo mehr darauf dringen, daß der Staat bei der gegenwärtigen Noth 
derartige ausgedehnte Kulturen unternehme, um der hungernden Bevölke⸗ 
rung Arbeit und Verdienſt zu ſchaffen, und daß man das nicht Privaten 
oder Kommunen überlaſſe, wie Hr. Flottwell will. Der Staat kann am 
erſten die dazu nöthigen Summen aufbringen und warten, bis ſie Ertrag 
liefern. Der Staat kann leicht bei ſolchen Unternehmungen auch Arbeiter 
beſchäftigen, deren Arbeitsfähigkeit nicht grade allen Anforderungen ent⸗ 
ſpricht, weil er den dadurch ihm erwachſenden Nachtheil indirekt durch die 
Förderung des Wohles ſeiner Glieder wieder einbringt, während der Pri⸗ 
vatmann natürlich nur die ſtarken und geſchickten Arbeiter in Dienſt nimmt, 
welche ſich auch ohnehin wohl fortgeholfen hätten. Summen, die zu ſol⸗ 
chen Unternehmungen nöthig ſind, würden die künftigen Reichsſtände gewiß 
gern bewilligen. Es heißt nämlich allgemein, daß die baldige Berufung 
derſelben ſicher zu erwarten wäre. Das Gerücht ſagt ſogar, daß der 
Kriegsminiſter General v. Boyen, dem zu Ehren der König kürzlich eine 
Feſtung „Feſte Boyen“ taufte, ſeinen Abſchied gefordert habe, weil man 
eine ſtändiſche Verfaſſung geben wolle. Es ſcheint demnach, als würden 
die Vertretung und die ſtändiſchen Rechte in ziemlich enge Gränzen ein⸗ 
geſchloſen werden. Indeſſen, wie klein die Entwickelung auch beginnen 
möge, ſie drängt doch unwiderſtehlich auf den von der Geſchichte der neuen 
Zeit vorgezeichneten Punkt hin. — 

Ich erwähnte im vorigen Hefte der Verhaftungen in Berlin. Herr 
Fraling, welcher bekanntlich zwar freigelaſſen, aber aus Berlin verwieſen 
wurde, iſt nach dem „Rhein. Beob.“ darüber vernommen, ob die Artikel 
in verſchiedenen Zeitungen über ſeine Behandlung in der polizeilichen Haft 
von ihm felbft herrührten oder veranlaßt ſeien. Er hat beides verneint, 
zugleich aber erklärt, daß jene Berichte weit hinter der Wirklichkeit zurück⸗ 
blieben, weßhalb er ſelbſt eine genaue Schilderung der ihm widerfahrenen 
Behandlung zu Protokoll gegeben hat. „Es ſteht demnach, ſagt der „Rhein. 
Beob.,“ eine ſtrenge Unterſuchung der von Fraling angegebenen Thatſachen 
zu erwarten, hinſichtlich deren man ſich daher kein Urtheil anmaßen kann, 
ehe die Unterſuchung deren Richtigkeit feſtgeſtellt haben wird. Das iſt 
bei der bekannten Humanität und Gerechtigkeit unſerer höheren Behörden 
gewiß, daß, wenn ſich Ungeſetzlichkeiten in der Behandlungsweiſe Fralings 
und der mit ihm Inhaftirten herausſtellen ſollten, die Ahndung nach der 
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Strenge des Geſetzes nicht ausbleiben wird.“ Nun, wir wollen das er⸗ 
warten. Vorläufig finden wir durchaus keinen Grund, Verdacht gegen 
die Wahrheit von Fralings Aus ſagen zu hegen. Es iſt indeſſen wohl 
möglich, daß dieſe Behandlungsweiſe in den Berliner Polizeigefängniſſen 
nicht „ungeſetzlich“ if. Für uns, die wir nicht auf dem idylliſchen Poli⸗ 
zeiboden des Beobachters ſtehen, iſt das aber durchaus kein Grund, ſie 
weniger zu tadeln: für uns iſt das Wort „Geſetzlichkeit“ kein Dogma, 
bei welchem alle Prüfung aufhört, kein Schleier, mit dem man Alles be⸗ 
decken kann, kein Meduſenhaubt, vor dem man ſcheu zurückbebt. „Es er⸗ 
ben ſich Geſetz und Rechte, wie eine ew'ge Krankheit fort,“ ſagen wir mit 
Göthe. Wie viel langjähriges Unrecht, wie ſchreiende Mißbräuche haben 
ſich Menſchenalter lang hinter dem Schilde der „Geſetzlichkeit“ erhalten! 
Geſetzlichkeit und Gerechtigkeit d. h. das, was das Bewußtſein 
der Gegenwart für recht und billig hält, ſind eben nicht gleichbedeutende 
Worte, ſondern ſtehen ſehr häufig im ſchneidenſten Widerſpruche. Im 
gläubigen Herzen und im konfuſen Haubte des „Rhein. Beob.“ iſt aber 
für ſolche Unterſcheidungen kein Raum. 

Von den in Berlin Verhafteten ſind noch 4 in Polizeihaft, nicht 
bloß Einer, wie ich irrthümlich meldete. Bis jetzt hat man aber noch zu 
keinem Entſchluß über die Formulirung der Anklage kommen können. Dieſe 
lange vorläufige Haft iſt ſehr hart, wenn, wie es ſcheint, die Anklage nur 
auf Verbreitung verbotener Schriften oder Abſingen verbotener Lieder lauten 
wird. Für eine ſchwerere Anklage auf kommuniſtiſche oder ſonſt ſtaatsge⸗ 
fährliche Verbindungen ſcheinen aber durchaus keine Materialien vorzulie⸗ 
gen; die Zuſammenkünfte in einem öffentlichen Wirthslokale ſprechen doch 
zu entſchieden dagegen. Es haben zwar gleich nachher Haus ſuchungen und 
Verhaftungen in Magdeburg ſtattgefunden, drei Handwerker ſind inhaftirt 
und man hat bei mehreren kleine Privatbibliotheken mit vielen verbotenen 
Büchern gefunden, deren Privatbeſitz aber bekanntlich durch kein Geſetz ver⸗ 
boten iſt. Man ſoll aber ſehr verwundert geweſen ſein über die Ent⸗ 
deckung, daß die Handwerker ihre Mußeſtunden ſo eifrig mit Lektüre aus⸗ 
füllen, daß ſie ſo rüſtig und mit ſo gutem Erfolge an ihrer Bildung ar⸗ 
beiten. Ein „geheimer“ Zuſammenhang mit den Berliner Handwerkern, eine 
„Ungeſetzlichkeit“ überhaubt ſcheint ſich nicht ergeben zu haben. Dem Ver⸗ 
langen der Polizei, 2 Stadtverordnete zu ſuspendiren, wurde nicht nach⸗ 
gegeben, weil das Gericht keinen Grund zu einer Kriminal⸗Unterſuchung 
fand. Um ſo ſchwerer iſt die Haft jener 3 Meiſter zu erklären. Aehnliche 
Hausſuchungen und Verhaftungen fanden auch in Königsberg ſtatt; es 
ſcheint, als habe man dort auch einer Verzweigung der gemuthmaßten ge⸗ 
heimen Verbindungen auf die Spur kommen wollen, was indeſſen bei der 
Unwahrſcheinlichkeit dieſer Muthmaßungen anno 1847 ſchwerlich gelungen 
ſein wird. Ein Lehrer aber iſt wegen Verbreitung verbotener Schriften 
verhaftet und wird allerdings die Folgen ſeines „ungeſetzlichen“ Verhaltens 
zu büßen haben. Gegen den Direktor Sauter iſt von der Polizei eine 
Unterſuchung auf Hochverrath beantragt und die Akten ſind deßhalb an 
das Kammergericht zu Berlin geſchickt. Ob dieſe Anklage mit den vorher 
erzählten Vorfällen zuſammenhängt oder worauf ſie ſich ſonſt ſtützt, weiß 
ich nicht. — In Berlin wurde auf Requifition des Koblenzer Gerichts 
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eine Hausfuchung bei Dr. Meyen und Guſtav Julius angeſtellt, wahr⸗ 
ſcheinlich um Materialien zu der Unterſuchung gegen den immer noch ver⸗ 
hafteten Dr. Dronke zu ermitteln. Man hat aber Nichts gefunden. Die 
Hausſuchung bei Hrn. Julius hat wohl auf einem Mißverſtändniſſe beruht; 
der Redakteur der „Zeitungshalle,“ der unermüdlich ironiſirende Kritiker 
der „ſchlechten“ Preſſe, ſollte billig von dem Verdacht irgend einer Illoya⸗ 
lität verſchont bleiben. — 

Vereinigungen aller Art finden in den höheren Regionen der Staats⸗ 
verwaltung überhaubt wenig Beifall, womit ich freilich nicht geſagt haben 
will, daß man ſie in den niedrigeren Regionen gern ſähe. Der Handwer⸗ 
kerverein ſcheint trotz Hrn. Hedemann's Direktion noch immer nicht aus der 
Reihe der „mißliebigen“ und deßhalb ſtrenge zu überwachenden Erſcheinun⸗ 
gen herausgetreten zu ſein. Es exiſtirt in dem Vereine ein Kaſten, in 
welchem die Mitglieder die Fragen werfen, über welche ſie einen Vortrag 
oder Belehrung wünſchen. Laut einer Bekanntmachung Hrn. Hedemann's 
müſſen künftig alle verbotswidrigen Fragen dem Oberpräſidenten ausgelte⸗ 
fert werden. Wozu das? Iſt es nicht genügend, wenn Fragen, deren Be⸗ 
ſprechung verboten iſt, unbeachtet bleiben? — Die Berliner Bürgergeſell⸗ 
ſchaft iſt verboten in Folge der Bundestagsbeſchlüſſe von 1832 gegen 
Volksverſammlungen. Es ſcheint ſeltſam, wie man dieſe Beſchlüſſe, welche 
man bekanntlich ſchon in einer Trier'ſchen Weinſtube geltend machte, auf 
eine geſchloſſene Geſellſchaft anwenden mochte. Indeſſen ſagt das Re⸗ 
ſolut, da die Geſellſchaft das „Bürgerthum,“ alſo ein politiſches Inſtitut 
umfaſſe, (in den Statuten ſteht nämlich, daß jeder unbeſcholtene Bürger 
Berlin's Mitglied werden könne) ſo müßten jene Beſchlüſſe auf ſie aus⸗ 
gedehnt werden. Einzelne Verſammlungen würde man vielleicht erlauben, 
wenn die Erlaubniß dazu jedesmal unter Angabe der zu beſprechenden Ge⸗ 
genſtände nachgeſucht würde. Nach ſolchen Vorgängen wird es Niemand 
wundern, daß der Landrath von Magdeburg die Verſammlungen, welche 
Uhlich in ſeinem Hauſe hielt, deren Theilnehmer er als ſeine Gäſte an⸗ 
ſah, unter die Kategorie der durch die Bundestagsbeſchlüſſe von 1832 
verbotenen Volks verſammlungen brachte und fie einzuſtellen befahl. — 

Wahrſcheinlich in Folge des günftigen Einfluſſes der Bürgerkompag⸗ 
nien zur Wiederherſtellung der Ruhe in Köln iſt den Berliner Stadtver⸗ 
ordneten der Vorſchlag gemacht, eine Schutzkommiſſion zu organiſiren. 
Dieſe ſoll bei etwaigen Aufläufen und Tumulten, ohne ſich auf die 
Wünſche der Tumultuanten einzulaſſen und erſt auf die 
Aufforderung der Polizei, die Ruhe herzuſtellen verſuchen, bis die 
Anwendung von Waffengewalt nothwendig wird. Mit Recht wenden die 
Stadtverordneten dagegen ein, daß die Befugniſſe der Schutzkommiſſion zu 
beſchränkt wären, um wirkſam zu ſein, daß ſie mindeſtens unabhängig von 
der Aufforderung der Polizei müßte einſchreiten können, daß von ihren 
Bemühungen bei der Aufregung, welche die Entfaltung der Militair⸗ und 
Polizeimacht hervorzurufen pflege, kein günſtiger Erfolg mehr zu erwarten 
ſei, daß endlich bei wirklicher Anwendung der Waffengewalt die Glieder 
der Schutzkommiſſion, welche ſich in der Regel zwiſchen Militair und Volk 
befinden würden, leicht in große Gefahr gerathen könnten. Zudem würde 
die Verordnung, daß nur die Polizeibehörden die auf den Tumult bezüg⸗ 
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lichen Bekanntmachungen erlaffen dürfen, daß vor dieſen gar keine Veröf⸗ 
fentlichungen darüber geſtattet werden ſollen, die Schutzkommiſſion zu un⸗ 
tergeordnet erſcheinen laſſen und ſie verhindern, ihren Mitbürgern von ih⸗ 
rem Thun Rechenſchaft zu geben. Will man die Aufrechthaltung der Ruhe 
Bürgerwachen anvertrauen, was allerdings ſehr zu loben wäre und oft 
großes Unglück verhüten würde, ſo muß man es auch ganz thun und nicht 
erſt durch Militair und Polizei die Erbitterung und den Widerſtand her⸗ 
vorrufen. — Die Spannung zwiſchen Militair und Civil, welche ſich an 
ſo vielen Orten zeigte, wie das z. B. von Bielefeld in einer Broſchüre 
des „aus dem Offizierſtande entlaſſenen“ Lieutenant Johanning geſchildert 
wird, iſt natürlich in Köln in Folge der Auguſtereigniſſe ſehr groß und die 
Kölner haben es gewiß nicht beifällig gehört, daß die „Große Karnevals⸗ 
Geſellſchaft“ (wie es ſcheint die „Elite“ der Bourgeoiſie) dem Major 
H., zeitweiligen Kommandanten des Dragoner-Regiments, ein Hoch mit 
Pauken und Trompeten ausbrachte, weil — er ihr die Trompeter, einige 
Mannſchaften und Pferde zu ihrem Maskenzuge zu leihen verſprach. Doch 
ſtellt die „Große Karn.⸗Geſ.“ dieſen Toaſt in Abrede. In dem Kölner 
Kaſino fiel ein Dragoner⸗Offizier, der ſich zur Aufnahme gemeldet hatte, 
durch; ein anderer zog darauf ſeine Meldung zurück und die Offiziere und 
viele Civilbeamte traten auf Beſchluß ihrer Kollegien aus; nur das Lande 
gericht hatte keinen ſolchen Beſchluß gefaßt. Die Verurtheilung Raveaux', 
weil er den durch die Auguſtereigniſſe bekannten Lieutenant Riemer einen 
Feigen genannt habe, die Verwundung eines ruhig die Straße gehenden 
Rathes durch trunkene Soldaten geben immer wieder neue Veranlaſſung 
zur Aufregung. In Folge des letzten Vorfalls iſt wieder von vielen Sei⸗ 
ten her das Verbot des Waffentragens außer dem Dienſte lebhaft gefor⸗ 
dert und Angeſichts ſo mancher Vorfälle der neueſten Zeit iſt dieſes Ver⸗ 
langen ſehr gerechtfertigt, wenn das Verbot überhaubt einer Rechtfertigung 
bedürfte. Wie es heißt, hat man höheren Ortes in Erwägung aller dies 
ſer Fakta beſchloſſen, die Garniſonen künftig alle 4 Jahre zu wechſeln. — 

Die Ausführung des ſchon für beſeitigt gehaltenen Planes, die Rich⸗ 
terkollegien in Einzelrichter aufzulöſen, welche nur in gewiſſen Fällen zur 
gemeinſchaftlichen Berathung zuſammentreten, ſoll nun doch definitiv be⸗ 
ſchloſſen fein. Wir ſagten ſchon früher und wiederholen das, daß von 
dieſer Einrichtung einmal die Unabhängigkeit der Richter bedroht und dann 
der Willkühr derſelben ein weiter Spielraum gelaſſen würde. Gegen beide 
Uebelſtände ſind die Kollegien das einfachſte Schutzmittel. 

Die Wahlangelegenheit der Stadt Naumburg “ft noch immer nicht zu 
Ende. In Folge der Drohung, ihr die Städteordnung zu entziehen, hat 
die Stadt zwar gewählt; aber der Deputirte, Kaufmann Schwarzbach, ſo 
wie die beiden Stellvertreter, ſämmtlich Mitglieder der aufgelöſ'ten Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung, haben die Wahl abgelehnt und wollen ihre 
Gründe veröffentlichen. — 

Da faſt alle Guſtav⸗Adolphs⸗Vereine, auch der Berliner nach heißem 
Streite, gegen Rupp's Ausſchließung proteſtirt hatten, fo iſt Bornemann, 
welcher ein langes Gutachten zur Rechtfertigung dieſer Ausſchließung abs 
gefaßt hatte, mit mehreren Gleichgeſinnten aus dem Vereine ausgeſchieden. 
Glück auf den Weg! Wenn der Verein irgend etwas nützen ſollte, ſo 
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durfte er wenigſtens kein Glaubensgericht, keine Waffe für den Pietismus 
und die Orthodoxie werden. — In Nordhauſen hat ſich, nach einer Erklä⸗ 
rung und Verwarnung des Magdeburger Konſiſtoriums, da keine Ausſicht 
vorhanden war, den Diakonus Baltzer zum Pfarrer zu bekommen, unter 
ihm eine „freie Gemeinde“ gebildet, welche ſchon 300 Köpfe gleich An⸗ 
fangs zählte. Dieß Beiſpiel wird gewiß vielfach Nachahmung finden; auch 
in Bielefeld iſt viel davon die Rede, daß die Neuſtadt, welcher man den 
von ihr gewünſchten Pfarrer Niemeyer nicht geben will, ſich zu einer freien 
Gemeinde konſtituiren würde. — 

Die „Allg. Preuß. Ztg.“ hat kürzlich die pikanteſten und kraſſeſten 
Stellen aus einigen Schriften von Marr, Heinzen und Freiligrath als 
Abſchreckungsmittel veröffentlicht. Obgleich die Stellen geſchickter aus dem 
Zuſammenhange geriſſen und zuſammengeſtellt waren, als man dieß ſonſt 
bei der „Allg. Preuß. Ztg.“ gewohnt iſt, obgleich der „Rhein. Beob.“ u. 
ſ. w. des Jubels über dieſen gelungenen Koup kein Ende finden konnten, 
ſo zweifle ich doch ſehr, ob ſie ihren Zweck ganz erreicht hat, ob ihr nicht 
vielleicht jene Schriftſteller ſehr dankbar find. Es iſt bekannt, daß feiner 
Zeit die deutſchen Kommuniſten in London eine Dankadreſſe an Hrn. 
Bluntſchli in Zürich richteten wegen der großen Verdienſte, die er durch 
ſeinen veröffentlichten Kriminalbericht um den Kommunismus ſich erworben 
habe. — Der „Hellweger Bote,“ ein zu Unna erſcheinendes Lokalblatt, 
erhicit kürzlich die nachgeſuchte Erlaubniß, die politiſchen Tagesbegebenh'i⸗ 
ten mitzutheilen, wenn er dieſelben wörtlich aus dem (ſervilen 
und pietiſtiſchen) „Volksblatt“ des Hrn. Pfarrers v. Tip⸗ 
pelskirch abdruckte, wovon ſich der Cenſor jedesmal zu 
überzeugen hätte. Nach den Proben, die wir früher gelegentlich aus 
dieſem Blatte mittheilten, Korrespondenzen aus dem Ravensbergiſchen, 
wahrſcheinlich aus Hrn. Marcard's Feder, hätten wir und unſere Leſer 
gewiß nicht erwartet, daß man irgendwo dieſes Blatt für ein Volksblatt 
„wie es ſein ſoll“ hielte. — In Arnsberg erſcheint ſeit Neujahr eine ſo⸗ 
zialiſtiſche Monatsſchrift, die „Warte;“ ich habe das erſte Heft erſt flüch⸗ 
tig anſehen können und werde deßhalb ſpäter darauf zurückkommen. — 
Von Seiten eines hohen Regierungsbeamten ſoll der Verſuch gemacht wor⸗ 
den ſein, die nachgelaſſenen Memoiren des bekannten an der Norwegiſchen 
Küſte verunglückten Flüchtlings Kombſt, welcher früher Privatſekretair des 
Hrn. v. Nagler war, von deſſen Vater in Stettin zu acquiriren; indeſſen 
war der geſammte literariſche Nachlaß Kombſt's ſeinem Teſtamente gemäß 
ſchon an Georg Fein in Nordamerika abgegangen. — Es iſt eine wahre 
Schmach für Deutſchland, daß das Unternehmen des Hrn. v. Reden, eine 
allgemeine Zeitſchrift zur Sammlung und Ermittelung der ſtatiſtiſchen 
Verhältniſſe zu gründen, aus Mangel an Theilnahme nicht zu Stande 
kommt. Nur 121 Abonnements waren angemeldet; Gelehrte, Univerſitä⸗ 
ten und Regierungen hatten ſich äußerſt ſpärlich betheiligt. Und doch iſt 
grade auf dem Felde der Statiſtik in Deutſchland noch ſo viel zu thun, 
und doch iſt grade hier die ſicherſte Baſis für alle ſozialiſtiſchen Unterſu⸗ 
chungen und Reformen zu finden. Hr. v. Reden wird jetzt die Zeitſchrift, 
die von dem allgemeinen ſtatiſtiſchen Verein ausgehen ſollte, auf eigene 
Gefahr, aber in viel beſchränkteren Maaßſtabe herausgeben. 
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Sachſen. Ein außerordentlicher Landtag iſt zuſammen berufen, 
dem wahrſcheinlich auch Vorlagen über die Abhülfe des gegenwärtigen 
Nothſtandes gemacht werden. Viel iſt nicht davon zu erwarten; der ſäch⸗ 
fifche Liberalismus hat bislang die ſoziale Frage immer am weiteſten von 
ſich abgewieſen. — Das Schickſal des Krakauer Diktators Tyſſowski iſt 
endlich entſchieden und hat ſich noch ziemlich freundlich gelöſ't. Oeſter⸗ 
reich hat es übernommen, ihn mit ſeiner Familie über Trieſt nach Ame⸗ 
rika zu ſchaffen und ſoll ſich dabei recht freigebig bewieſen haben. Wenn 
ich nicht irre, hat Tyſſowski verſprechen müſſen, nimmer nach Europa zu⸗ 
rückzukehren. 

Hannover. Die Kammer hat den von der Regierung vorgelegten 
Geſetzentwurf, den Gemeinden Kredit bei Anleihen zur Beſeitigung der 
Noth zu eröffnen, als unpraktiſch und ſeinen Zweck verfehlend verworſen. 
Dagegen beantragt ſie, die Regierung ſolle aus den Zinskornvorräthen der 
Königl. Domainen und Kloſterkammern Vorräthe unentgeltlich oder zu mä⸗ 
ßigen Preiſen an die Armenkollegien und Unterſtützungs⸗Vereine abgeben, 
und ſetzt 100,000 Thlr. zur Unterſtützung armer Gemeinden aus. End⸗ 
lich fragt ſie an, warum die den ſchlecht beſoldeten Steuereinnehmern und 
Schullehrern bewilligten Zuſchüſſe noch nicht verwendet wären? Dieſe Leute 
werden allerdings jetzt am ſchlechteſten warten können. — 

Heſſen⸗Kaſſel. Einer unſerer Korrespondenten theilte oben Glasbren⸗ 
ners Behaubtung mit, in Kaſſel hätte Jemand an irgend einem Tage geſungen: 
„Freut euch des Lebens!“ Ich weiß nicht, ob dieſer Tag ſchon vorüber iſt 
oder noch bevorſteht. Aber im Leſevereine zu Hersfeld ſind Beſchlagnahmen 
verfügt und Unterſuchungen eingeleitet; der Gymnaſiallehrer Jakobi iſt ſuspen⸗ 
dirt und von dem Buchhändler Schuſter ſoll das Gymnaſium kein Buch mehr 
kaufen, zur Warnung für alle mißliebigen Buchhändler. — Das Verbot der 
Speiſung von 200 Menſchen am Weihnachtstage meldeten wir ſchon un⸗ 
ter den Korrespondenzen. — Der Stadtrath von Rinteln iſt durch den 
Landrath darüber vernommen, warum er eine Dankadreſſe an den libera⸗ 
len Deputirten Schwarzenberg abgeſandt hätte. Komiſche Frage! Warum 
anders, als aus Sympathie? Bei manchen Lopalitäts⸗Adreſſen möchte ſich 
ſchwerer ein ſolcher Grund angeben laſſen; da liegen gewöhnlich äußerliche 
Vortheile zum Grunde, die man nicht gern gradezu als Motiv hin⸗ 


Baiern. Den Redakteuren der zu Nürnberg erſcheinenden Zeitun⸗ 
gen, „Korrespondent von und für Deutſchland,“ „Nürnberger Kourier“ 
und „Mittelrheiniſche Zeitung“ iſt von der Regierung eröffnet, daß ihnen 
die auswärtigen Zeitungen ohne Nachcenſur gegeben werden ſollen, wenn 
fie durch Handſchlag an Eides Statt verſprechen, fie nicht aus den Hän⸗ 
den und Lokalen der Redaktionen zu geben und ſie nach dem Gebrauch 
dem Cenſor wieder auszuliefern. Die gewöhnlichen Leſer haben aber auf 
dieſe ausnahmsweiſen Vergünſtigungen keinen Anſpruch; für ſie wird nach 
wie vor nachcenſirt. Auch iſt wieder unterſchiedlichen Blättern der Poſt⸗ 
Debit entzogen. i 

Würtemberg. Die Kammer und mehrere Stadträthe ſind mit 
der Regierung in Konflikt wegen der Cenſur gerathen. In der Kammer 
wurde ein Antrag Duvernoy's angenommen: „die Regierung ſolle noch 
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auf dieſem Landtage beruhigende Erklärungen in Betreff der Preſſe geben, 
da die Kammer die Cenſur fortwährend als ein verfaſſungswidriges Inſti⸗ 
tut anſähe.“ Nun, an Erklärungen wird's nicht fehlen; ob ſie aber zur 
Beruhigung dienen, iſt eine andere Frage. Unter anderen Stadträthen 
hatte auch der von Stuttgart eine Petition um Preßfreiheit eingereicht und 
gegen den Důrob erhaltenen Verweis entſchiedenen Proteſt erhoben. Darauf 
erhielt er vom Miniſter Schlayer ein Aktenſtück, welches ſich durch eine 
wahrhaft ungeheuerliche Phantaſie auszeichnet und eine Anſchauung der 
deutſchen Staatsverhältniſſe affektirt, durch die man augenſcheinlich die 
Petenten in's Bokshorn jagen wollte. „Die Sache felbft, ob Preßfreiheit 
exiſtire oder Cenſur, ſagt das Reſkript, ginge den Staatsrath Nichts an, 
da er ſich nur um Gemeindeangelegenheiten zu kümmern habe. Die Miß⸗ 
billigung der Petition durch die Regierung gälte haubtſächlich der verletzen⸗ 
den Darſtellung. Es ſei beleidigend, wenn der Stadtrath ſage, die 
Cenſur laſſe ſich nicht vernunftgemäß handhaben. Die ſtädti⸗ 
ſchen Kollegien nähmen keine Rückſichten auf die Verpflichtungen gegen den 
deutſchen Bund und den unmittelbaren Zuſammenhang, in welchem die 
Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung in dem einen Bundesſtaat mit 
der Sicherheit der übrigen Bundesſtaaten und der moralifchen und politi⸗ 
ſchen Unverletztheit des Geſammtvaterlandes ſtände. (Das ſind recht harte 
Worte, Haubtmann Piſtol! Aber wer ſagt denn Hrn. v. Schlayer, daß 
die „öffentliche Ordnung,“ die „Sicherheit“ und die „moraliſche und pos 
litiſche Unverletztheit des Geſammtvaterlandes“ durch die freie Preſſe ges 
ſtört würden? Das ſind ja beleidigende Vorausſetzungen gegen die Staa⸗ 
ten, mit denen wir trotz ihrer Preßfreiheit in freundſchaftlichen Einverneh⸗ 
men ſtehen. Es kommt aber noch beſſer; la fin couronne les oeuvres !) 
„Wenn man ſo exorbitant wäre, die Bundestagsbeſchlüſſe von 1819 
(die nur proviſoriſch gefaßt wurden!) für nicht bindend für Würtemberg 
zu erklären, fo könnte Würtemberg in ein Kriegs verhältniß 
mit ganz Deutſchland gerathen!!“ Herr Miniſter, das iſt doch zu 
arg, das werden ſelbſt die Schwaben nicht glauben. Warum iſt denn 
Oldenburg nicht in ein „Kriegsverhältniß mit ganz Deutſchland“ gerathen, 
als es die Preſſe bei der Beſprechung inländiſcher Zuſtände von der Cen⸗ 
ſur befreite? Sind denn die einzelnen Bundesſtaaten nicht ſouverain? 
Solche Schreckſchüſſe machen einen dem beabſichtigten furchtbaren gradezu 
entgegengeſetzten Eindruck! — 

Von Waiblingen iſt eine Petition an die Stände erlaſſen: „Man 
möge auf einer Domaine nach den neueſten Entdeckungen der Wiſſenſchaft 
den Verſuch zu einer Organiſation der Arbeit machen, um die Handwer⸗ 
ker und kleinen Bauern vor dem ſicheren Ruin zu ſchützen und ihren 
Wohlſtand auf einer ſichereren Grundlage, als der der freien Konkurrenz, zu 
erbauen.“ Bravo! Kann auch ein ſo vereinzelter Verſuch, ein einzelnes 
Fourieriſtiſches Phalanftere mitten in der Welt der Konkurrenz leicht ſchei⸗ 
tern, ſo haben doch die Waiblinger das Verdienſt, zuerſt einer deutſchen 
Kammer zu einer genauen Beleuchtung und Erörterung eines praktiſchen Vor⸗ 
ſchlages zur ſozialen Reform Veranlaſſung gegeben zu haben. Ob die 
Kammer aber genau, oder überhaubt auf dieſen Antrag eingehen werde, 
das müſſen wir abwarten. Die Petition verlangt auch Organiſation der 
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Auswanderung; vielleicht begnügt ſich die Kammer mit der Erörterung 
dieſer, in Erwägung der poetiſchen Freiheit, einen Theil für das Ganze 
u ſetzen. 

f Baden. Außer den von der Regierung angeordneten Unterſtützungs⸗ 
Kommiſſionen, welche Staats- und Gemeindebauten veranlaſſen, Lebens- 
mittel zu billigen Preiſen oder umſonſt vertheilen, Suppenanſtalten grün⸗ 
den ſollen, iſt auch ein äußerſt langes Programm der neuen „Deutſchen 
Ztg.,“ dem Organe der „liberalen“ Partei (Mathy, Gervinus ꝛc. ꝛc.), 
zu Heidelberg erſchienen. Es iſt aus der langathmigen Feder des Hrn. 
Gervinus gefloſſen. Demnach ſoll der Standpunkt der neuen Zeitung, 
welche das Volk ſchon die Hofraths- oder Profeſſoren-Zeitung nennt, der 
nationale und der Tonftitutionelle, die Herrſchaft des dritten Standes, 
ſein; ſie wird ſich „beſonnen“ gegen die „Extreme“ auf beiden Seiten 
verhalten, und hat auch wahrſcheinlich in Folge dieſer Beſonnenheit ein 
ernſtes Eingehen auf die ſoziale Frage, wie es Hecker verlangte, abgelehnt. 
Außerdem hat ſie aber eine Entdeckung gemacht, ſo ſcharfſinnig, wie nur 
je eine von einem deutſchen Gelehrten erwittert wurde, „daß nämlich die 
Ultraliberalen (ſoll wohl heißen die Sozialiſten) die Standesunterſchiede 
aufrecht hielten, daß ſie einen neuen Stand hervorriefen, in⸗ 
dem fie den unterſten über alle anderen emporheben woll- 
ten. Gegen eine ſolche Dummheit oder abſichtliche Verdrehung etwas zu 
Im, lohnt nicht der Mühe. Gegen den Unſinn kämpfen die Götter felbft 
vergebens. 

Schweiz. Gewaltmaaßregeln der jeſuitiſchen Regierung zu Freiburg 
gegen Volksverſammlungen, eine ſchlecht geleitete Agitation der radikalen 
Partei, ein noch ſchlechter ausgeführter und darum gänzlich mißlungener 
Putſch derſelben gegen die Regierung, darauf Verhaftungen, Beſtrafungen, 
die wahrſcheinlich den Luzerner Geiſt der „Milde“ athmen werden, — 
fonft nichts Neues. Nur wird den Luzerner Herren jetzt das Inquiriren 
des Verhörrichters Ammann ſelbſt zu lange und zu theuer und ſie haben 
ihm deßhalb ernſtlich befohlen, die Akten an den Staatsanwalt abzugeben. — 
Daß Heinzen auch aus dem Vororte Bern ausgewieſen werden würde, 
war nach der diplomatiſch⸗büreaukratiſchen Wandelung Hrn. Ochſenbeins 
zu erwarten. Bleibt ihm nur noch die franzöſiſche Schweiz als Aſyl. 
Der franzöſiſche Geſandte hat ihm nicht nur ein Aſyl, ſondern ſogar das 
Viſum für die Durchreiſe durch Frankreich verſagt. Er hat ſich deßhalb 
an Guizot ſelbſt gewendet. 

Frankreich. Die Kammern ſind eröffnet. Die Thronrede hat, 
wie das zu erwarten war, gegen die Einverleibung Krakau's und gegen 
die Verletzung der Wiener Verträge proteſtirt; die Kammer hat dieſen 
Proteſt noch verſchärft. Uebrigens hoffen Thronrede und Adreſſe auf Er⸗ 
haltung des Friedens, die auch nicht zu bezweifeln iſt, obgleich von der 
Tribüne mehrmals erklärt wurde, daß Frankreich jetzt durchaus nicht mehr 
an die Wiener Verträge gebunden ſei, wobei es nur gewinnen könne. 
Erfreulich iſt es aber, daß bei dieſer Gelegenheit, namentlich von Hrn. 
Montalembert in der Pairskammer, das Geſchrei nach der Rheingränze 
gebührend gegeißelt und auf ein Bündniß Frankreich's mit Deutſchland 
ſtatt des engliſchen und ruſſiſchen hingewieſen wurde. Wir haben ſchon 
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früher nachgewieſen, daß ein ſolches Bündniß für Deutſchland das natür⸗ 
lichſte und nützlichſte wäre. Ueber die ſpaniſchen Heirathen und den da⸗ 
durch veranlaßten Bruch der entente cordiale mit England wird zwar 
Hr. Thiers den Miniſtern Malicen genug ſagen und es iſt auch nicht zu 
läugnen, daß Hr. Guizot trotz ſeines ſonſtigen Puritanismus kein ſehr 
ehrliches Spiel geſpielt, vielmehr Lord Palmerſton arg dupirt hat. In 
Bezug auf fein Verſprechen, die Heirathen ſollten nicht gleichzeitig 
ſtattfinden, machte er gar die kindiſche Entſchuldigung geltend, die Königin 
wäre auch vor der Infantin verheirathet d. h. die Ceremonie wurde an ihr 
5 Minuten früher vollzogen. Indeſſen haben ſich in dieſer Frage die HH. 
Dufaure und Billault von Thiers getrennt und eine eigene Partei, die f. 
g. unabhängige Linke gebildet, weßhalb auch das Verfahren der Miniſter 
von der Kammer gebilligt werden wird. Auch dieſe junge Linke weift 
nämlich das Bündniß mit England zurück und wendet ſich Deutſchland zu. 
Trotzdem iſt es aber immer möglich, daß Hr. Guizot, deſſen Halsſtarrig⸗ 
keit Louis Philipp nicht fo gut zuſagt, als die Geſchmeidigkeit Molé's, 
nebſt dem heißblütigen Lord Palmerſton der entente cordiale zum Opfer 
gebracht werden. a 

Wichtiger als dieß ſind die Aeußerungen der Thronrede über die 
herrſchende Noth, die ſie im vollſten Maaße anerkennt. Es wäre auch 
freilich vergebliche Mühe geweſen, ſie abzuläugnen, wenn die Zeitungen 
täglich aus allen Gegenden des Landes Tumulte aus Noth, gemaltſame 
Wegnahme von Lebensmitteln und blutige Konflikte des hungrigen Volkes 
mit dem Militair melden. Die ehrenwerthen Deputirten murrten bei den 
Paragraphen der Thronrede über die Noth und ſtießen Freudenrufe aus bei 
der Angabe der Maaßregeln zur Beſeitigung derſelben. Wir wollen ab⸗ 
warten, was ſie weiter dazu thun, bezweifeln aber leider im Voraus, daß 
wir in dieſe Freudenrufe einſtimmen können. 

England. Auch hier iſt das Parlament eröffnet. Nach einer 
trockenen Proteſtation gegen die Einverleibung Krakau's, nach einigen kal⸗ 
ten, verdießlichen Worten über die ſpaniſchen Heirathen geht die Thronrede 
mit Ernſt und Beſorgniß auf die namentlich in Irland herrſchende Noth 
ein, von der ſie zugiebt, daß ſie viele Tauſende hinraffe, daß ſie ſchlimmer 
ſei, als die ſchlimmſten Hungerjahre der Vergangenheit. Eine Verſamm⸗ 
lung des Adels und der Gutsbeſitzer in der Rotunda zu Dublin erkennt 
ebenfalls die Noth im vollſten Maaße an; man will aller politiſchen Dif⸗ 
ig s vergeſſen und im Parlament eine „iriſche Partei“ bilden, damit 
vor Allem der ſoziale, materielle und geiſtige Zuſtand des Landes gehoben 
werde. Irland ſolle geholfen werden, ſagte „O'Connell, und wenn 50 
Mill. Pfd. dazu nöthig wären. Uebrigens müſſe die Hülfe haubtſächlich 
in der Zufuhr von Lebensmitteln beſtehen; denn alle Anordnung von Ar⸗ 
beit könne der Noth keine Schranken ſetzen, wenn nicht erſt genügende 
Vorräthe geſchafft würden. 

Zur Bekämpfung dieſer Noth ſchlägt nun die Thronrede zunächſt die 
Aufhebung der Korngeſetze und, damit die Fracht möglichſt herabgedrückt 
werde, auch die Aufhebung der Schiffahrtsakte vor. So können nun alſo 
Schiffe aller Länder Getreide zollfrei einführen; denn das Oberhaus hat 
dieſen Vorſchlag angenommen, und auch im Unterhauſe werden die Pro⸗ 
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Honiften Angeſichts der Noth keine ernſtliche Oppoſition wagen. Um nun 
den Iren aber die ſo herbeigeſchafften Vorräthe auch zugänglich Fir machen, 
will Lord Ruſſell ferner, daß man den iriſchen Grundbeſitzern 50,000 Pfd. 
vorſchieße, um Saatkorn einzukaufen und erhebliche Verbeſſerungen in der 
Landeskultur vorzunehmen. Weigern ſie ſich, Sümpfe auszutrocken oder 
wüſte Ländereien urbar zu machen, ſo nimmt die Regierung dieſe Länder⸗ 
ſtrecken gegen eine kleine Entſchädigung an die Grundbeſitzer an ſich und 
läßt ſie kultiviren, um ſie zu vermiethen oder zu verkaufen. Das engli⸗ 
ſche Volk iſt mit dieſen Vorſchlägen nicht zufrieden. Einmal wären ſie 
nicht ausreichend, um den Hungertod vieler in den entlegenen Diſtrikten 
zu verhindern; die ſchweren Opfer, welche England zugemuthet würden, 
kämen mehr den Gutsbeſitzern, als dem iriſchen Volke zu Gut, namentlich 
der vom Premier vorgeſchlagene Erlaß der Hälfte der Summen, die ſie 
England jetzt ſchulden. Gegen die iriſchen Gutsbeſitzer, namentlich gegen 
die, welche den Schweiß ihrer Pächter im Auslande verpraſſen, wurden im 
Parlamente heftige Ausfälle gemacht. Sie würden ihr Benehmen gegen 
die kleinen Pächter doch nicht nachhaltig ſo verändern, daß eine Verbeſſe⸗ 
rung der Lage derſelben zu erwarten wäre. Das jetzige Pachtſpſtem ſei 
die Wurzel alles Uebels; die „Times“ ſchlug deßhalb ſchon vorlängſt für 
Irland eine neue Vertheilung des Grundeigenthums vor, um dem blutſau⸗ 
geriſchen Pachtſyſtem auf einmal ein Ende zu machen. Daſſelbe Journal, 
welches übrigens auch beſonders beſorgt um ſeinen, reſp. Englands Beutel 
iſt, da die für Irland nöthigen Ausgaben durch Erhöhung der Einkom⸗ 
men⸗ und Beſitzſteuer (income — and propriety- tax) aufgebracht werden 
ſollen, ſieht das einzige Mittel zur Beſeitigung der Noth in der ſofortigen 
Einführung des alten engliſchen eliſabethiniſchen Armengeſetzes, nach wel⸗ 
chem jeder Arme ein Anrecht auf die Unterſtützung der Gemeinde oder des 
Gutsherrn hat. Das wirkſamſte Mittel wäre das gewiß, obgleich die 
Lobpreiſungen der „Times“ ihren Grund in dem Wunſche haben, die Laſt 
den iriſchen Grundbeſitzer allein aufzuladen; für England die Arbeitshäu⸗ 
ſer mit dem alten Armengeſetz wieder zu vertauſchen, wird ſie ſchwerlich 
für nöthig und räthlich erachten. Dabei müſſen wir noch erwähnen, daß 
die reichen Engländer in Hamburg einen Aufruf erlaſſen haben, die Hun⸗ 
gersnoth in Irland durch reiche Beiträge zu lindern und daß die „Börſen⸗ 
halle“ auch alsbald eine Subffription eröffnet hat, die wahrſcheinlich mehr 
eintragen wird, als eine für deutſche Arme. Wir ſind keine exkluſive Na⸗ 
tionale, aber es iſt wahrlich eine alberne Gutmüthigkeit, dem überreichen 
England in der Unterſtützung ſeiner Armen zu Hülfe zu kommen. Kann 
es nicht ſelbſt mit gutem Willen und einiger Aufopferung Rath ſchaffen? 
Und iſt nicht bei uns die Noth ebenfalls groß genug und ſind nicht die 
Mittel zur Abhülfe derſelben viel geringer? Aber freilich das „Anſtands⸗ 
gefühl“ der deutſchen Preſſe ſorgt nebſt anderen Umſtänden dafür, daß 
nicht ſo ſkandalöſe Details über das herrſchende Elend publizirt werden. 
Der bekannte Chartiſtenführer Feargus O'Connor hat jetzt, ähnlich 
wie die amerikaniſchen National⸗ und Sozialreformer, eine Agitation für 
die Befreiung des Bodens d. h. für ein agrariſches Geſetz begonnen. Gott 
habe das Land zum Eigenthum für Alle beſtimmt; ſo viel Grund und 
Boden müſſe Jeder beſitzen, daß er ſich mit ſeiner Hände Arbeit darauf 
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nähren könne, und dieſe freien Grundbeſitzer, dieſe neue Neomanry werde 
die ſicherſte Grundlage der wahren Demokratie bilden. Vorläufig ha⸗ 
ben O'Connor und andere Führer Güter gekauft, welche fo viel Char⸗ 
tiſtenfamilien, als Platz finden, gemeinſchaftlich bebauen ſollen; ſie 
ermuntern alle Arbeiter, ihr Geld zur Erwerbung eines Stückes Grund 
und Boden zu verwenden. Es wird nicht lange währen, namentlich wenn 
dieſe Agitation in Irland ſich verbreitet, daß man wie in Amerika die 
unentgeldliche Ueberlaſſung des Grund und Bodens fordert. Zugleich 
iſt eine „nationale Land⸗ und Arbeits⸗Bank“ d. h. eine Chartiſtiſche De⸗ 
pofiten= und Leihbank gegründet; auch erſcheint eine neue ſozialiſtiſche Mo⸗ 
natsſchrift „der Arbeiter,“ redigirt von O'Connor und Ernſt Jones. 

Spanien und Portugal. In Spanien fängt die Verwirrung 
wieder an und wird nicht enden, ſo lange die ränkevolle Chriſtine ihre 
Hände im Spiel hat. Der verbannte Olozaga, der fähigſte Staatsmann 
Spaniens, wurde der Charte zuwider verhaftet, als er kam, ſeinen Platz 
in den Kortes einzunehmen, und erlangte nur mit Mühe, daß er wieder 
nach Frankreich zurückgeſchickt wurde. Das Miniſterium Iſturiz iſt ge⸗ 
ſtürzt, das neue moderirt⸗abſolutiſtiſche noch nicht gebildet. Dazu tauchen 
an allen Ecken und Enden Karliſtenbanden auf und wie es heißt iſt ſchon 
Cabrera im Lande, um eine nochmalige allgemeine Erhebung der Karliſten 
zu wagen. So wird alſo bald wieder der Bürgerkrieg das ſchöne Land 
verwüſten, der auch in Portugal noch immer wüthet. Die Inſurgenten⸗ 
Generale Bomfim und das Antas find zwar nach tapferem Widerſtande 
von dem Chef der königl. Truppen, Marſchall Saldanha, geſchlagen, weil 
ſie im entſcheidenden Augenblicke von ihren regulären Truppen verlaſſen 
wurden. Sie haben ſich nach Oporto zurückgezogen, ſind aber nicht ent⸗ 
muthigt, ſondern haben mit den ebenfalls aufgeſtandenen Migueliſten ein 
Bündniß geſchloſſen und man ſchlägt ihre Kräfte noch hoch genug an, daß 
man ihnen Vergleichsvorſchläge gemacht hat, obgleich ſie die Königin für 
abgeſetzt erklärt haben. — 

Oeſterreich. Nach einigem Zaudern iſt nun Krakau definitiv mit 
in die öſterreichiſchen Mauthlinien aufgenommen; die Bemühungen der 
Breslauer Deputation, den ſchleſiſchen Handel vor dieſem empfindlichen 
Schlage zu bewahren, ſind alſo doch ohne Erfolg geblieben. — Für die 
große Maſſe der Bevölkerung iſt eine Amneſtie wegen der Galliziſchen In⸗ 
ſurrektion erlaſſen; nur gegen die Rädelsführer, gegen die, welche thätigen 
Antheil genommen haben, gegen Beamte, Prieſter und Advokaten ſoll die 
Unterſuchung fortgeführt werden. — Durch ein Cirkularſchreiben an alle 
Länderſtellen der öſterreichiſchen Erblande hat die Regierung verfügt, daß 
fortan alle Zehnten und Frohnden auf dem Wege freiwil⸗ 
liger Uebereinkunft in andere Leiſtungen umgeſtaltet oder 
ganz abgelöſ't werden können, wie das ſchon von Joſeph II. be⸗ 
ſchloſſen war, ohne daß er es durchzuſetzen vermochte. Die Zeit hat den 
Widerſtand, an dem jener edle Kaiſer ſcheiterte, zerbrochen. 

Rußland. Vielfache Gerüchte von bedeutenden Truppenanſamm⸗ 
lungen in Polen ließen erwarten, daß Rußland endlich den letzten Schritt 
zur Vernichtung Polens thun und das Königreich gradezu für eine ruſſi⸗ 
ſche Provinz erklären würde. Rußland hat aber gegen dieſen Verdacht 
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entſchieden proteſtirt; es kommt geräufchlofer durch eine Finanzmaaßregel 
zu ſeinem Ziele. Die polniſche Bank zu Warſchau hat plötz⸗ 
lich alle Kapitalien, die hypothekariſch auf den Landgü— 
tern eingetragen ſind, gekündigt. Dadurch wird der Adel rui⸗ 
nirt. Und wie die ruſſiſche Regierung durch die Ablöſungsgeſetze für die 
Bauern den Grund zu einem ruſſiſchen Bauernſtande legte, ſo bringt ſie 
durch dieſe Finanzmaaßregel viele Rittergüter zum Verkauf und wird ſchon 
dafür ſorgen, daß ſie in die Hände von Ruſſen kommen. Die polniſche 
Sprache wird bald nur noch im Auslande geſprochen werden; im eigenen 
Vaterlande wird man ſie bald nicht mehr verſtehen. L. 


Nachſchrift. 


Die lange erwarteten Veränderungen in der ſtändiſchen Verfaſſung 
Preußens ſind endlich am 3. Februar angeordnet. Ich theile den Leſern 
kurz die Grundzüge mit. Es iſt keine Konſtitution, die uns gegeben 
iſt, ſondern die Provinzialſtände treten ſo, wie ſie ſind, zu einem 
Vereinigten Landtage (nicht Reichsſtände) zuſammen, um die 
durch frühere Geſetze angeordnete Zuſtimmung zu Anlei⸗ 
hen, zur Erhöhung beſtehender, zur Einführung neuer 
Steuern zu geben. In dieſen Fällen beräth der Herrenſtand mit 
den drei übrigen Ständen gemeinſchaftlich, ſonſt ſeparat (als Oberhaus 2). 
Das gilt aber nur für Friedenszeiten; im Fall eines beſtehenden 
oder drohenden Krieges wird nur die Deputation für das Staatsſchul— 
denweſen wegen Anleihen befragt und der König behält ſich die Erhebung 
außerordentlicher Steuern vor. Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs- 
zölle ſind gleichfalls ausgenommen. Der Vereinigte Landtag kann Bitten 
und Beſchwerden über innere Angelegenheiten des ganzen Staates oder 
mehrerer (nicht einer) Provinzen an den König bringen, wenn ſich in 
beiden Verſammlungen ½ der Stimmen dafür ausge- 
ſprochen haben. Iſt nur einfache Majorität gegen einen von der 
Regierung vorgelegten Geſetzentwurf da, ſo ſoll auch die Anſicht der 
Minorität dem König mitgetheilt werden. Andere Beſchlüſſe werden 
mit einfacher Majorität gefaßt. Bei gemeinſchaftlichen Berathungen führt 
der Marſchall des Herrenſtandes den Vorſitz. Der Vereinigte Lands 
tag ſteht mit den Kreisſtänden, Gemeinden und anderen 
Körperſchaften, ſo wie mit den von ihm vertretenen Stän⸗ 
den und einzelnen Perſonen in keinerlei Geſchäftsverbin⸗ 
dung und dieſelben dürfen den Abgeordneten weder In⸗ 
ſtruktionen noch Aufträge ertheilen. Auch dürfen Bitten und 
Beſchwerden bei dem Verein. Landtage nur von Mitgliedern deſſel⸗ 
ben angebracht werden. Zurückgewieſene Bitten und Beſchwerden dürfen 
nicht von demſelben Landtage und ſpäter nur mit neuen Gründen erneuert. 
werden. Miniſter und Beamten, die der König beſtimmt, dürfen den 
Sitzungen beiwohnen. 

Die Einberufung des Verein. Landtages findet Statt, wenn es 
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der König für nöthig hält. Den Geſchäftsgang hat er ſich zu be⸗ 
ſtimmen vorbehalten. Ob die Sitzungen öffentlich ſein ſollen, darüber ſagt 
das Patent Nichts, wahrſcheinlich ſollen ſie es alſo nicht ſein. 

Außerdem ſollen die ſtändiſchen Ausſchüſſe der Provinzial⸗Landtage 
zu einem vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe nach Ermeſſen des 
Königs, mindeſtens alle 4 Jahre zuſammentreten. Er hat ſeinen 
Rath, wenn er verlangt wird, zu ertheilen bei Veränderungen 
in Perſonen- und Eigenthumsrechten, vertritt den Verei⸗ 
nigten Landtag, wenn dieſer nicht verſammelt iſt, in ſeinen Funk⸗ 
tionen bei'm Staatsſchuldenweſen (Rechnungsabnahme), und hat 
Petitionsrecht, wenn die Petitionen nicht eine Verände- 
rung der ſtändiſchen Verfaſſung bezwecken. 

Endlich wird eine ſtändiſche Deputation für das Staats- 
ſchuldenweſen gebildet aus 8 Mitgliedern, von denen jeder Provinzial⸗ 
Landtag eines (nebſt 2 Stellvertretern) aus feiner Mitte auf 6 Jahre 
wählt. Dieſe Deputation tritt wenigſtens einmal im Jahre zuſammen 
und wird durch den Miniſter des Inneren einberufen; die Mitglieder wer⸗ 
den vereidigt. Sie ſoll, wie oben bemerkt, bei Anleihen in Kriegs⸗ 
zeiten mitwirken, die eingelöſ'ten Staatsſchuldſcheine gemeinſchaftlich 
mit der Haubtverwaltung der Staatsſchulden in Verſchluß nehmen und 
ihre Depoſition bei'm Kammergericht bewirken, die Jahresrechnung über 
die Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden nach der Reviſion der 
Oberrechnungskammer prüfen und etwaige Gutachten an den Vereinigten 
Landtag oder Ausſchuß vorbereiten, und kann endlich außerordentliche 
Reviſionen der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe und der Kontrole der Staats⸗ 
papiere vornehmen. Nächſtens mehr darüber! — L. 


hd 


Rheda, Ende Dezember. 


Im Oktoberhefte dieſes Blattes theilte ich den Leſern mit, daß die 
mir vom Oberlandes= Gerichte zu Paderborn bewilligten, auf meine Ko⸗ 
ſten angefertigten Abſchriften der Erkenntnißgründe der beiden in mei⸗ 
nem Preßprozeſſe geſprochenen Urtheile mir durch eine Verfügung deſſel⸗ 
ben Obergerichts unter Androhung von Gewalt wieder weggenommen 
wurden. Ich reichte deßhalb eine Civilklage gegen die Mitglieder des 
genannten Obergerichts auf Zurückgabe der Erkenntniſſe und Entſchädi⸗ 
gung bei dem Juſtiz⸗Miniſterium ein, mit der Bitte, mir das Fo⸗ 
rum für das Obergericht zu beſtimmen. Darauf erhielt ich den Beſcheid: 
„Gegen Verfügungen, welche eine Behörde in Angelegenheiten ihres Reſ⸗ 
ſorts erlaſſen habe, ſei der Weg Rechtens nicht zuläſſig; die Intereſſenten 
könnten ſich aber beſchweren. Uebrigens ſehe der Juſtizminiſter ſich von 
Aufſichts wegen nicht veranlaßt, das Gericht zur Zurückgabe enzuweiſen.“ 

Ich ſehe nun zwar nicht recht ein, wie die Wegnahme der in mein 
Eigenthum übergegangenen Erkenntniſſe, welche mir das Obergericht zuer= 
kannt hatte, zu den „Angelegenheiten feines Reſſorts“ gehören fol, nas 
mentlich da der Prozeß längſt vollſtändig durch meine Frei⸗ 
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ſprechung beendigt war. Snbeffen war nach den Worten des Ju⸗ 
ſtizminiſters von einer Beſchwerde kein Erfolg zu erwarten. 

Unterdeſſen habe ich erfahren, daß die quäſt. Verfügung, obgleich 
„Königl. Ober⸗Landes⸗Gericht“ unterzeichnet, vom dem Präſidenten Hrn. 
Lange ohne Zuziehung und Wiſſen des Kollegiums erlaſſen ſei. Ob das 
Kollegium etwas dagegen gethan hat oder thun kann und wird, kann ich 
natürlich nicht wiſſen. Ich werde die Sache ſicherlich durch alle Inſtanzen 
treiben und zunächſt verſuchen, ob ich den Weg Rechtens gegen Hrn. Prä⸗ 
ſidenten Lange betreten kann. 

Der Juſtizminiſter hat dem Vernehmen nach die Namen der Referen⸗ 
ten in beiden Inſtanzen zu wiſſen verlangt und dem Kollegium eine lange 
Belehrung resp. einen Verweis wegen der Urtheilsſprüche zugehen laſſen. 
Die Namen der Referenten hat er erfahren. Das Kollegium hat aber 
dem Miniſter das Recht, ihm eine Belehrung oder einen Verweis wegen 
eines Urtheils zu ertheilen, beſtritten. Und in der That ſcheint die Un⸗ 
abhängigkeit der Richter, auf welche Preußen ſo ſtolz iſt, ernſtlich durch 
ein ſolches Verfahren gefährdet zu werden. Doch ſoll Seitens des Sus 
ſtizminiſters gegen die Mitglieder des mich freiſprechenden Senates eine 
Art von Disziplinar⸗Unterſuchung, Vernehmungen u. dgl. verfügt ſein. 
So ſagt das Gerücht beſtimmt, wie unglaublich die Sache auch klingt. 
Da aber bei allen dieſen Verhandlungen die Amtsverſchwiegenheit drin⸗ 
gend eingeſchärft iſt, ſo habe ich nichts Näheres darüber erfahren können. 

Den weiteren Verlauf dieſer intereſſanten Rechtsfrage theile ich den 
Leſern ſeiner Zeit mit. Es handelt ſich darum, ob gegen Handlungen ei⸗ 
ner Behörde, wenn ihnen der Titel „Amtshandlungen“ vindizirt wird, 
kein Rechtsweg zuläſſig iſt, ob durch eine Verfügung eines Ober⸗Landes⸗ 
Gerichts-Präſidenten einem Bürger brevi manu ein wohl erworbenes, vom 
Gerichte ihm zugeſprochenes Eigenthum weggenommen werden kann, ohne 
daß ihm die Möglichkeit gegeben iſt, es durch eine Klage wiederzuerhalten. 
Dieſe Möglichkeit, alſo die Zulaſſung der Klage wird doch gewiß ſelbſt 
von dem ruhigſten Bürger nicht für eine extravagante Forderung gehalten 


werden. 
Dr. Otto Lüning. 
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Ahnenſtolz. 


Moi noble? oh! vraiment, Messieurs, non. 


Non, d'aucune chevalerie 
Je n'ai le brevet sur velin. 


je ne sais qu'aimer ma patrie; 


Je suis vilain et tres vilain. 


Auf mein untadliges Geſchlecht 
Bild' ich was Rechts mir ein; 
Doch gönn' ich Andren auch das Recht, 
Auf Ahnen ſtolz zu ſein. 
Der eitle Thor nur ſei verlacht, 
Der, weil den Wahn er hegt, 
Er ſei aus beß'rem Teig gemacht, 
Die Naſe höher trägt. 


Mir prangt im hohen Ritterſaal 
Kein düſtres Ahnenbild, 
Kein Harniſch und kein Helm von Stahl, 
Nebſt Lanze, Schwert und Schild, 
Wo ſich der Adel ächt und alt, 
— Wie die Heraldik lehrt, — 
In wilder Beſtien Geſtalt 
Symboliſch noch bewährt. 


Von meinen nächſten Ahnen ſchweigt 
Auch die Geſchichte ganz; 

Kein Erz⸗ und Marmordenkmal zeugt 
Von ihrer Thaten Glanz; 

Doch in die Vorzeit weit hinauf, — 
So weit man Spur entdeckt, — 

Hat ihren ſtillen Lebenslauf 
Nie eine Schuld befleckt. 


Ein Felſenneſt auf ſteilen Höh'n, 
Vor dem dem Wandrer grau''t, 
Wie Geier Beute zu erſpähn, 
Hat Keiner ſich erbau't; 
Dort nicht verjubelt und verzecht, 
In ſtolzem Uebermuth, 
Das durch ſein Fauſt⸗ und Kolbenrecht 
Geraubte fremde Gut. 


Béranger. 


Mir zeugt Fein moderndes Papier 
In des Archives Staub 

Von blut'gen Fehden, von Turnier, 
Mordbrand und Dirnenraub; 

Auch nicht, daß Einer meines Stamms 
Zum heil'gen Grabe zog, 

Weil ihm die Laſt des Sündenſchwamms 
Zu ſchwer am Herzen wog. 


Es diente ihnen nie zur Frohn, 
Bei wildem Jagdgehetz, 

Des Bauernhofs leibeigner Sohn, 
Mit Klapper, Strick und Netz; 

Sie traf nie Fluch und Weheruf, 
Wenn ſeine gold'ne Saat, 

Vom Wild verheert, der Roſſe Huf 
Nun endlich ganz zertrat. — 


Von ſeiner Ernte nahmen ſie 
Vorweg nichts des Gewinns, 
Erzwangen von den Töchtern nie 
Den Kranz⸗ und Buſenzins, 
Nicht endlich, wenn der Meyer ſtarb 
Nicht alles Guts beraubt, 
Von dem, was er im Schweiß erwarb, 
Noch gar das beſte Haupt. 


Sie buhlten nie um Fürſtengunſt, 
Um falſchen Glanz und Schein; 
Sie drängten nie, mit Höflingskunſt, 

Sich keck in Pfründen ein, 
Und keinem ungerathnen Sohn 

Ward ein Diplom zum Amt, 
Zum Voraus in der Wiege ſchon, 

Vom Vater angeſtammt. — 
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Auch ſchwang von ihnen, oder ſchlich, Durch dieß und Gleiches haben ſie, 
Durch feiler Stimmen Kauf, f So weit man Spur entdeckt, 

Kein reicher, ſchlauer Domherr ſich Den angeſtammten Adel nie 
Zum Fürſtenſtuhl hinauf, Mit einer Schuld befleckt, 

Auf dem er, — wie ein Tantalus, — Und das iſt mehr als Thatenglanz, 
Im Landesfette ſchwamm, Dem Tugendglanz gebricht! — 

Und den ergeizten Ueberfluß Denn Ruhm und Macht und Lorbeerkranz 
Vererbte auf den Stamm. — Schmückt oft den Böſewicht. — 


So bin ich auf die Ahnen ſtolz; 
Doch bild' ich mir nicht ein, 

Auch ſelbſt ein Zweig von beß' rem Holz, 
Als Andere, zu ſein, 

Was ſtellſt du, Thor, dich über mich, 
Der ſolchen Dünkel hegt? 

Des edlern Stammes rühme ſich, 
Wer beß're Früchte trägt! 


Hilarius Rechtlieb. 
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